"7 BERLIN, SEPTEMBER 1s? . JAHRGANG 9. (werfärkte) FOLGE. 


5 Aerausgeber:DerKeichsorganifationsleiter deetlSDAp, 


Anſere Sammelmappe 1937 
Nuch für den wichtigen Jahrgang 1937 liefert der Zentralverlag der 
NSd Ap. wieder den bereits beſtens bekannten und bewährten 
Rohleinen=-Jahreseinband, aber mit dem neuen Stabbinoͤeſyſtem. 
Diefe Sammelmappe zum bequemen Selbſteinbinoͤen der 
Schulungsbriefe in Buchform iſt zum Preiſe von 1,10 RM. 
erhältlich, wenn die der vorliegenden Folge beigelegte Beſtell⸗ 
karte ausgefüllt und an die RP ee der ASDAP. 
eingeſchickt wird. 
Fehlende Folgen des Jahrgangs 1937 tönnen = dem gleichen 
Wege beftellt und nachgeliefert werden; ebenſo Sammelmappen 
1934-36 und zum Teil auch die dazugehörigen Schulungsbriefe. 
Jeder Freund und Leſer der Schulungsbriefe hat Jo die Möglich⸗ 
keit, ſich ein wertvolles Handbuch unſerer Weltanſchauung zu 
beſchaffen. Gerade eine umfaſſende nationalſozialiſtiſche Würdͤi⸗ 
gung der jüngeren deutſchen Vergangenheit Belt ein für ſede 
Haus⸗ und Amtsbücherei wichtiges Werk dar. Der Wert der 
einzelnen Schulungsbrieffolgen wird mit Hilfe einer Sammel: 
mappe vervielfältigt. 
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Das zentrale Monatsblatt der lug DH D und DNF (hauptichulungsamt der 
NSDAD.und Schulungsumt der DRK Herausgcher⸗ Der Hrichsorguniſations leiter 


Als Bismarck dem kulturellen Streben der deutlchen 
Nation die ſtaatspolitiſche Einigung folgen lieh, ſchien 
damit für immer eine lange zeit des Haders und des 
Krieges der deutſchen Stämme untereinander beendet 
zu lein. Getreu der Kailerproklamation nahm unler 
Dolk teil an der Mehrung der Güter des Friedens, der 
Kultur und der menlchlichen Gelittung. Es hat das 
Gefühl feiner Kraft nie gelöft von der tief empfun⸗ 
denen Verantwortung für das Gemeinſchaftsleben der 
europäilchen Nationen. 
In diele Zeit der ltaats⸗ und machtpolitiſchen Eini⸗ 
gung der deutſchen Stämme fiel der Beginn jener 
weltanſchaulichen Auflölung der deutſchen Volksge⸗ 
meinſchalt, unter der wir heute noch immer leiden. Und 
dieler innere derfall der Nation wurde wieder einmal, 
wie lo oft, zum Verbündeten der Umwelt. 


Der Führer am 21. März 1933 
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Don der Dr M. von Rlocber: SE 


Mitporitumg am lldguem - 


Deutſche Außenpolitikiszrisu ` 


Als am 18. Januar 1871 unter dem Schutze der 
verbündeten deutſchen Armee der König von 
Preußen zum Deutſchen Kaiſer proklamiert wurde, 
begann eine neue Epoche der deutſchen Geſchichte. 
Zum erſtenmal ſeit dem Zuſammenbruch der 
ſtaufiſchen Kaiſermacht wird dem nun 600 Jahre 
währenden Auflöſungsprozeß der deutſchen Nation 
Einhalt geboten. An die Stelle der Zerſplitte⸗ 
rung in dynaſtiſche Einzelſtaaten, mit ihren 
unheilvollen Kriegen Deutſcher gegen Deutſche 
zugunſten fürſtlicher Intereſſen, tritt nun wieder 
der feſtgefügte Bau eines Deutſchen Reiches. 
Dieſe Errichtung einer ſtarken europäiſchen 
Zentralmacht bedeutet das Ende der franzöſiſchen 
Vormachtſtellung, die unter Ludwig XIV. und Na⸗ 
poleon I. ihre Höhepunkte erklommen hatte und die 
unter dem eben niedergeworfenen Napoleon III. 
einen erneuten Aufſchwung erfahren hatte. Es iſt 
vorbei mit der Zeit, in der die Kräfte im deutſchen 
Raum durch den Dualismus Preußen⸗Oſterreich 
und die Schaukelpolitik der deutſchen Mittel⸗ und 
Kleinſtaaten gebunden ſind und Frankreich immer 


auf eine franzöſiſche Partei unter den gegneriſchen 
Lagern rechnen konnte. Das neue Reich iſt Frank⸗ 


reich von den Tagen ſeines Entſtehens an militäriſch 
überlegen. Die Rückkehr des Elſaß und Lothringens 
in den deutſchen Staatenverband iſt der Aus⸗ 
druck für dieſe grundlegende Wandlung. Sie ſtellt 
die Wiedergutmachung des Deutſchland in der Zeit 
der höchſten Türkenbedrohung zugefügten Raubes 
dar (Siehe Schulungsbrief, Folge 12/36) und ver⸗ 


riegelt nunmehr Frankreich den Zugang zum Rhein, 


die Ausfallspforte nach Deutſchland. Für Frank⸗ 
reich freilich wird dieſes Elſaß⸗Lothringen zum 
Symbol für den Sturz aus der Höhe der euro⸗ 
päiſchen Vormachtſtellung. Die Revanchepartei ver⸗ 
bindet mit dem Wunſch einer erneuten Losreißung 
dieſer deutſchen Länder das unverrückbare Ziel der 
Wiedererrichtung der franzöſiſchen Vormacht auf der 
Baſis einer Zertrümmerung der Einheit des Deut⸗ 


ſchen Reiches. 
— 


Raum und Volk 


In dem feſtgefügten Bau des neuen Reiches und 
unter dem Schutze ſeiner Machtſtellung ſollte ſich 
nun, ungehindert von äuß⸗ren Eingriffen, die innere 
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deutſche Entwicklung und der gewaltige wirtſchaft⸗ 
liche Aufſtieg vollziehen können. So iſt die Reichs⸗ 
gründung wohl der Ausgangspunkt des ungeahnten 
Aufſchwunges des reichsdeutſchen Volkes, aber ſie 
bleibt doch von einer tiefen Tragik überſchattet. Der 
jahrtauſendalte Fluch der dynaſtiſchen Zerriſſenheit 
liegt auch über ihr. Der Gegenſatz der Häuſer 


Hohenzollern und Habsburg 


führt zur unheilvollen Zerreißung des deutſchen 
Raumes und des deutſchen Volkes. Ein Drittel 
des deutſchen Raumes, die deutſchen 
Alpen- und Sudetenländer und ein Fünf⸗ 
tel des deutſchen Volkes, die zehn Mil- 
lionen Deutſche des habsburgiſchen Kai— 
ſerſtaates, bleiben jenſeits der Reichs- 
grenzen. Die uralten deutſchen Länder der Krone 
Habsburg, Vorarlberg und Tirol, die beiden Öfter- 
reich ob und nid der Enns, Salzburg, Steiermark 
und Kärnten, ebenſo wie der deutſche Volks⸗ und 
Kulturboden in Böhmen, Mähren und Öfter- 
reichiſch⸗Schleſien, bleiben dem Zweiten Reiche fern. 
Sie bleiben fern, obwohl ſie über ein Jahrtauſend 
Länder des Erſten Reiches waren und noch im 
19. Jahrhundert dem Deutſchen Bund angehört 
hatten. Durch den Bruderkrieg von 1866 und die 
kleindeutſche Reichsgründung ſind nicht nur die locke⸗ 
ren ſtaatlichen Bande zerriſſen worden, ſondern 
auch die geiſtige Entwicklung der Deutſchen im 
Reich und der Deutſchen jenſeits der Reichsgrenzen 
klaffte auseinander. Verſtändnislos ſtand der 
ſchwarzweißrote Patriot dem völkiſchen Ringen der 
deutſchen Volksgenoſſen in der Donaumonarchie in 
der Folgezeit gegenüber, während beſte Kräfte der 
Alpen⸗ und Sudetendeutſchen im Dienſte der Habs⸗ 
burger um die Erhaltung des dynaſtiſchen Viel⸗ 
völkerſtaates rangen. 


Erſt Weltkrieg und Zuſammenbruch haben die Ge⸗ 
meinſamkeit geſamtdeutſchen Denkens im Reich und 
jenſeits der Grenzen wieder zum Allgemeingut 
gemacht. 5 | 

Das Reich ſelbſt follte unter der Tatſache, daß 
es nur einen kleindeutſchen Rumpf umfaßte, in 
ſeiner politiſchen Entwicklung beſtimmt werden. Die 
Ungunſt der Grenzziehung zwang zu politiſchen Ent⸗ 
ſchlüſſen, die das Schickſal des Reiches bis zum 


Weltkrieg und Zuſammenbruch beſtimmen ſollten. 


St 


Es war von ausſchlaggebender politiſcher und ſtrate⸗ 
giſcher Bedeutung, daß Böhmen, die „Zitadelle 
Mitteleuropas“, nicht zum Reiche gehörte. Wie eine 
Feſtung liegt dieſes alte Reichsland der Habsburger 
zwiſchen Schleſien und Bayern, ein zweiter Keil, 
der die deutſche Oſtflanke aufriß. Wie eine ſchmale 
Halbinſel ſchob ſich das reichsdeutſche Schleſien 
zwiſchen das habsburgiſche Böhmen und das ruſ— 
ſiſche Polen. So feſt gefügt die deutſche Grenze 
mit den Vogeſen und der Feſtung Metz nunmehr 
gegen Frankreich war, fo tödlich mußte jede feind- 
liche Koalition ſein, die Oſterreich auf ihrer Seite 
gegen das Deutſche Reich ſah. 


Es war ein Unglück für das ganze deutſche Volk, 
daß der einzige Weg, der eine wirkliche Überwin⸗ 
dung der kleindeutſchen Raumverknappung und der 
Ungunſt der Reichsgrenzen gebracht hätte, nicht be⸗ 
ſchritten werden konnte. Dieſer Weg hätte über die 
Zertrümmerung der Habsburger Monar- 
chie zur völligen Einigung des deutſchen Volkes in 
Mitteleuropa durch Einbeziehung der hiſtoriſchen 


deutſchen Alpen⸗ und Sudetenländer führen müſſen. 


Er hätte die baldige Überwindung der kleindeutſchen 
Etappe durch eine großdeutſche Reichsgründung be⸗ 
deutet. Dieſer Weg war aber für das Bismarckſche 
Reich ungangbar. | 


Das Reich war nicht durch eine revolutionäre, 
nationale Volksbewegung geſchaffen, wie etwa die 
Einheit Italiens. So blieb als Grundlage der 
Politik des Reiches nur das Intereſſe des mächtig⸗ 
ſten deutſchen Bundesſtaates maßgebend, ſo wie 


dieſes auch die deutſche Einigung beſtimmt hatte. 


Das neue Reich war eine konſervative Löſung. 
Ein Bund der Fürſten, war es feiner Natur nach 
konſervativ, nämlich auf die Erhaltung des be 
ſtehenden Beſitzſtandes und der noch vorhandenen 
dynaſtiſchen Rechte gerichtet. Die Zerſchlagung der 
Habsburger Monarchie wäre dem konſervativen 
Prinzip dieſes Fürſtenbundes eine innere Unmög⸗ 
lichkeit geweſen, die Eingliederung ehemalig kaiſer⸗ 


lich⸗öſterreichiſcher Länder unter neuen Dynaſten 


unüberwindlichen Schwierigkeiten begegnet. War 
doch ſchon eine Einigung über die neue Stellung 
Elſaß⸗Lothringens als monarchiſcher Bundes⸗ 
ſtaat unmöglich geweſen und der „Reichsland“⸗ 
Kompromiß geſchaffen worden. Nicht zuletzt aber 
mußte Preußen ſelbſt einer Erweiterung des Reichs⸗ 
gebietes ablehnend gegenüberſtehen, denn die Füh⸗ 
rung der deutſchen Bundesſtaaten baſierte auf der 
Tatſache, daß Preußen nach den Annerionen von 
1866 ſelbſt allein annähernd zwei Drittel des ge⸗ 
ſamten Reichsgebietes darſtellte. Noch war die Zeit 
nicht gekommen, in der die Idee des Reiches an 
ſich den Geiſt der preußiſchen Eigenſtaatlichkeit zu⸗ 
gunſten einer großdeutſchen Ausweitung des Reiches 
überwunden hätte. Noch mußte Preußen durch den 
Hinzutritt der deutſchen Länder Oſterreichs eine Be⸗ 


einträchtigung ſeiner Vormachtſtellung im deutſchen 
Bundesſtaat durch die Verſtärkung des Süddeutſch⸗ 


tums befürchten. | 
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So ließ der dynaſtiſch⸗bundesſtaatliche Charakter 
des Zweiten Reiches eine für die nationale Einigung 
und zugleich für die Sicherheit des Reiches not⸗ 
wendige großdeutſche Expanſionspolitik leider zu 
einer inneren Unmöglichkeit werden. Da die Grenz⸗ 
ziehung des kleindeutſchen Reiches aber gebieteriſch 
nach einer Ergänzung verlangte, ſo trat an die 
SC der Eroberung der deutſchen Länder Habs⸗ 

urgs 


das Bündnis mit der Donaumonarchie 


als die ſtändige Grundlage der deutſchen Außen⸗ 
politik bis zum Weltkrieg. 


Schon 1871 wird das Ziel der Wiederannähe⸗ 
rung an den Gegner von 1866 in Angriff ge- 
nommen. In Gaſtein, in Iſchl und Salzburg 
finden Zuſammenkünfte der beiden Monarchen und 
der leitenden Minifter, Bismarck und Andraſſy, 
ftatt. Hier wird der Beſuch Kaiſer Franz Jo- 
ſephs in Berlin feſtgelegt. Durch 


die Dreikaiſerzuſammenkunft 


im September 1872 in Berlin, an der neben 
Franz Joſeph auch der ruſſiſche Zar teilnimmt, 
wird die Freundſchaft des Deutſchen Reiches mit 
Oſterreich⸗-Ungarn und Rußland dokumentiert. Das 
erſte Ziel der Bismarckſchen Außenpolitik iſt er⸗ 
reicht: Bindung Öfterreih-Ungarns und 
Rußlands zum Zweck der Iſolierung des 
revanchelüſternen Frankreichs. 


Es ſollte ſich allerdings in den folgenden Jahren 
herausſtellen, daß die ruſſiſche Freundſchaft für die 
Mittelmächte ſehr problematiſch war. Schon bei der 
ſog. Krieg⸗in⸗Sicht⸗Kriſe des Jahres 1875 tritt 
Rußland zuſammen mit England betont für ein mili⸗ 
täriſch ſtarkes Frankreich ein. Das hier ſchon er⸗ 
ſchütterte Dreikaiſerverhältnis ſollte in der orien⸗ 
taliſchen Kriſe an dem elementaren Gegenſatz 


zwiſchen Oſterreich und Rußland vollends in die 


Brüche gehen. Als ſich damals im Zuſammenhang 
mit dem Nuſſiſch⸗Türkiſchen Krieg auf dem Balkan 
die Gefahr eines ruſſiſch-öſterreichiſchen Krieges 
zeigte, hat Bismarck Rußland und Oſterreich wiſſen 
laſſen, daß jede Schwächung der Großmachtſtellung 
Oſterreich⸗Ungarns gegen das deutſche In⸗ 
tereſſe verſtoße. 


Der Berliner Kongreß 1878, 


an dem unter Bismarcks Vorſitz alle europäiſchen 
Mächte zur Regelung der Balkanfrage zuſam⸗ 
mentraten (ſiehe Bildſeite 3, Schriftltg.), ſollte 
die Unſicherheit der deutſch-ruſſiſchen Beziehungen 
und die Notwendigkeit einer feſten Bindung Öfter- 
reichs erkennen laſſen. Schon ein Jahr darauf, 
1879, wird der Zweibund zwiſchen dem Reich 
und Oſterreich⸗Ungarn abgeſchloſſen. In der Denk⸗ 
ſchrift, die Bismarck an ſeinen Kaiſer ſchreibt, um 
ihm die Notwendigkeit des Bündniſſes vor Augen 
zu ſtellen, weiſt er darauf hin, daß das kleindeutſche 
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Reich einer Ergänzung durch Oſterreich bedarf. 
Bismarck ſchreibt: 


„Der Gedanke, daß ein Defenſivbündnis mit 
Oſterreich als Erſatz der Garantien, welche früher 
der Deutſche Bund gewährte, den Abſchluß der 
deutſchen Politik Euerer Majeſtät zu bilden 
haben werde, iſt für mich kein neuer. Ich habe 
ſchon bei den Friedensver handlungen 
in Nikolsburg 1866 der taufendjähri- 
gen Gemein ſamkeit der geſamtdeutſchen 
Geſchichte gegenüber das Gefühl ge- 
habt, daß für die Verbindung, welche 
damals zur Reform der deutſchen Ver⸗ 


faſſung zerſtört werden mußte, früher 


oder ſpäter ein Erſatz von uns zu be⸗ 
ſchaffen ſein werde.“ 


An die Stelle der Zuſammenfaſſung des deut⸗ 
ſchen Raumes durch den 1866 zerſchlagenen Deut⸗ 
ſchen Bund ſoll nun nach Bismarcks Willen ein 
Bund zwiſchen dem Reich und der Donaumonarchie 


treten. Bismarck denkt ſich dieſes Bündnis weit⸗ 


gehender, als es dann ſpäter verwirklicht werden 
konnte. Er will eine dauernde vielſeitig organiſche 
Verbindung der beiden Reiche, die ſtaatsrechtlich 
verankert ſein ſoll und nur durch die Volksver⸗ 
tretungen der beiden Reiche gelöſt werden kann. 


Dieſes Bündnisprojekt Bismarcks iſt ein Wieder⸗ 
aufleben des alten achtundvierziger Programms, des 
„engeren und weiteren Bundes“. Auch Bis⸗ 
marcks Ziel iſt die Schaffung eines Hundert⸗Mil⸗ 
lionen⸗Blocks, deſſen ſchlagfertige Organiſation die 
Sicherheit des deutſchen Raumes garantieren ſoll. 
Die Sicherheit für die Zuverläſſigkeit des Bünd⸗ 
niſſes ſieht Bismarck in dem deutſchen Charakter 
Oſterreichs. „Schließlich geſtatte ich mir“, 
fo ſchrieb er in der obenerwähnten Denkſchrift an 
den Kaiſer, „mit Bezugnahme auf die natio⸗ 
nalen Empfindungen im geſamten Deut- 
ſchen Reiche, noch auf die geſchichtliche 
Tatſache ehr furchtsvoll hinzuweiſen, daß 
das deutſche Vaterland nach tauſendjähriger Tra⸗ 
dition ſich auch an der Donau, in Steiermark und 
in Tirol noch wiederfindet. Dieſe Tatſache 
bleibt für die Haltbarkeit und für die 
Popularität unferer auswärtigen Be⸗ 
ziehungen im Parlament und im Volke 
von weſentlicher Bedeutung.“ 


Das am 7. Oktober 1879 unterzeichnete Bünd⸗ 
nis zwiſchen dem Reich und der Donaumonarchie 
blieb weit hinter Bismarcks Plan zurück. Der 
Außenminiſter der Donaumonarchie, der Ungar 
Andraſſy, widerſetzte ſich mit Erfolg einer ſo 


feſten Bindung Oſterreich⸗Ungarns an das Reich. 


Der abgeſchloſſene Zweibund blieb lediglich ein völ⸗ 
kerrechtliches Defenſivbündnis, ohne feſte ſtaats⸗ 
rechtliche, wirtſchaftliche und ſonſtige Ergänzungen. 
Das Abkommen beſagte lediglich, daß der Bündnis⸗ 
fall in Kraft tritt, wenn eine der beiden Mächte 


von Rußland angegriffen würde. 
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Ein ſo verklauſulierter Defenſivvertrag war zu 
ſchwach, um ein wirkliches Gegengewicht gegen die 
innere Auflöſung der Donaumonarchie und eine 
Stärkung des deutſchen Elementes in ihr zu bilden, 
aber doch wieder ſtark genug, das aufſtrebende Reich 
auf Gedeih und Verderben mit dem Vielvölker⸗ 


ſtaate zu verbinden. Bis zum bitteren Ende des 


Zuſammenbruches beider Reiche haben die Deut⸗ 
ſchen des Reiches und der deutſchen Länder Habs⸗ 


burgs ſo für einen Staat gekämpft, deſſen deut⸗ 


ſcher Charakter von Jahrzehnt zu Jahrzehnt mehr 
und mehr verlorengegangen war. 

Bismarck hatte in der Donaumonarchie noch das 
deutſche Oſterreich der Geſchichte geſehen. Aber das 
deutſche Element in der Monarchie iſt, ſeitdem die 
Reichsgrenze es vom Mutterland trennt, in einen 
hoffnungsloſen Abwehrkampf gegen das Vordringen 
der nichtdeutſchen Nationalitäten verwickelt. Nicht 
nur, daß in der ungariſchen Reichshälfte der deutſche 
Einfluß ſeit dem Ausgleich mit Ungarn vollſtändig 
zu Boden liegt und die Madjaren eine Politik 
der Unterdrückung und Entnationaliſierung der deut⸗ 
ſchen Volksgruppen durchführen, in der öſterreichi⸗ 
ſchen Reichshälfte ſelbſt liegen die zehn Millionen 
Deutſchen im Kampf gegen 8/2 Millionen Tſche⸗ 
chen, Slowenen, Kroaten, Serben und 


Italiener, ein Kampf, bei dem die ſieben Mil⸗ 


lionen Polen und Ruthenen des Kronlandes 
Galizien immer wieder den Ausſchlag gegen 
das Deutſchtum gaben. Mit der Proklamation des 
„hiſtoriſchen Staatsrechts“, d. h. mit der 


Forderung eines tſchechiſch geführten 3. Staates 


neben Oſterreich und Ungarn, dem das geſamte 
Sudetendeutſchtum ausgeliefert werden ſollte, ſtan⸗ 
den die Tſchechen an der erſten Stelle gegen das 
Deutſchtum. Seitdem aber das geſamte Deutſchtum 
der Monarchie gegen die habsburgiſche Okkupation 
Bosniens und der Herzegowina opponierte, 
um einen weiteren Zuwachs flawiſchen Gebietes ab- 
zuwehren, ſtanden in Wien Herrſcherhaus und Re⸗ 
gierung gegen das Deutſchtum und begünſtigten die 
Slawiſierungsbeſtrebungen der Tschechen. Das 
Bündnis mit dem Reich wird tatſächlich zum Anlaß 
eines antideutſchen Kurſes, denn um die Tſchechen 
mit dem außenpolitiſchen Kurs zu verſöhnen, werden 
ihnen im Innern Zugeſtändniſſe über Zugeſtändniſſe 
gemacht. Schon ein Jahr nach Abſchluß des Bünd⸗ 
niſſes beginnt mit der Taaffeſchen Sprachen 
verordnung (Graf Taaffe, ſeit 1879 Innen⸗ 
miniſter und im gleichen Jahr zum Miniſterpräſi⸗ 


denten ernannt, kam den Forderungen der Slawen 


in der Frage der Amtsſprache und im Schulweſen 
weitgehendſt entgegen. So erließ er Sprachenver⸗ 
ordnungen über die Doppelſprachigkeit der Be⸗ 
hörden für Böhmen und Mähren [19. 4. 1880], 
für die ſloweniſchen Gebiete [29. 4. 1882] und für 
Oſterreichiſch⸗Schleſien [20. 10. 1882) jener un⸗ 
heilvolle Kurs der Befriedigung der „tſchechiſchen 


Wünſche“, an deſſen Ende beim Zuſammenbruch 


folgerichtig die Unterwerfung des Sudetendeutſch⸗ 
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„nationale Pflicht gegenüber 


ſeinem erbitterten Abwehr⸗ 


tums und die Errichtung 
eines deutſchfeindlichen tſche⸗ 
chiſchen Staates in Böhmen 
ſteht. Dem deutſchen Volk 
in Oſterreich aber wird die 
Nachgiebigkeit gegenüber der 
ſlawiſchen Vorherrſchaft im 
Habsburgerſtaat als eine 


Deutſchland“ gepredigt, weil 
die Befriedigung der Slawen 
die Bündnisfähigkeit der 
Donaumonarchie zugunſten 
des Reiches erhöhe. 

Das Reich hat das deutſche 
Volk im Habsburgerreich in 


kampf gegen die Slawiſie⸗ 
rungsmethoden von Herrſcher⸗ 
haus und Regierung, die 
durch den deutſchen Hochadel 
und den politiſchen Katholi⸗ 
zismus nachdrücklich gefördert 
werden, nicht unterſtützt. 
Obwohl der deutſche Charak⸗ 
ter der Habsburgermonarchie 
ja die Grundlage für die 
Feſtigkeit des Bündniſſes ab⸗ 
gab, hütete man ſich in Ber⸗ 
lin peinlich, ſich einer „Ein⸗ 
miſchung“ in die inneren 
Angelegenheiten des Bundes⸗ 
genoſſen ſchuldig zu machen. 
Das formale „Staatsden⸗ 
ken“ hatte das Denken in 
lebendigen Völkern ſo ſtark 
verdrängt, daß man im 
Reich nicht wahrhaben wollte, 
daß die Verdrängung des 
deutſchen Volkstums von der 
führenden Stelle in die Rolle 
einer erbittert ſich wehrenden 
Minorität gleichbedeutend mit 
der inneren Auflöſung des 
Bundesgenoſſen ſein mußte. 
Der Führer hat in „Mein 
Kampf“ ausführlich über den 
Zweibund geſchrieben, und 
wer das deutſch⸗öſterreichiſche 
Problem verſtehen will, muß 
das nachleſen, was der Führer aus eigener An⸗ 


ſchauung der öſterreichiſchen Verhältniſſe dazu ſagt. 


Hier ſei nur ein kurzer Abſchnitt angefügt (I. Band 
1925, Seite 141), der die tragiſche Wirkung des 
Bündniſſes, das Bismarck als eine „geſamtdeutſche 
Einrichtung“ begriffen haben wollte, für den Deutſchen 
der Alpen⸗ und Sudetenländer beleuchtet: „Trä⸗ 

er des Bündnisgedankens waren in 
Ifterreih nur die Habsburger und die 
Deutſchen. Die Habsburger aus Berech- 
nung und Zwang, die Deutſchen aus 
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| Die berühmte „Emfer Depeſche“ 
in der Geheimrat Abeken aus Ems mitteilte, daß Frankreich von Wilhelm 1. eine 
ſchriftliche Derzichterklärung der fjohenzollern auf den ſpaniſchen Thron verlangt 
hatte. Gekürzt veröffentlichte Bismarck dieſe Mitteilung und ſtellte damit die 
Pariſer Politik bloß. m 18. 7. 1870 folgte die Ariegserklätung durch Frankreich 


gutem Glauben und politiſcher — Dumm⸗ 
heit. Aus gutem Glauben, denn ſie vermeinten 
durch den Dreibund dem Deutſchen Reiche ſelber 
einen großen Dienſt zu erweiſen, es ſtärken und 
ſichern zu helfen; aus politiſcher Dummheit aber, 
weil weder das Erſtgemeinte zutraf, ſondern im 
Gegenteil, ſie dadurch mithalfen, das Reich an einen 
Staatskadaver zu ketten, der beide in den Abgrund 
reißen mußte, vor allem aber, weil ſie ja ſelber durch 
dieſes Bündnis immer mehr der Entdeutſchung 
anheimfielen. Denn indem die Habsburger durch 
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das Bündnis mit dem Reiche vor einer Einmen⸗ 
gung von dieſer Seite aus ſicher ſein zu können 
glaubten und leider auch mit Recht ſein konnten, 
vermochten ſie ihre innere Politik der langſamen 
Verdrängung des Deutſchtums ſchon weſentlich 
leichter und riſikoloſer durchzuführen. Nicht nur 
daß man bei der bekannten „Objektivität“ 
einen Einſpruch von ſeiten der Reichs— 
regierung gar nicht zu befürchten 
brauchte, konnte man auch dem öſter— 
reichiſchen Deutſchtum ſelber jederzeit 
mit dem Hinweis auf das Bündnis den 
vorlauten Mund, der gegen eine etwa zu 
niederträchtige Art der Slawiſierung 
ſich auftun wollte, ſofort zum Schwei— 
gen bringen...” 


— 


Herausgewachſen aus der Notwendigkeit der 
geopolitiſchen Ergänzung des kleindeutſchen Reiches 
und notwendig geworden durch den Verzicht, dieſe 
Ergänzung durch Ausdehnung des Reichsgebietes 
zu gewinnen, bleibt das Bündnis mit Oſterreich⸗ 
Ungarn die Grundlage der deutſchen Außenpolitik. 
Sie ſollte ſich während der Kanzlerſchaft Bismarcks 
bewähren, denn um das Mittelſtück des Zweibundes 
führt Bismarck nun ſein groß angelegtes Sicherungs— 
ſyſtem auf. Schon 1881 wird Rußland wieder, nach 
der Ermordung Zar Alexanders II. (13. 3. 1881) 
und der Beſeitigung des panſlawiſtiſchen Führers 
Ignatjew aus der Regierung, zu einer Annäbe- 
rung an die Mittelmächte gebracht. Ein neues 
Dreikaiſerabkommen, das diesmal als Neu⸗ 
tralitätsabkommen beſagt, daß bei einem Krieg mit 
einer vierten Macht die Mächte gegeneinander eine 
wohlwollende Neutralität üben würden, ſtellt das 


Einvernehmen der drei Oſtmächte wieder her, zu dem 


ſich Rußland durch die Spannung mit England 
veranlaßt ſieht. Deutſchland iſt durch die Wieder⸗ 
herſtellung des Einverſtändniſſes zwiſchen den Drei— 
kaiſermächten ſowohl vor der Gefahr eines ruſſiſch— 
franzöſiſchen Zuſammengehens als auch eines ruſſiſch— 
öſterreichiſchen Konfliktes, in dem es einzugreifen 
gezwungen werden könnte, geſichert. Bismarck hat 
um die Bindung Rußlands, als die vom deutſchen 
Standpunkt aus wünſchenswerte Ergänzung des 
Zweibundes, immer gerungen und in ihr eine 
weſentliche Garantie der deutſchen Sicherheit ge- 
ſehen. Daß aber dieſe Bindung Rußlands in keiner 
Weiſe einen Erſatz für die prinzipielle mittel⸗ 
europäiſche Sicherungspolitik abgeben ſollte, bewies 
ſein Telegramm nach Wien, worin er zum Aus⸗ 
druck brachte: 


„Unſer Bündnis von 1879 beruht nicht 
bloß auf dem Buchſtaben des Textes, 
fondern auf der politiſchen Überzeu- 
gung, daß wir einander nicht im Stiche 
laſſen dür fen. Ich erinnere daran, daß 
ich es urſprünglich für immer und bet, 
derſeits nur durch Reichsgeſetz kündbar 
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und die amtliche Verlautbarung vor⸗ 
geſchlagen habe.“ 


Das Neutralitätsabkommen wurde auf drei 
Jahre abgeſchloſſen und 1884 auf weitere drei 
Jahre verlängert. Es iſt damals 1884 durch die 
Dreikaiſerzuſammenkunft in Skierniewiee öffentlich 
bekräftigt und das Einvernehmen der drei Op. 
mächte der Welt gegenüber demonſtriert worden 
(Siehe Bildſeite 4). Trotzdem mußte man ſich 
über die Fragwürdigkeit eines Einverſtändniſſes 
klar fein, deſſen Zuſtandekommen darin ` be, 
gründet lag, daß ſowohl Oſterreich wie Ruß⸗ 
land die Balkanfrage vertagten und Rußland 
durch ſein Vorgehen in Mittelaſien in einen 
akuten Gegenſatz zu England getreten war. Der 
Öfterreichifch - ruffifche Gegenſatz konnte jederzeit 
wieder zum Ausbruch kommen, wenn ſich Rußland 
nach Fehlſchlägen im mittleren oder fernen Oſten 
wieder dem Balkan zuwandte. Die Fortdauer der 
panſlawiſtiſchen Bewegung und ihrer Propa- 
ganda im Zarenreich ſchuf auch in der Zeit des Ein— 
verſtändniſſes die ſtimmungsmäßige Vorausſetzung 
für dieſe Wendung. Die panſlawiſtiſche Bewegung, 
aufgekommen in den 1830er Jahren mit den Tſche⸗ 
chen als eigentlichen Wortführern, erſtrebte eine 
gemeinſame Ausdehnungspolitik aller flawifchen 
Völker. Sie fand eine weitgehende Förderung 
durch Rußland, welches mit ihrer Hilfe feine Bal- 
kanpolitik zu fördern beſtrebt war. Allſlawiſche 
Kongreſſe fanden 1848 in Prag und 1867 in 
Moskau ſtatt. 5 

Neben der Rückendeckung und Sicherung des 
mitteleuropäiſchen Raumes im Oſten ſucht Bis⸗ 
marck durch die c 


Angliederung Italiens an den Zweibund 


nun auch eine Sicherung im Süden durchzuführen. 
Das Ziel des Kanzlers iſt dabei, eine Auf— 
hebung des durch die italieniſche Irredentabe— 
wegung (forderte ſeit 1870 den Zuſammenſchluß 


der noch bei Öfterreich-Ungarn verbliebenen Lan⸗ 


desteile mit vorwiegend italieniſcher Bevölkerung. 
Schriftleitung) bedingten öſterreichiſch-italieniſchen 
Gegenſatzes zu erreichen, da jede Bindung öſter— 
reichiſcher Truppen an der italieniſchen Grenze eine 
Verringerung des öſterreichiſchen Bündniswertes 
bedeuten würde. Schon 1879 war vorübergehend 
die Gefahr eines ruſſiſch⸗italieniſchen Zuſammen⸗ 
gehens gegen Oſterreich aufgetreten. 

Die italieniſche Politik Bismarcks wird unter. 
ſtützt durch das Aufflammen eines ſtarken itali⸗ 
eniſch⸗franzöſiſchen Gegenſatzes, als im Mai 1881 
Frankreich Tunis beſetzte. Das am 20. Mai 
1882 in Wien abgeſchloſſene Bündnis zwi- 
ſchen dem Reich, Oſterreich-Ungarn und 
Italien beſagte, daß die Mittelmächte Italien 


bei einem Angriff durch Frankreich unterſtützen, 


Italien Deutſchland bei einem Angriff 
Frankreichs unterſtützt und Oſterreich zu Hilfe 
kommt, wenn es von zwei Mächten angegriffen 
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wird. Das Bündnis mit Italien fügt ſich alſo 
ganz dem Zweibund als Defenſivbündnis an und 
erweitert dieſen zum Dreibund. 

Mit der Einbeziehung Italiens iſt indeſſen das 
große mitteleuropäiſche Sicherungswerk nicht ab⸗ 
geſchloſſen. Schon 1881 iſt Serbien durch ein 
Defenſivbündnis mit Oſterreich, das durch einen 


Handelsvertrag ergänzt wurde, an die Mittel⸗ 


mächte gebunden worden. Im Laufe des Jahres 
1883 wird auch Rumänien, deſſen Fürſt ein 
Hohenzoller iſt, in das Sicherungsſyſtem einbezogen 
und ein Defenſivbündnis mit ihm abgeſchloſſen. 
Wenn wir das im ganzen überſehen, ſo iſt es 
ein großartiges Syſtem der Sicherheit, das Bis⸗ 
marck zum Schutze des durch ſeine Mittellage und 
die franzöſiſche Revanche bedrohte Deutſche Reich 
errichtet. Ein mächtiges Sicherungswerk, 
das nichts anderem als der Aufrechter⸗ 
haltung des europäiſchen Friedens dient. 
Denn das Kennzeichen dieſer Zeit, da die Führung 
der großen europäiſchen Politik in den Händen Bis⸗ 
marcks lag, iſt, daß keine Bedrohung, keine Über- 
griffe gegen irgendeinen europäiſchen Staat er⸗ 
folgen. Während der ganze Oſten, Südoſten und 
Süden dem Bismarckſchen Syſtem einbezogen iſt, 
pflegt der Reichskanzler ein freundſchaftliches Ver⸗ 
hältnis mit England, übt peinliche Neutralität 
in den engliſch-ruſſiſchen Konflikten und leiht 
Frankreich eine wohlwollende Unterſtützung in 


ſeinen kolonialen Unternehmungen. Die großen 


europäiſchen Gegenſätze ſind durch die Bismarckſche 
Ausgleichspolitik zum Schweigen gebracht, die 
großen Konfliktſtoffe liegen nur an der Peripherie, 
in Afghaniſtan, in Agypten, am Kongo, 
und die damit verbundenen Gegenſätze zwiſchen 
England und Rußland, und Frankreich und 
England bleiben ohne Rückwirkung auf die euro⸗ 
päiſche Lage und die Stellung des Reichs. 


Unter dem Schutz des von ihm aufgebauten 
Sicherungsſyſtems und unter Ausnutzung der Gunſt 
der Lage, wie ſie durch die gleichmäßig guten Be⸗ 
ziehungen zu allen Mächten und die großen kolonial⸗ 
politiſchen Gegenſätze zwiſchen England, Rußland 
und Frankreich beſtand, erwirbt Bismarck die 


Kolonien für das Reich. 


Im April 1884 wird Angra Penquena, das 
ſpätere Deutſch⸗Südweſt, als deutſches Schutz⸗ 
gebiet erklärt. Dort befanden ſich Handelsnieder⸗ 
laſſungen des Bremer Kaufmanns Adolf Lüde⸗ 
ritz (1834 — 1886). Wenige Wochen danach wird 
durch Nachtigal (1834 1885) als Reichs⸗ 
kommiſſar in Togo und Kamerun die deutſche 
Flagge gehißt. Auch hier hatte der deutſche Kauf⸗ 
mann die Grundlage für die Beſitzergreifung gelegt, 
das Haus Woermann hatte dort reiche Nieder⸗ 
laſſungen. Noch 1884 wird auch im Oſten Afrikas 
gegenüber der Inſel Sanſibar Fuß gefaßt. Hier 
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iſt es die Geſellſchaft für deutſche Koloniſation 
unter der tatkräftigen Führung Karl Peters, die 
Verträge mit afrikaniſchen Häuptlingen ſchloß, die 
ſich unter die Oberhoheit der Geſellſchaft ſtellten. 
(Siehe Sch.⸗Br. 8/36.) Im Februar 1885 über⸗ 
nimmt das Reich auch die Schutzherrſchaft über 
Deutſch⸗Oſt afrika. | 

1884 erfolgt auch die Gründung des deutſchen 
Kolonialbeſitzes in der Südſee. Schon 1880 
hatte das Handelshaus Goddefroy um den 
Schutz des Reiches in Samoa gebeten. Die 
Schutzgebietserklärung iſt geſcheitert am Wider⸗ 
ſpruch des ewig kurzſichtigen Reichstages, der die 
notwendigen Subventionen ablehnte. Im Auguſt 
1884 werden dann endlich die Landerwerbungen 
der Handels- und Plantagengeſellſchaft für die Süd⸗ 
ſeeinſeln und der Neu⸗Guineakompanie unter 
den Schutz des Reiches geſtellt. 

England hat bei allen dieſen kolonialen Erwer⸗ 
bungen Schwierigkeiten über Schwierigkeiten be⸗ 
reitet, engliſche Emiſſäre haben in Togo 
und Kamerun und in Südweſt Ein⸗ 
geborenenaufſtände angezettelt und mit 
Waffenlieferungen unterſtützt, ſowie den Sultan 
von Sanſibar zu einer deutſchfeindlichen Haltung 
veranlaßt. Monatelang wird die Anerkennung der 
deutſchen Schutzgebiete verweigert. Seinen beſten 
Rückhalt fand England in dem volksverräteriſchen 
Unverſtand der deutſchen Parteien. Der Jude 
Ludwig Bamberger, ein ehemaliger Bankier, 
erhebt im Namen des Liberalismus Einſpruch 
gegen ſtaatliche Kolonialpolitik und ſtaatliche 
Machtentfaltung, Windhorſt, der Führer des 
Zentrums, benutzt die Oppoſition als Druck⸗ 
mittel, um kirchenpolitiſche Intereſſen des Zentrums 
durchzuſetzen, und der alte Liebknecht, als Wort⸗ 
führer der Sozialdemokraten, proteſtiert im Namen 
des Proletariats gegen die Kolonialpolitik, „die 
nur im Intereſſe der Schnaps⸗ und Pulverkapi⸗ 
taliſten geführt würde“. 

Bismarck hat anläßlich dieſer Auseinander- 
ſetzung bitter die Zwietracht und die enge Be⸗ 
ſchränktheit gegeißelt, die die Parteien des deutſchen 
Reichstages in den für die Nation lebensnotwen⸗ 
digen Fragen an den Tag legen. Von wahrhaft 
prophetiſcher Vorausſicht erfüllt, erklärt Bismarck: 
„Es liegt eine eigentümliche prophetiſche Voraus⸗ 
ſicht in unſerem alten Nationalmythos, daß, ſo oft 
es den Deutſchen gut geht, wenn ein Völkerfrüh⸗ 
ling anbricht, ſtets der Loki nicht fehlt, der ſeinen 
Hödur findet, einen blöden, dämlichen Menſchen, 
den er mit Geſchick veranlaßt, den deutſchen Völker⸗ 
frühling zu erſchlagen. Und der Parteigeiſt, wenn 
er mit ſeiner Lokiſtimme den Urwähler Hödur, der 
die Tragweite der Dinge nicht beurteilen kann, 
verleitet, daß er das eigene Vaterland erſchlage, der 
iſt es, den ich anklage vor Gott und der Geſchichte, 
wenn das ganze herrliche Werk unſerer Nation von 
1866 und 1870 wieder in Verfall gerät und durch 
die Feder hier verdorben wird, nachdem es durch 
das Schwert geſchaffen wurde.“ Selz? 
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Die wegen der deutſchen Kolonialerwerbungen 
entſtandene Spannung mit England war indeſſen 
nur vorübergehender Natur. Der Sohn des San, 
lers, Herbert Bismarck, hat im März 1885 in 
London die Grundzüge der beſcheidenen deutſchen 
Kolonialpolitik entwickelt und das entſtandene Miß- 
trauen gegenüber einer deutſchen kolonialen Rivali— 
tät beſeitigt. Nicht zuletzt war die raſche deutſch— 
engliſche Verſtändigung durch den ruſſiſchen Vor⸗ 
marſch in Afghaniſtan herbeigeführt worden. 

Die in London verkündete Zurückhaltung auf 
kolonialem Gebiet entſprach der grundſätzlichen 
Unterordnung der Kolonialpolitik unter die Er- 
forderniſſe der kontinentalen Machtſtellung Deutſch⸗ 
lands. Die Mittlerſtellung des Reiches 
zwiſchen den Großmächten England, Rußland 
und Frankreich hat die engliſche Nachgiebigkeit 
veranlaßt; zugunſten dieſer Mittlerſtellung und des 
guten Einvernehmens mit England übt Bismarck 
eine abſolute Zurückhaltung in der kolonialen Frage. 
Die kontinentale Mittelſtellung zwingt das Reich, 
ſich nicht in die weltpolitiſchen Auseinanderſetzungen 
verwickeln zu laſſen. Das Wort Bismarcks, daß 
auch die deutſchen Kolonien „vor den Toren 
von Metz“ verteidigt werden müßten, beweiſt, wie 
trotz der kolonialen Erwerbungen die Bismarckſche 
Politik eine rein kontinentale geblieben iſt. — 

Noch im Herbſt 1886 ſollte eine neue Bedrohung 
für das Bismarckſche Sicherheitswerk durch den 
Ausbruch von 


Unruhen auf dem Balkan 


entſtehen. Der Ausbruch des ſerbiſch-bulgariſchen 
Krieges im November 1886 läßt den bisher zurück⸗ 
gedrängten öſterreichiſchruſſiſchen Gegenſatz in 
voller Stärke aufflammen. Damit aber iſt der 
wichtigſte Stein aus dem Dreibund⸗Sicherheits⸗ 
bau herausgebrochen. Die Bindung Rußlands 
durch das Neutralitätsabkommen mit den beiden 
Kaiſermächten iſt angeſichts des im Jahre 1886 
drohenden Krieges hinfällig geworden. Eine Ver⸗ 


längerung des 1887 ablaufenden Abkommens war 
unmöglich. Wieder war klar geworden, daß jeder 
politiſche Vorgang in Europa eine unmittelbare 
Rückwirkung auf das in der Mitte liegende Reich 
ausüben mußte. Die Lage erſchien um fo bedenk⸗ 
licher, als in Rußland die panſlawiſtiſche 
Hetze einen unerhörten Aufſchwung nahm 
und nun zum erſten Male in Verbindung 
mit der franzöſiſchen Revanchebewegung 
tritt. Die von der panſlawiſtiſchen Bewegung ver- 
anſtalteten Agitationsreiſen des franzöſiſchen Chau- 
viniſten Déroulede waren ein bedenkliches An- 
zeichen für die planmäßige Vorbereitung eines 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes gegen die Mittel⸗ 
mächte. 


Nachdem durch das Wiederaufbrechen der 
Balkankriſe die Fortſetzung eines dreiſeitigen Meu⸗ 
tralitätsabkommens unmöglich geworden war, ſucht 
Bismarck nun einen zweiſeitigen Meutrali⸗— 
tätsvertrag zwiſchen Deutſchland und Rußland 
zu erreichen. Nach langwierigen Verhandlungen 
wird am 18. Juni 1887 der ſogenannte 


Rückverſicherungsvertrag 


zwiſchen dem Reich und Rußland auf die Dauer 
von J Jahren abgeſchloſſen. Dieſer geheime Rück⸗ 
verſicherungsvertrag lehnt ſich wörtlich an die Neu— 
tralitätsabkommen von 1881 und 1884 an und 
beſagt, daß Rußland bei einem Angriff Frankreichs 
auf Deutſchland, und Deutſchland bei einem An- 
griff Oſterreichs auf Rußland wohlwollende Neu- 
tralität üben werde. Der Rückverſicherungsvertrag 
läßt Deutſchland völlig freie Hand für ſeine 
Bündnispflicht gegenüber Oſterreich dei einem An⸗ 
griff Rußlands. Der Inhalt des neuen Abkom- 
mens erſchien Bismarck ſelbſt fragwürdig angeſichts 
des zunehmenden Einfluſſes der panſlawiſtiſchen 
Bewegung auf den Zaren. Der eigentliche Wert 
iſt darin zu ſuchen, daß er Rußland von einer ver- 
traglichen Bindung an Frankreich abhält und damit 
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D, Feichsparteitage Aer RK Sd Ap. ſollen denen, die daran teilnehmen, darüber hinaus 
aber auch oͤem geſamten in Nürnberg nicht unmittelbar beteiligten Deutfchland 
ſeeliſche Kräfte vermitteln. Hunderttaufende beſtätigen, daß zum Beispiel allein ſchon 
die Einoͤrücke des Fahneneinmarſches beim Kongreß eine Kundgebung darſtellt, die 
im oͤeutſchen Menſchen unvergeßlich nachklingt und Schwingungen erzeugt, denen 


ſich alle herzen und Seelen öffnen. 
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And Kämpfer ſollt ihr fein, 
Kümpfer für alles ute und Schöne. 


Bazu Heil! Horſt Weſſel 


ur einer war, der vorwärts ſchritt, 
als brach und tot die ficher lagen! 
2 Nur einer war, der für uns fteitt - 
er warf die Saat, ein volk ging mit 
und wollte Dat die Jukunſt tragen! 


Und aus den herzen wuchs der Sieg 

des Glaubens, dem er fi verſchworen! 
Als eine ganze Welt in frieg 

und Not und Elend abwärts ftieg, 

hat ihn das Schickſal uns erkoren! 


nun liegt das Schwert mit ſtarker Kraft 
befreiend über dieſem Werke. 

Was der Triumph des Willens ſchafft, 
wird nimmermehr hinweggerafft! 

In Ehre fteht ein volk der Stärke! 


es rinnt die Jeit.- Das Santkorn reift. 
Bald wird der Schnitter ſich bereiten - - - 
Wenn feine Fauft die genſe greift 

und blitiend durch die halme ſtreicht, 

wird ſtolj dies Volk jur Ernte ſchreiten! 


Kein meiswinkel 


die Iſolierung Frankreichs fortbeſtehen bleibt. Die 
Fragwürdigkeit der Beziehung zu Rußland wirkt 
ſich in einem um ſo ſtärkeren Ausbau des Drei⸗ 
bundes aus und kommt in erſter Linie Italien 
zugute, das bei der Dreibundverlängerung 1887 nun 
ein Zuſatzabkommen erhält, worin ſein Anſpruch 
auf Kompenſationen feſtgelegt wird für den Fall, 


daß Oſterreich Erwerbungen auf der Balkanhalb⸗ 


inſel macht. Bekanntlich hat Italien im Weltkrieg 
dieſe Kompenſationsanſprüche gegenüber Oſterreich 
geltend gemacht. Deutſchland verpflichtet ſich, die 
italieniſche Politik im Mittelmeer zu unterſtützen. 


Die Bedeutung Italiens iſt durch den Zuſammen⸗ 


bruch des Dreikaiſereinvernehmens und durch die 
undurchſichtige Haltung Rußlands gegenüber Deutſch⸗ 
land erheblich geſtiegen. 


Gleichzeitig mit dem Ausbrechen der Balkankriſe 


war in Frankreich infolge einer Niederlage der 
franzöſiſchen Kolonialtruppen in Tonkin das zu einer 
Verſtändigung mit Deutſchland bereite Kabinett 
Ferrys am 30. 8. 1885 durch Clemenceau geſtürzt 
worden. Das Kabinett Ferrys hatte den Ausbau 
des franzöſiſchen Kolonialreiches in Indochina unter- 
nommen und für ſeine kolonialen Beſtrebungen die 
Unterſtützung Deutſchlands geſucht und gefunden. 
Jetzt vollzog ſich eine grundſätzliche Wendung der 
franzöſiſchen Politik, von der mit Unterſtützung 
Deutſchlands durchgeführten Kolonial- 
politik zur antideutſchen Kontinental⸗ 
politik. Die Revanchepartei in Frankreich hat 
damals, wie ſpäter in der Faſchoda-Kriſe, den 
Beweis erbracht, daß ſie fähig war, Frankreich 
zur Aufgabe ſeiner kolonialen Ziele zu veranlaſſen, 
um alle Kräfte einer gegen Deutſchland gerichteten 
Politik unterzuordnen. Der hervorſtechendſte Vier, 


treter der unverſöhnlichen Revancheſtimmung war 


der neue Kriegsminiſter General Boulanger. 
Mit antideutſchen Hetzreden war die franzöſiſche 
Revancheſtimmung derart in Siedetemperatur ge- 
bracht worden, daß im Frühjahr 1887 jeder 
Zwiſchenfall zum Krieg führen konnte. Nur der 
äußerſten Zurückhaltung des Reiches war es zu 
— daß es zu einem offenen Konflikt nicht 
am 


Die franzöſiſche Bedrohung und die trotz aller 


eee enge anhaltende Spannung mit Rußland, 
deſſen offizielle Neutralitätspolitik angeſichts der 
panflamiftifchen Umtriebe und der Sympathiekund⸗ 
gebungen für Frankreich in ä Licht er⸗ 
ſchien, haben zum erſtenmal | 


die Gefahr des Zweifrontenkrieges 


deutlich erſcheinen laſſen. Da gleichzeitig Rußland 
und Frankreich erhebliche Truppenverſtärkungen 
durchführen, iſt das Reich zur erſten Erhöhung 
ſeiner Heeresſtärke geſchritten. Auch dieſe 
Heeresverſtärkung, die bei weitem noch nicht 
die volle Durchführung der allgemeinen 
Wehrpflicht bringt, iſt nur durch Reichs 
tagsauflöſung und Neuwahlen durchzuſetzen. Wieder 
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wollen die Parteien der Sozialdemokratie, der Frei⸗ 
ſinnigen und des Zentrums, die ſpätere Weimarer 
Koalition der Republik, die für die Sicherheit 
Deutſchlands notwendige Heeresverſtärkung zu Fall 
bringen. Bismarck ruft das Volk gegen dieſe Par⸗ 
teien auf, und in den ſogenannten Septennatswahlen 
wird eine konſervativ⸗nationalliberale Mehrheit für 


die Heeresverſtärkung gewonnen. 


Die Spannung mit Rußland veranlaßte Bis⸗ 


marck, am 3. Februar 1888 den Wortlaut des 


deutſch- österreichischen Bündniſſes zu veröffentlichen 
und in ſeiner großen außenpolitiſchen Rede im 
Reichstag am 6. Februar ein Bekenntnis zur 
eigenen Stärke abzulegen, die den Frieden durch 
die eigene Kraft erhalten könne und nicht um 
Freundſchaft zu buhlen brauche: „Die Zeiten 
ſind vorbei, in Liebe werben wir nicht 
mehr, weder in Frankreich noch in Ruß 
land. Wir werden zu unſeren Verträgen ſtehen, 
aber uns durch Drohungen nicht einſchüchtern 
laſſen.“ Am Ende dieſer Rede, fie gleichſam noch 
einmal in ihrem Grundgehalt zuſammenfaſſend, 
ſprach Bismarck die ſtolzen Sätze: „Wir Deutſche 
fürchten Gott, aber ſonſt nichts in der Welt, und 
dieſe Gottesfurcht iſt es ſchon, die uns dem Frieden 
geneigt macht. Wer ihn aber trotzdem bricht, der 
wird ſich überzeugen, daß die kampfesfreudige 
Vaterlandsliebe ein Ro, éi ber Gre deut⸗ 
ſchen Nation iſt.“ 


Die große Kriſe der Jahre 1886 / 87, die blitz⸗ 
artig die Gefährdung der deutſchen Mittellage er⸗ 
hellt hatte, war überwunden. Noch einmal war es 
dem großen Meiſter der Politik gelungen, all der 
Schwierigkeiten Herr zu werden; der Dreibund 


neu gefeſtigt, die franzöſiſche Kriegspartei und Bou⸗ 


langer geſtürzt und durch den Rückverſicherungs⸗ 
vertrag die franzöſiſche Iſolierung trotz allen rujfi- 
ſchen Schwankens aufrechterhalten. Noch einmal 
iſt das große Friedenswerk des Kanzlers geſichert, 
und der „Alpdruck der Koalitionen“ von der 
gefährdeten Mitte des Erdteils gewichen. 


Nun ſucht Bismarck den Schlußſtein in den 
Sicherheitsbau einzufügen, das Bündnis mit 
England. Schon im März 1887 war es ge⸗ 
lungen, England wenigſtens indirekt an das mittel- 
europäiſche Sicherungsſyſtem durch das Mittel— 
meerabkommen Oſterreich — Italien — 
England anzuſchließen, das die Erhaltung des 
status quo im Mittelmeergebiet gegen ruſſiſche 
oder franzöſiſche Angriffe zum Ziel hatte, und dem 
ſich ſpäter auch Spanien anſchloß. Im Januar 
1889 ermächtigt Bismarck den deutſchen Botſchafter 
Graf Hatzfeld zu Verhandlungen mit Salisbury. 
(Mit mehrmaligen Unterbrechungen ab 1885 bis 
1902 engliſcher Miniſterpräſident, bis 1900 ſtets 
auch Außenminiſter). Das Ziel iſt ein deutſch⸗ 
engliſches Defenſivbündnis gegen einen fran⸗ 
zöſiſchen Angriff. Das Bündnis ſoll öffentlich ſein 
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und eine Garantie des Friedens darſtellen. Im 
März weilt Herbert Bismarck im Auftrage ſeines 
Vaters in London, um mit dem engliſchen Premier 
den Bündnisplan zu beſprechen. Aber Salisbury 
lehnt das Bündnis mit der Begründung ab, daß 
die parlamentariſche Mehrheit nicht dafür zu haben 
ſei. England war entſchloſſen, die Rolle der freien 
Hand weiterhin beizubehalten. Noch im Auguſt 
1889 entwickelte Bismarck in einer Miniſterrats⸗ 
ſitzung, daß ſeit 10 Jahren es Ziel und Abſicht der 
deutſchen Politik ſei, England für den Dreibund 


zu gewinnen. 4 


Am 9. März 1888 war Kaiſer Wilhelm J. 
geſtorben und ſchon am 15. Juni des gleichen 
Jahres ſtarb auch ſein todkranker Sohn Kaiſer 
Friedrich III. Mit ihm fiel für die monarchiſche 
Spitze des Reiches die in ihrer Jugendzeit durch 


den Aufſtieg Preußens und die Bismarckſche Politik 


geſchulte Generation aus. Als Wilhelm II. folgte 
der Enkel des erſten Kaiſers. Noch ruht das Steuer 
des Reiches in den Händen Bismarcks, die Konti⸗ 


nuität der deutſchen Außenpolitik ſcheint auch für 


den Fall, daß der greiſe Kanzler von ſeinem Lebens⸗ 
werke ſcheiden mußte, geſichert. Denn in ſeinem 


Sohne, dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, 


Grafen Herbert Bismarck, hatte der Altreichskanzler 
ſeinen Nachfolger geſchult. Als es aber zwiſchen dem 
jungen ſelbſtbewußten und geltungsbedürftigen Kaiſer 
und der Autorität des Kanzlers wegen für die Ge⸗ 
ſamtpolitik des Reiches unweſentlichen Fragen zum 
perſönlichen | u 


Bruch zwiſchen Kaiſer und Kanzler 


kam, da nimmt nicht nur am 18. März 1890 der 
Kanzler ſeinen Rücktritt, ſondern mit ihm verläßt, 
erbittert durch die Haltung des Kaiſers, auch ſein 


Sohn Herbert Bismarck das Amt. Der Bruch 


zwiſchen Kanzler und Kaiſer bedeutet zugleich einen 
Bruch in der Fortführung der deutſchen Außen⸗ 
politik. | 

* 

Der neue Kanzler, General von Caprivi, 
eine einfache, klare Soldatennatur, iſt völlig fremd 
in der Außenpolitik, ebenſo wie der neue Staats⸗ 
ſekretär Freiherr von Marſchall. 


Der erſte folgenſchwere Schritt der neuen Reichs⸗ 
leitung iſt die Nichtverlängerung des Rück⸗ 
verſicherungsvertrages mit Rußland, der 
1890 ablief und auf deſſen Verlängerung die 
Ruſſen drängten (1). Ohne zwingenden Grund ftieß 
man die Ruſſen vor den Kopf mit der Begründung, 
die Bismarckſche Politik ſei „zu kompliziert“ 
und müſſe vereinfacht werden, obwohl dieſe Kompli⸗ 
ziertheit eben der ſchwierigen Mittellage des 
Reiches entſprach. 


Die Folge dieſer unpſychologiſchen Brüskierung 
Rußlands war deſſen Hinwendung zu Frankreich. 
Am gleichen Tage, an dem die franzöſiſche 
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Flotte zu Beſuch in Kronſtadt weilt und 
der Anlaß zu begeiſterten Maſſenkund⸗ 
gebungen iſt, am 23. Juli 1891, beginnen 
die Bündnisverhandlungen in Paris und 
Petersburg, die zur Entente und ſchon im 
Jahre darauf zu einer feſten Militär⸗ 
konvention führen. „Beide Mächte verpflichten 
ſich“, ſo lautet der Artikel I, „falls eine von ihnen 
von einem Mitglied des Dreibundes mit Unter⸗ 
ſtützung des Dreibundes angegriffen werden ſollte, 
ihre Hauptmacht gegen Deutſchland zu werfen.“ 


Was Bismarck 20 Jahre zu verhindern wußte, 
iſt dank der Unfähigkeit des „Neuen Kurſes“ zur 
Tat geworden. Frankreich iſt aus ſeiner Iſolierung 
herausgetreten und hat in Rußland einen Bundes- 
genoſſen gegen Deutſchland gefunden. Wohl iſt auch 
der neue franzöſiſch-ruſſiſche Zweibund defenſiv. 
Aber er verbindet zwei Staaten, in denen eine 
aggreſſive Volksbewegung Einfluß auf die Politik zu 
gewinnen ſucht. Revancheidee und Panſlawismus 
haben ſich gefunden, zwei europäiſche Konfliktsherde, 
Elſaß⸗Lothringen und der Balkan find in 
Kontakt miteinander gebracht worden. 

Die Überlegenheit der deutſchen Vormachtſtellung 
auf dem europäiſchen Feſtlande aber war gebrochen. 
Die bisherige Mittelſtellung zwiſchen den Groß⸗ 
mächten, beſonders zwiſchen England und Rußland, 
war verſcherzt. England iſt nunmehr in den Vor⸗ 
teil der völlig freien Hand gekommen. Die über⸗ 


legene Mittlerſtellung, die bisher Deutſchland inne. 


hatte, iſt auf den Inſelſtaat übergegangen, während 
ſich auf dem Feſtland nun zwei ſtarre Bündnis⸗ 
ſyſteme, der Dreibund und der Zweibund, gegenüber⸗ 
ſtehen, die ſich die Waage halten. * 

Für die deutſche Politik aber beginnt nun jenes 
unheilvolle 


Hin⸗ und Herpendelnn 


zwiſchen England und Rußland, um aus dem 
ſtarren Syſtem, Dreibund gegen Zweibund, 
herauszukommen. Es beginnt der unheilvolle Zick⸗ 
zackkurs, der heute verſucht, Rußland von Frank⸗ 
reich zu löſen und morgen England gewinnen will, 
und der uns zuletzt die Gegnerſchaft beider brachte. 
Je ſtärker ſich aber die Lage gegenüber dem Zwei⸗ 
bund und England verſteifte, um ſo ſtärker wird 
die Abhängigkeit, in die das iſolierte Deutſchland 
gegenüber der verbündeten Donaumonarchie geriet. 
Mehr und mehr verlagert ſich das politiſche 
Schwergewicht und die Initiative von 
Berlin nach Wien, bis zu dem unheilvollen 
Ausbruch des Weltkrieges, den Deutſchland an der 
Seite der Donaumonarchie zu führen gezwungen 


wird. 
de 


Es ift das Verhängnis Deutſchlands geworden, 
daß die grundlegende Verſchlechterung ſeiner Stel⸗ 
lung in Europa zuſammenfällt mit der Notwendig⸗ 
keit, für die immer größer werdende deutſche Be⸗ 
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völkerungszahl und die immer ftärfer out, 
blühende deutſche Induſtrie, die dieſem Bevöl⸗ 
kerungszuwachs den Lebensunterhalt bietet, neue 
Märkte in der Welt zu erſchließen. Das deutſche 
Volk im Reich iſt von 40,8 Millionen im Jahre 
1870 auf 56,3 im Jahre 1900 angewachſen und 
wächſt bis 1910 auf 64,9 Millionen weiter. Aus 
dem Verzicht des Deutſchen Reiches, durch eine Aus— 
weitung der Reichsgrenzen ſeiner wachſenden Be— 
völkerung den nötigen Raum zu erkämpfen, iſt 
Deutſchland gezwungen, dieſe neuen Millionen durch 
den Export von Erzeugniſſen der deutſchen Dn. 
duſtrie zu ernähren und für dieſen Export ſich 
Abſatzmärkte in der Welt zu ſichern. Es blieb dem 
leichtfertigen Optimismus der politiſchen Führung 


des Reiches vorbehalten, zu glauben, daß dieſer Weg 


des Wirtſchaftsimperialismus dem deutſchen Volke 
den Krieg erſparen würde. Der Führer ſchreibt in 
„Mein Kampf“ (1/156): n 
„Wenn Deutſchland dieſen Weg beſchritt, dann 
mußte man wenigſtens klar erkennen, daß dieſe Ent: 
wicklung eines Tages beim Kampfe enden würde. 


Nur Kinder konnten vermeinen, durch freundliches 


und geſittetes Betragen und dauerndes Betonen 


friedlicher Geſinnung ihre Bananen holen zu können 


im „friedlichen Wettbewerb der Völker“, wie man 
ſo ſchön und ſalbungsvoll daherſchwätzte; ohne alſo 
je zur Waffe greifen zu müſſen. Nein: wenn wir 
dieſen Weg beſchritten, dann mußte eines Tages 


England unſer Feind werden. Es war mehr als 
unſinnig, ſich darüber zu entrüſten — entſprach aber 


ganz unſerer eigenen Harmloſigkeit —, daß England 


ſich die Freiheit nahm, eines Tages unſerem fried- 
lichen Treiben mit der Roheit des gewalttätigen 
Egoiſten entgegenzutreten ..“ 


Tatſächlich werden die erſten Schritte, die 
Deutſchland in der Weltpolitik macht, begleitet 
von einer zunehmenden engliſch⸗deutſchen 
Gegnerſchaft. Dieſe Gegnerſchaft wird unter- 
ſtrichen durch unglückliche 


Entgleiſungen des Kaiſers, 


ſei es, daß er den Zaren zu einer deuffch-ruffifch- 
franzöſiſchen Verſtändigung auffordert, um der 
engliſchen Expanſion in Afrika und Oſtaſien 
Schranken zu ſetzen, und dieſe Briefe nach London 
weitergeleitet werden; ſei es, daß er, wie im Falle 
der Krüger-Depeſche anläßlich des engliſchen 
Einfalls in Transvaal, offen die Gegnerſchaft 
des engliſchen Volkes herausfordert. Schon 1896 
iſt in England das Buch „Made in Germany“ 
erſchienen, das auf die Gefahr der deutſchen Kon- 
kurrenz hinwies, und am 11. September iſt in der 
führenden politiſchen Zeitſchrift, der „Saturday 
Review“, der bekannte Artikel erſchienen, der die 
Notwendigkeit einer Vernichtung Deutſchlands be⸗ 
hauptete. Eine kurze Probe fol die Grundſätzlich— 
keit der Auseinanderſetzung zeigen 


„England mit ſeiner langen Geſchichte erfolgreicher Offenſiven, mit ſeinem wunderbaren Glauben, 
daß es in Verfolg ſeiner eigenen Intereſſen zugleich Licht unter den im Dunkeln lebenden Völkern 
verbreitet, und Deutſchland, Blut von demſel ben Blut, Bein von demſelben Bein, mit einer 
geringeren Willenskraft, aber vielleicht einer ſchär feren Intelligenz ausgeſtattet, treten in jedem 
Winkel des Erdballs in Wettbewerb. In Transvaal, am Kap, in Zentral-Afrika, in Indien und 
im Orient, auf den Inſeln der Südſee und im fernen Nordweſten, wo nur die Flagge der Bibel, 
und der Handel der Flagge folgte, da ſteht der deutſche Geſchäftsreiſende mit dem engliſchen 
Handelsmann im Kampfe. Gibt es dort ein Bergwerk auszubauen, eine Eiſenbahn zu bauen, einen 
Eingeborenen von der Brotfrucht zum Büchſenfleiſch, von der Temperenz zum Branntwein zu 
bekehren, ſo kämpfen Deutſche und Engländer um den erſten Platz. Eine Million kleiner Streitig⸗ 
keiten erzeugt die größte Kriegsurſache, die die Welt je geſehen hat. Wenn Deutſchland morgen 
ausgelöſcht wäre, ſo würde es übermorgen keinen Engländer in der Welt geben, der nicht um 
ſoviel reicher wäre. Nationen haben jahrelang um eine Stadt oder um ein Erbrecht gefochten: 
Müſſen ſie nicht fechten für einen Handelswert von 200 Millionen Pfund? England iſt die 
einzige Großmacht, die Deutſchland ohne furchtbare Gefahr und ohne Zweifel über den Ausgang 


bekämpfen könnte 


Offener als alle Notenpublikationen und Reden 


Die oſtaſiatiſche Beſitzergreifung 
der Staatsmänner zeigt dieſer Artikel das Grund» . 


beginnt mit einem unglücklichen Vorſpiel. Der 


motiv des damaligen deutſch-britiſchen Gegenſatzes. 
Es ſollte über das Auf und Ab der wechſelnden poli— 
tiſchen Tagesfragen das gleiche bleiben. Dieſe Wirt: 
ſchaftsrivalität aber wird bald ergänzt durch Gegen- 
ſätze, die durch das deutſche Beſtreben, ſich für die 
Wirtſchaftsausbreitung Intereſſengebiete zu ſichern, 
entſtehen. Dieſe Intereſſengebiete ſucht das Reich 
ſich an den wenigen Stellen der Erde, die noch nicht 
dem Zugriff der großen Kolonialmächte verfallen 
ſind, zu ſichern: in Oſtaſien und in der Türkei. 
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Japaniſch⸗Chineſiſche Krieg endete mit dem 
Siege Japans und deſſen Verſuch, durch den 
Frieden von Shimonoſeki 1895 ſich auf dem 
chineſiſchen Feſtland und in Korea feſtzuſetzen. Eine 
gemeinſame Intervention von Rußland, Frankreich 
und Deutſchland, an der ſich England bezeichnen: 
derweiſe nicht beteiligte, veranlaßte Japan zur Auf⸗ 
gabe dieſer Forderung. Deutſchland, das nur daran 
teilnahm, um Rußland für ſeine Oſtaſienpolitik 


12 


eine Rückendeckung zu gewähren, um es fo zu einem 


Zuſammengehen mit Deutſchland zu gewinnen und 
dadurch vom Bündnis mit Frankreich abzuziehen, 


wurde durch ſeinen Geſandten in Tokio bei der 


gemeinſamen Demarche ſo unglücklich vertreten, daß 
es ſich die bis 1914 dauernde Feindſchaft Japans zu⸗ 


zog. Schon damals wurde deutſcherſeits der Gedanke 


einer Feſtſetzung in Oſtaſien gefaßt. Als 1897 zwei 
deutſche Miſſionare in Schantung ermordet 
wurden, gibt dies Anlaß für die Feſtſetzung. Noch 


im November wird Kiautſchau als deutſcher Flotten⸗ 


ftüßpunft beſetzt und durch den Vertag vom 
März 1898 dieſes Gebiet durch China an Deutſch⸗ 
land verpachtet und dem Reich in der Provinz 
Schantung Bergwerks- und Bankkonzeſſionen ein⸗ 
geräumt. Die deutſche Gebietsergreifung iſt der 
Auftakt zur ruſſiſchen Feſtſetzung in Port Arthur 
und Ta⸗lien⸗wan, zur engliſchen in Wei⸗hai⸗ 
wei und zur franzöſiſchen in der Bucht von Kuang⸗ 
tſchau. Die deutſche Feſtſetzung erfolgte ohne ſo— 
fortige Störung der Beziehungen zu den Groß⸗ 
mächten. Die mit dieſer Feſtſetzung aber verbundene 
Komplizierung der politiſchen Lage des Reiches 
durch das Eindringen in die oſtaſiatiſchen Gegenſätze 
mußte ſich in der Folgezeit bemerkbar machen. 


Gleichzeitig mit der Feſtſetzung in Oſtaſien er⸗ 
folgt die | | 


wirtſchaftliche Durchdringung der Türkei. 


Bismarck hatte noch eine politiſche Unterſtützung 


für die Inveſtierung deutſchen Kapitals in der 
Türkei abgelehnt, um die deutſche Unintereſſiertheit 
im nahen Oſten wegen der deutſch-ruſſiſchen Des 
ziehungen aufrechtzuerhalten. Im Herbſt 1897 
wird der bisherige Staatsſekretär von Marſchall 


Botſchafter in Konſtantinopel und betreibt nun die 


Durchdringung der Türkei mit deutſchem Einfluß 
und Kapital. Die Orientreiſe Kaiſer Wil⸗ 


helms II. gibt dieſen Bemühungen die moraliſche 


Unterſtützung. In ſeiner Rede in Damaskus am 
8. November 1898 erklärte der Kaiſer: „Möge 
S. M. der Sultan, mögen die 300 Millionen 
Mohamedaner, die auf Erden in ihm ihren Kalifen 
verehren, deſſen verſichert ſein, daß zu allen Zeiten 
der Deutſche Kaiſer ihr Freund ſein wird.“ Bei 
ſeinem Beſuch beim Sultan wurde das Projekt 
des Bahnbaues nach Bagdad durch eine 


deutſche Eiſenbahngeſellſchaft beſprochen. Dieſes 
Bahnprojekt Berlin — Bagdad, mit einer An⸗ 


ſchlußlinie an den Perſiſchen Golf, fol das Rück⸗ 
grat der wirtſchaftlichen Durchdringung des osma⸗ 
niſchen Reiches durch Deutſchland ſein. In einem 
Brief an Georg von Siemens entwirft der deutſche 
Botſchafter in Konſtantinopel ein Bild dieſer deut⸗ 
ſchen Durchdringung, das deutlich die kapita⸗ 
liſtiſche Bedingtheit der deutſchen Politik erkennen 
läßt. „Wenn ich ein Zukunftsbild male“, ſchreibt 
Marſchall, „wie die Dinge ſich einſt geſtalten 
werden, wenn Deutſchland fortfährt, ſich im Orient 
wirtſchaftlich auszuſtrecken — der Hafen von 
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Haidar-Paſcha, dem zum erheblichen Teil auf 
deutſchen Schiffen deutſche Waren zugeführt werden, 
die Bahnlinie von dort bis Bagdad ein deutſches 
Unternehmen, das nur deutſches Material ver- 


wendet und zugleich für Güter und Perſonen die 


kürzeſte Linie bildet aus dem Herzen Deutſchlands 
nach feinen oſtaſiatiſchen Beſitzungen — fo tritt 
dem vorſchauenden Blick der Moment entgegen, in 
dem der berühmte Ausſpruch (Bismarcks), daß der 
ganze Orient nicht die Knochen eines pom 
merſchen Grenadiers wert ſei, eine inter⸗ 
eſſante hiſtoriſche Reminiszenz, aber keine aktuelle 
Wirklichkeit mehr bildet ...“ 


Der Berlin — Bagdad Plan bedeutet ohne Zwei- 
fel die Eröffnung eines großen Wirkungsfeldes 
für die deutſche Volkswirtſchaft — aber eine neue 
Erſchwerung der deutſchen Politik. Wie in Oſtaſien 
hat ſich nun auch im nahen Oſten das deutſche 
Intereſſengebiet zwiſchen die engliſchen 
und ruſſiſchen Zonen geſchoben. Mit der 
türkiſchen Politik muß das Reich früher oder ſpäter 
in Gegenſatz zu Rußland treten, denn das alte Ziel 
der ruſſiſchen Balkanpolitik iſt die Eroberung 
Konſtantinopels und der Dardanellen, um Rußland 
den freien Zugang zum Mittelmeer zu erzwingen. 
Das deutſche Intereſſe aber verlangt nun die Erhal⸗ 
tung der befreundeten und wirtſchaftlich abhängigen 
Türkei. Meben dem Bündnis mit der ſich out: 
löſenden Donaumonarchie bindet ſich das Reich 
ſo auch noch an den „kranken Mann am 
Bosporus“. Mit der Reaktivierung der Türkei 
und dem Vordringen des deutſchen Einfluſſes an 
den Perſiſchen Golf droht die Gefahr auch eines 


Gegenſatzes zu England, das darin einen Vorſtoß 


auf feinen Lebensnerv, den Seeweg nach In- 
dien, ſehen muß. Dieſe deutſche Politik kann nur 
ſolange von Erfolg begleitet ſein, ſolange der 
Gegenſatz England — Rußland der die Weltpolitik 
beherrſchende iſt. Nur ſolange kann der Einbruch 
in Gebiete, in denen ſich die engliſch-ruſſiſchen In⸗ 
tereſſen überſchneiden, für das Reich gefahrlos und 
ſogar von Gewinn für ſeine Machtſtellung ſein. 
Die deutſche Außenpolitik ging unter 
Wilhelm II. von dem feſten Grundſatz 
aus, daß die engliſch⸗ruſſiſchen Gegen- 
ſätze unüberbrückbar und deshalb ein An- 
ſchluß Englands an den Zweibund un- 
möglich ſei. | | 


Neben den fortdauernden Verſuchen, Rußland 
von Frankreich zu trennen, oder ein Bündnis aller 
Kontinentalmäche, alſo mit Rußland und Frank⸗ 
reich zu erreichen, Verſuche, die bis zu einem vom 
Kaiſer und Zaren gemeinſam entworfenen Defen⸗ 
fiovertrag führten (Zuſammenkunft in Björks 
im Juli 1905), laufen die Bemühungen, ein 
Bündnis mit England zu erreichen. Die wechſeln⸗ 
den Verſuche ſind ebenſo wie der einſtige Vorſchlag 
Bismarcks an der Ablehnung der engliſchen Re⸗ 
gierung geſcheitert. Trotz des Gegenſatzes zu Ruß⸗ 
land war England entſchloſſen, ſich eine völlig freie 
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Hand zu bewahren. In dem Memorandum vom 
29. Mai 1901 hat Salisbury die Gründe feſt⸗ 
gelegt, die England zwingen, das deutſche Bündnis— 
angebot abzulehnen. Wie bei der Bismarckſchen An⸗ 
frage lautet der gewichtigſte Grund: „Die bri— 
tiſche Regierung kann ſich nicht verpflichten, zu 
irgendeinem Zwecke den Krieg zu erklären, es ſei 


denn zu einem Zwecke, den die Wähler unſeres 


Landes billigen.“ 

Die Beunruhigung Englands durch den deut- 
ſchen Aufſtieg auf wirtſchaftlichem und kolonialem 
Gebiet, dem ſich neuerdings noch der Bau 
einer Kriegsflotte hinzugeſellt, iſt deutlich 
zu verſpüren. Als Sicherung gegen das ruſſiſche 
Vordringen in Oſtaſien greift England nach einem 
anderen Bündnis, das ihm wertvoller als das 
deutſche iſt und das ihm die Hand in Europa frei 
läßt. Am 30. Januar 1902 wird das engliſch— 
japaniſche Bündnis in London unterzeichnet. 


Im gleichen Monat beginnen die 


Verhandlungen zwiſchen England und Frankreich 


um einen kolonialen Ausgleich, Verhandlungen, 
aus denen die engliſch-franzöſiſche Entente hervor⸗ 
wächſt. Noch im Winter 1898/99 war durch den 
franzöſiſch-engliſchen Zuſammenſtoß in Faſchoda 
die Gefahr eines Krieges zwiſchen den beiden 
Weſtmächten gegeben. Die Truppen des Generals 
Kitchener ſtießen nach ihrem Sieg über den 
Mahdi bei Omdurman nach Faſchoda vor und 
zwangen dort die franzöſiſche Expedition, die bereits 
gehißte Trikolore wieder zu ſtreichen. Das engliſch— 
franzöſiſche Ringen um den oberen Nil und damit 
um den Schlüſſel zu Agypten war in das ent- 
ſcheidende Stadium getreten. Wieder ſollte es ſich 
zeigen, daß Frankreich entſchloſſen iſt, alle koloni⸗ 
alen Pläne der künftigen Auseinanderſetzung mit 
Deutſchland unterzuordnen. Der neue franzöſiſche 
Außenminiſter Delcaffe entſchließt ſich zur Nad- 
giebigkeit und zum Verzicht, um die Hände für die 
europäſche Politik freizubekommen. Aus der eng⸗ 
liſch⸗franzöſiſchen Deklaration vom März 1899, in 
der Frankreich auf das obere Milgebiet verzichtet 
und ſeine Intereſſengebiete gegenüber den engliſchen 
abgrenzt, wächſt der allgemeine koloniale Ausgleich 
vom Oktober 1903, deſſen Hauptinhalt beſagt, daß 
Frankreich auf ſein Mitbeſtimmungsrecht in 
Agypten verzichtet, England Frankreich freie Hand 
in Marokko läßt. Die Entente cordiale 
zwiſchen den Weſtmächten war zuſtande 
gekommen. Sie erhält ihre Unterſtreichung durch 
die zunehmende Deutſchfeindlichkeit der engliſchen 
öffentlichen Meinung. Der deutſche Botſchafter in 
London berichtet im Januar 1903: „Solange ich 
England kenne, habe ich noch niemals 
hier eine ſolche Erbitterung gegen eine 
andere Nation wahrgenommen, wie jetzt 
gegen uns. Es beruht das nicht in erſter Linie 
auf der Handelsrivalität, ſondern es iſt der Aus⸗ 
druck der Stimmung, welche infolge des Verhaltens 
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gemäß: 


des deutſchen Volkes während des Burenkrieges 
jetzt hier ihren Widerhall findet.“ 


Die engliſch⸗franzöſiſche Entente 


war wohl der entſcheidendſte Umſchwung in der euro— 
päiſchen Politik ſeit 1871. Ein Umſchwung, der um 
fo bedeutſamer war, als die politiſche Neuorientie⸗ 
rung bei den bisher rivaliſierenden Weſtmächten in 
den beiden Völkern ſelbſt eine gefühlsmäßige Be⸗ 
gründung in der gemeinſamen Abneigung gegen 
Deutſchland fand. Es war vom erſten Augenblick er. 
ſichtlich, daß es ſich um mehr handeln würde, als um 
ein Abkommen zur Beſeitigung von Reibungsflächen. 
Es ſollte bald offenbar werden, daß der neue eng⸗ 
liſche König, Edward VII., die Seele einer gegen 
Deutſchland gerichteten Sammlung der einſtigen 
Gegner Englands war. Zur vollen Wirkung konnte 
die engliſch⸗franzöſiſche Entente aber erſt gelangen, 
wenn auch die ruſſiſch-engliſchen Gegenſätze zum 
Schweigen gebracht wurden, Rußland feine außen- 
politiſche Stoßrichtung von Oſtaſien weg wieder 
dem Balkan zuwandte und ſich dem Ring um das 
Reich anſchloß. 


Die oſtaſiatiſche Politik Rußlands hatte zu 
einer völligen Entlaſtung der deutſchen Oſtgrenze 
geführt. Das Bedürfnis einer deutſchen Rücken⸗ 
deckung ergab eine immer ſtärkere ruſſiſche Anleh— 
nung an Deutſchland, die bei den Zuſammenkünften 
der beiden Monarchen in den Jahren 1901/02 und 
1903 ihren Ausdruck fand. Der Ausbruch des 
Ruſſiſch⸗-Japaniſchen Krieges wegen 
Korea und der Mandſchurei 1904 verſtärkte 
dieſe Entwicklung und brachte die völlige Ent⸗ 
blößung der ruſſiſchen Weſtgrenze von ruſſiſchen 
Truppen. Der Zweifrontendruck war zum erftenmal 
völlig von Deutſchland genommen. „Das iſt ein Er- 
eignis, welches der alte Moltke und der alte Bis— 
marck mit Sehnen und Hoffen ſich herbeiwünſchten 
und ich zu erleben ſchon aufgegeben hatte“, ſchrieb 
damals Kaiſer Wilhelm II. Der Chef des 
Generalſtabs, Graf Schlieffen, meldete pflicht- 
„Wenn die Notwendigkeit eines 
Krieges mit Frankreich ſich ergeben 
ſollte, fo wäre der gegenwärtige Augen- 
blick wohl günſtig.“ Die Friedensliebe der 
Reichsführung hat Deutſchland daran gehindert, zu 
dieſem günſtigſten Zeitpunkt die unvermeidliche Aus⸗ 
einanderſetzung vorzunehmen. Der Krieg iſt zehn 
Jahre ſpäter ausgebrochen, als der Zeitpunkt für 
den Gegner günſtig war und Rußland ſeine 
reorganiſierte Armee gegen Deutſchland führen 
Pëeege 


Dabei war es ſchon im Auguft 1904, nach der 


ſchweren Niederlage Rußlands in der Schlacht bei 


Liaujang, klargeworden, daß dieſer Krieg das Ende 
der ruſſiſchen Politik im Fernen Oſten bedeuten 
würde. Wohl ſchwächte der verlorene Krieg und die 
ſich anſchließende Revolution auf Jahre hinaus die 
Schlagkraft Rußlands, aber es war zu erwarten, 
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daß ein reaktiviertes Rußland auf dem Balkan 
feine oſtaſiatiſche Niederlage auszugleichen ſuchen 
würde. Das Wiederaufleben des Gegenſatzes zu 
Deutſchland und vor allem zu Oſterreich-Ungarn 
und die Notwendigkeit der franzöſiſchen Rücken⸗ 
deckung war dann aber für Rußland gegeben. Dies 
war auch der tiefere Grund, weshalb auch ſelbſt 
während der ſchwierigſten Situationen Rußland 
den Abſchluß eines Defenſivbündniſſes mit Deutſch⸗ 
land von der Zuſtimmung Frankreichs abhängig 
machte und dadurch zum Scheitern brachte. 
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Mitten während des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krie⸗ 
ges brach im Anſchluß an die verſehentliche Be⸗ 
ſchießung engliſcher Fiſcherboote durch ruſſiſche 
Kriegsſchiffe in England plötzlich eine förmliche 
Panik wegen der deutſchen Flotte aus. Es war 
klar, daß es ſich um eine planmäßige und ziel⸗ 
bewußte Aufpeitſchung des engliſchen Volkes han⸗ 
delte, um den ruſſiſch-engliſchen Zwiſchenfall in eine 
antideutſche Aktion abzudrehen. Seit der Hinwen⸗ 
dung zur Weltpolitik, ſeit 1896, war Deutſchland 
daran gegangen, ſeine überſeeiſchen Intereſſen 
durch den 


Bau einer Kriegsflotte 


zu ſichern, die ſo klein gehalten wurde, daß ſie nicht 
eine Angriffswaffe gegen England darſtellte, die 
aber ſtark genug war, einen Angriff auf Deutſch⸗ 
land als riskant erſcheinen zu laſſen. Der Bau 
dieſer „Riſikoflotte“ wird nun zum Anlaß 
eines Hetzfeldzuges der jüdiſch geleiteten engliſchen 
Preſſe. Dabei war dieſe Flottenpanik ſachlich völlig 
unbegründet, nachdem 43 engliſche Linienſchiffe 
14 deutſchen und 140 engliſche Kreuzer 20 deutſchen 
gegenüberſtanden. Dieſe Hetze war aber um ſo 
bedenklicher, als ſich offizielle Perſonen an ihr be⸗ 
teiligten, ſo hielt z. B. der Zivillord der Admirali⸗ 
tät, Lee, eine Rede, worin er erklärte, die 
britiſche Flotte werde gegebenenfalls 
einen Schlag gegen die deutſche führen, 
noch ehe man auf der anderen Seite der 
Nordſee Zeit gehabt hätte, die Kriegs- 
erklärung in der Zeitung zu leſen. 


* 


1905 ſollte die -englifch - franzöfiihe Entente 
ihre erſte Belaſtungsprobe in der Marokkokriſe zu 
beſtehen haben. England hatte bekanntlich im 
Kolonialvertrag als Gegengabe für den franzöſiſchen 
Rückzug aus Agypten ſich mit der „friedlichen 
Durchdringung Marokkos“ einverſtanden erklärt. 


Durch die Madrider Konvention von 1880 war 


aber der Grundſatz der offenen Tür für ſämtliche 
Mächte in Marokko aufgeſtellt worden. Die deut⸗ 
ſchen wirtſchaftlichen Intereſſen, gefördert durch 
einen Handelsvertrag, waren in Marokko ſehr 
groß. Vor allem aber mußte Deutſchland zu ver- 
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meiden ſuchen, daß Marokko ein Rekrutierungs⸗ 
gebiet für die franzöſiſche Armee würde. Die 
Marokko⸗Frage kam im Frühjahr 1905 in Fluß, 
als Frankreich in Fez über einen Vertrag zu ver⸗ 
handeln begann, deſſen Auswirkung die Errich— 
tung eines franzöſiſchen Protektorats 
über das bisher ſelbſtändige Sultanat 
Marokko bedeuten mußte. Durch einen Beſuch 
in Tanger bekräftigte Kaiſer Wilhelm II. am 
31. März 1905, daß Deutſchland in dem Sultan 
von Marokko einen ſelbſtändigen Fürſten ſehe 
(fiehe mittlere Bildſeite). Im Hinblick auf die 
deutſche Unterſtützung lehnt Marokko die fran⸗ 
zöſiſchen Vorſchläge ab. Seit dem Frankfurter 
Frieden war damit die erſte konkrete 


Streitfrage zwiſchen Frankreich und Deutſchland 


ausgebrochen. England aber ſieht in dem Hier, 
gehen Deutſchlands einen Angriff auf die Entente 
cordiale und fest alles daran, dem franzöſiſchen 
Außenminiſter Deleaſſé den Rücken zu ſteifen. 
Nach Enthüllungen Delcaſſés in der franzöſiſchen 
Preſſe hat England ſchon zu dieſem Zeit: 
punkt eine militäriſche Unterſtützung 
Frankreichs für den Fall eines Krieges 
mit dem Reich zugeſagt. Das franzöſiſche Ge- 
ſamtkabinett aber weigerte ſich im Hinblick auf die 
Unmöglichkeit eines Beiſtandes durch den ruſſiſchen 
Bundesgenoſſen, die Kriſe auf die Spitze zu treiben. 
Delcaſſé nimmt ſeine Entlaſſung. Deutſchland hat 
offenſichtlich einen Erfolg gegenüber der engliſch⸗ 
franzöſiſchen Entente errungen. Die oſtentative Er⸗ 
hebung des Reichskanzlers Bülow in den Fürſten⸗ 
ſtand war freilich eine unzweckmäßige Demon⸗ 
ſtration, um ſo mehr, als ſich bald herausſtellen 
ſollte, daß es ſich lediglich um einen Preſtigeerfolg 
handeln ſollte. > en 


Als am 16. Januar 1906 zur Marokkofrage die 
Konferenz in Algeciras 


zuſammentrat, zeigte ſich, daß Deutſchland mit Aus⸗ 
nahme der öſterreichiſchen Unterſtützung völlig 
iſoliert war. Deutſchland blieb in allen entſcheiden⸗ 
den Fragen in der Minderheit. Die Konferenz 
endigte mit einem für Deutſchland unbefriedigenden 
Kompromiß. N | KC: | 


England hatte durch den neuen Außenminiſter 
Sir Edward Grey wieder alles getan, die fran- 
zöſiſche Poſition zu ſtärken. Greys Politik ging 
darauf hinaus, zwar formal die freie Entſcheidung 
der engliſchen Außenpolitik zu wahren und keine 
Bündnisverpflichtungen gegenüber Frankreich ein- 
zugehen, daneben aber alle Vorbereitungen für den 
kriegeriſchen Einſatz Englands zu treffen und den 
Franzoſen die Möglichkeit zu geben, mit der eng⸗ 
liſchen Unterſtützung als mit einer feſten Tatſache 
zu rechnen. Noch 1905 beginnen die Generalſtabs⸗ 
beſprechungen mit Frankreich und Belgien und der 
Austauſch von Operationsplänen, die den Einſatz 
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des engliſchen Heeres in Belgien () feft- 
legen. Das Ergebnis war ein dreiſeitiges engliſch— 
franzöſiſch⸗belgiſches Militärabkommen. 


Schon auf der Konferenz von Algeciras zeigte 
ſich die Vollendung der 


Einkreiſung Deutſchlands. 


Auch Rußland und Italien waren bereits im 
Fahrwaſſer der Entente. Die deutſchen Verſuche, 
während der Marokkokriſe der franzöſiſch-eng— 
liſchen Entente den Weg nach Rußland zu ver— 
legen, waren geſcheitert. Alle Verſuche, durch „Kon— 
tinentalbundpläne“ die franzöſiſch-ruſſiſche Allianz 
mit Deutſchland zu kombinieren, haben ſich als 
Phantaſie herausgeſtellt. Mit einer gewiſſen Natur⸗ 
notwendigkeit ergab ſich aus dem Scheitern der oſt— 
aſiatiſchen Politik Rußlands die englifch-ruffifche 
Verſtändigung. Die Verhandlungen dauern ein 
Jahr und bilden ein Gegenſtück zu den Verhand— 
lungen, die dem franzöſiſch-engliſchen Kolonial⸗ 
abkommen vorausgingen. 


Der engliſch⸗ruſſiſche Ausgleich 


vom 31. Auguſt 1907 bezieht ſich auf Perſien, 
Afghaniſtan und Tibet und berührte durch 
ſeinen Vertragsinhalt in keiner Weiſe die deutſchen 
Intereſſen. Aber übereinſtimmend weiß die engliſche 
und ruſſiſche Preſſe zu melden, daß dieſer Vertrag 
nicht durch die Gefahren in Aſien, ſondern 
durch das bedrohliche Wachſen einer 
europäiſchen Macht veranlaßt worden ſei. Die 
Bedeutung des Abkommens liege daher nicht ſo 
ſehr in Aſien, als vielmehr in Europa, wo ſeine 
Folgen ſich auf längere Zeit bemerkbar machen 
dürften. Der Ring um Deutſchland war ge⸗ 
ſchloſſen: Das franzöſiſch-ruſſiſche Bündnis und die 
franzöſiſch-engliſche Entente hat ihre Ergänzung 
durch die engliſch-ruſſiſche Entente gefunden. Der 
Grundgedanke der deutſchen Außenpoli- 
tik von der Unüberwindlichkeit des eng: 


liſch-ruſſiſchen Gegenſatzes hat ſich als 


falſch erwieſen. Der deutſch-engliſche Gegenſatz 
aber war mit dem bedrohlichſten Kriſenherd Europas, 
mit dem Balkan, verkoppelt worden. 

Die deutſch-engliſchen Beziehungen werden nun 
faſt ausſchließlich von der Flottenfrage beherrſcht. 
1906 hatten die Engländer einen neuen Schiffs— 
typ geſchaffen, die Dreadnought-Klaſſe, die alle 
anderen Schiffstypen entwertete. Die deutſche 
Marine war von dem neuen Typ ſo überraſcht, daß 


vom Sommer 1905 bis zum Juli 1907, alſo 


während der Marokkokriſe und der Algeeiras-Kon⸗ 
ferenz, keine Kriegsſchiffe aufgelegt wurden. Die 
Engländer nahmen an, daß die Ausmaße des 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals und der deutſchen Docks 
es dem Reiche unmöglich mache, dieſen Schiffstyp 
zu bauen. Als nun 1907 Deutſchland ebenfalls 
Dreadnoughts zu bauen begann, war es klar, daß 
die engliſche Rechnung falſch war. Mit dem Bau 
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dieſer neuen Schiffsklaſſe war ein neuer Ausgangs⸗ 
punkt der Seerüſtung gegeben, der den rieſigen 
Vorſprung der engliſchen Flotte infolge der Ent⸗ 
wertung der anderen Schiffstypen verringerte. Die 
engliſche Politik ſucht nun die Deutſchen in dem 
Bau ihrer Flotte auf eine Verhältniszahl gegen⸗ 
über der engliſchen Flotte zu beſchränken. Das von 
Deutſchland vorgeſchlagene Verhältnis von * 
fand indeſſen die engliſche Zuſtimmung nicht, und 
das gegenſeitige Mißtrauen verhinderte das Zu⸗ 
ſtandekommen eines Flottenabkommens. Die eng⸗ 
liſche Politik glaubte feſt an Angriffsabſichten 
Deutſchlands auf das engliſche Empire, und die 
deutſchen Marinefachleute, deren durch parlamen⸗ 
tariſche Einflüſſe verurſachte gefährliche Halb— 
heit der Führer in „Mein Kampf“ ſcharf ſkizziert 
hat, rechneten mit einem Überfall der engliſchen 
Flotte. 


Inzwiſchen war 
eine neue Balkankriſe 


ausgebrochen. Die jungtürkiſche Revolution 
machte eine Entſcheidung über das von Öfterreich 
ſeit 1879 beſetzte Gebiet von Bosnien und der 
Herzegowina notwendig. Da Öfterreich in dem 
von ihm verwalteten Gebiete große Summen in⸗ 
veſtiert, Straßen und Eiſenbahnen gebaut und das 
Land in einem Menſchenalter wirtſchaftlich zum 
Blühen gebracht hatte, kam eine Wiederabtretung 
an die Türkei nicht in Frage. Am 6. Oktober 1908 
vollzog Oſterreich die Annexion. Rußland, trotz 
eines vorherigen Einverſtändniſſes, Frankreich und 
England proteſtieren gemeinſam mit der Türkei und 
beantragen die Einberufung einer europäiſchen 
Konferenz, die über die Rechtmäßigkeit der Ein⸗ 
verleibung zu Gericht ſitzen ſollte. Obwohl Öfterreic) 
dem deutſchen Bundesgenoſſen als letztem von der 
Beſitzergreifung Mitteilung machte ()), ſieht ſich 
das iſolierte Deutſchland zu einer bedingungs— 
loſen Unterſtützung Oſterreichs, ſelbſt auf die Ge- 
fahr eines europäiſchen Krieges, veranlaßt. Das 
Schwergewicht der politiſchen Entſchei— 
dungen iſt von Berlin nach Wien über- 
gegangen. Wie in der Marokkokriſe, tat 
England auch in der bosniſchen Kriſe alles, um 
die Kluft zwiſchen Rußland und den Mittelmächten 
endgültig zu vertiefen und Rußland, ebenſo wie 
den Türken und Serben, den Rücken zu ſteifen. 
Die Kriſe wurde von engliſcher Seite offenſichtlich 
als eine Machtprobe zwiſchen der Entente und den 
Mittelmächten aufgefaßt. 


In der bosniſchen Kriſe ſelbſt trat immer mehr 
Serbien in den Vordergrund als Exponent der 


ruſſiſchen Politik. Serbien machte ſeinen Anſpruch, 


verbunden mit Kriegsdrohungen, auf das vom Ier, 
biſchen Volkstum bewohnte Bosnien und die Herze— 
gowina geltend. Für Oſterreich war zum erſtenmal 
eine akute Bedrohung ſeiner Südgrenze, und damit 
auch ein Zweifrontenkrieg gegeben. Die ſerbiſche 
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Serbien einen ruſ⸗ 
ſiſchen Angriff zu⸗ 
ziehe. Deutſchland 
hat dieſe Frage be⸗ 
jaht — eine folgen⸗ 
ſchwere Entſchei⸗ 
dung, denn N. 
Deutſchland tft ` 
damit an die 
öſterreichiſche 
Initiative ge- 
bunden; vom ſer⸗ 
biſchen Unruheherd | 
konnte ſich durch den öſterreichiſchen Einmarſch ein 
allgemeiner europäiſcher Krieg entzünden, der Deutſch— 
land ſofort dem gleichzeitigen ruſſiſch⸗franzöſiſchen 


Angriff ausſetzt. Die Ungunſt der Mittellage und die 


Schwäche des kleindeutſchen Reichsbaues haben das 
iſolierte Reich den Bundesgenoſſen ausgeliefert. Die 
Situation, aus der der kommende Krieg bervorging, 
war klar gezeichnet. Auch wenn Oſterreich auf eine 
kriegeriſche Löſung der ſerbiſchen Frage verzichtete, 
ſo konnte doch Rußland auf dem Wege über den 
ſerbiſchen Trabanten jederzeit den europäiſchen Krieg 
entfeſſeln. In der bosniſchen Kriſe hat nur die Er- 
kenntnis, daß Rußland infolge der letzten Nieder⸗ 
lage und der Revolution noch nicht kriegsbereit ſei, 
den Krieg verhindert. 
aufhin die ſerbiſche Regierung ſich zur Verſtändi— 
gung bereit zeigte, den Gedanken des Präventiv- 
krieges fallen laſſen. Noch einmal hat ſich das 
Bündnis der Mittelmächte ſtärker erwieſen als die 
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mit dieſem Schreiben beftätigt Bismarck, daß die von Cüderitz in 
Deutſch-Südweſtafrika erworbenen Sebiete als erſtes deutſches 
Kolonialgebiet unter dem Schuß des Reiches ſtehen. 


1911/12 ſollte ein neuer Zuſammenſtoß Deutſch⸗ 
lands mit den Weſtmächten in der Marokka 
niſchen Frage ſtattfinden. Frankreich hält nun 
die Zeit für gekommen, das Reich in Marokko vor 
vollendete Tatſachen zu ſtellen. Nachdem ent- 


ſprechende Mitteilungen über Unruhen in Marokko 


und die Bedrohung von Europäern in die Preſſe 
gebracht worden waren (die bezeichnenderweiſe von 
ſpaniſchen und belgiſchen Berichten als unrichtig 
erklärt wurden), marſchieren die Franzoſen am 
28. April nach Fez. Deutſchland hat ſich mit der 
Beſitzergreifung Frankreichs abgefunden, erklärt 
aber, der Aufhebung der marokkaniſchen Unabhän⸗ 
gigkeit nur dann zuzuſtimmen, wenn Frankreich aus⸗ 
reichende koloniale Kompenſakionen zu geben bereit 
ſei. Als Demonſtration wird das deutſche Kanonen⸗ 
boot „Panther“ nach Agadir zum Schutze 
deutſchen Eigentums und deutſcher Staatsangehöriger 
entſandt. Das nun entſtehende Geſchrei über den 
deutſchen Gewaltakt ſoll die Welt über den fran- 
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zöſiſchen Rechtsbruch in Marokko hinweg⸗ 
täuſchen. Wieder ſucht England Frankreich zur 
Ablehnung der deutſchen Anſprüche zu veranlaſſen, 
erneute franzöſiſch-engliſche General⸗ 
ſtabsbeſprechungen bereiten den Kriegsfall vor, 
Feſtlegungen der Stärke des engliſchen Expeditions⸗ 
forps werden getroffen. Es find dies die Ab— 
machungen wie ſie im weſentlichen noch 1914 in 


Kraft waren. Die engliſche Armee iſt nun 
aufs engſte in den franzöſiſchen Geſamt⸗ 


aufmarſchplan einbezogen. Noch einmal war 
es das ruſſiſche Friedensbedürfnis, das den europäi— 
ſchen Krieg vermieden hat, und Deutſchland zeigt 


ſeine Verſtändigungsbereitſchaft, indem es ſich mit 


beſcheidenen Gebietsabtretungen im franzöſiſchen 
Kongogebiet als Erweiterung der Kolonie Kamerun 
zufrieden gibt. Aber in die Seelen der europäiſchen 
Völker grub ſich der Gedanke ein, daß die kriege⸗ 
riſche Auseinanderſetzung in Zukunft werde unver— 
meidlich ſein. 


In Frankreich wird das Miniſterium geſtürzt, 


weil es zu wenig Widerſtandskraft den deutſchen 
Forderungen entgegengeſetzt habe. Das neue Kabi⸗ 
nett unter Führung des Lothringers Poincaré, das 
im Januar 1912 gebildet wird, iſt das Kabinett 
des franzöſiſchen Chauvinismus, bereit, der franzö— 
ſiſchen Revanche-Idee zum Sieg zu verhelfen. Die 
franzöſiſch-engliſchen Generalſtabsbeſprechungen wer— 
den nun noch durch ein Marineabkommen 
ergänzt. Die engliſche Mittelmeerflotte von acht 
Linienſchiffen wird in die Nordſee verlegt, Frank— 
reich legt ſein Geſchwader in Breſt in das Mittel- 
meer. In einem allgemein befanntgewordenen 
Briefwechſel (Dezember 1912) zwiſchen Grey 
(engliſcher Außenminiſter von 1905 1916) und 
Cambon (ab 1898 franzöſiſcher Botſchafter in 
London) übernimmt England die Verpflichtung, die 
franzöſiſche Nordſeeküſte zu ſchützen. Bei Kriegs⸗ 
ausbruch 1914 hat Frankreich dieſen Wechſel in 
London präſentiert. 

ed 


Inzwiſchen war das Unwetter am Balkan los⸗ 
gebrochen. Ein bulgariſch-ſerbiſches Bünd— 
nis war unter dem ausdrücklichen Protektorat 
Rußlands zuſtande gekommen mit dem Ziel der Er— 
oberung der noch dem türkiſchen Reich angehören— 
den Balkanländer. Aber ſchon damals erklärt der 
ſerbiſche Außenminiſter, daß auch die Zertrüm— 
merung der Donaumonarchie angeſtrebt mer, 
den müſſe. Im Mai 1912 treten die Griechen 
dem Bündnis bei, im Oktober bricht der Krieg los, 
der die Vertreibung der Türkei von der Balkan⸗ 
halbinſel bringt. Im November erfolgt die Mit⸗ 
teilung Poincarés an den ruſſiſchen Botſchafter 
Iswolſki: „Wenn Rußland in den Krieg 
geht, wird Frankreich dasſelbe tun, weil 
wir wiſſen, daß in dieſer Sache Deutſch— 
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land hinter Oſterreich ſteht.“ Man konnte 
in Petersburg unter allen Umſtänden mit dem Ein⸗ 
greifen Frankreichs rechnen. Da Oſterreich gegen 
die territoriale Vergrößerung von Serbien und 
Montenegro keinen Einſpruch erhebt, ſondern ledig⸗ 
lich — gemeinſam mit Italien — für die Unab⸗ 
hängigkeit Albaniens eintritt, und Rußland 


die ſerbiſchen Wünſche auf einen Adriahafen fallen 


läßt, geht noch einmal die Gefahr vorüber, daß 
ſich aus den Balkanwirren der europäiſche Krieg 
entzündet. Deutlich gibt Poincaré die franzöſiſche 
Enttäuſchung über die ruſſiſche Nachgiebigkeit dem 
ruſſiſchen Botſchafter Iswolſki zu erkennen. 
Frankreich iſt zum treibenden Keil der 
Entente geworden. Der Grund war klar und 
wird offen den Engländern mitgeteilt, man könne 
der ruſſiſchen Unterſtützung nur dann ſicher ſein, 
wenn ſich der Krieg an den Balkanwirren 
entzünde. 


Dem erſten Balkankrieg folgt ein zweiter, in 
dem Serben, Rumänen und Griechen ge⸗ 
meinſam über die Bulgaren herfallen, worauf 
fie nach der Niederlage der Bulgaren die Vertei— 
lung der türkiſchen Beute vornehmen. 


Das Ergebnis der beiden Balkankriege iſt, daß 
Serbien, der ruſſiſche Exponent auf dem Balkan, 
der führende Balkanſtaat geworden iſt, entſchloſſen 
ſeine Erpanſion auf Koſten Oſterreichs fortzuſetzen. 
Der ruſſiſche Einfluß auf dem Balkan iſt gewachſen, 
aber noch iſt die Meerengenfrage nicht zugunſten 
Rußlands gelöſt, denn noch beſteht ein Reſt der 
europäiſchen Türkei mit Adrianopel. 


Die europäiſche Auseinanderſetzung iſt noch ein— 
mal vertagt. Zu ihrer Vorbereitung beginnt 


das große Wettrüſten. 


Im März 1913 führt Frankreich die drei- 
jährige Dienſtzeit ein, eine ungeheure Be— 
laſtung, die nur zu verſtehen iſt, wenn Frankreich 
unmittelbar mit dem Kriege rechnet. Im Herbſt 
1913 bewilligt Frankreich Rußland eine Anleihe 
von zweieinhalb Milliarden Franken zum 
Ausbau der ſtrategiſchen Eiſenbahnen gegen Deutfch- 
land. Poincaré, das Haupt der Revanchepartei, 
iſt vom Minifterpräfidenten zum Präſidenten der 
Republik aufgeſtiegen, feine erſte Tat iſt, Del⸗ 
caſſé als Botſchafter nach Rußland zu ſchicken. 
Eine Beſprechung der gemeinſamen Kriegsziele iſt 
eine der erſten Handlungen Delcafles in Rußland. 
In Rußland ſelbſt wird eine Reorganiſation 
der Armee und die Ausarbeitung neuer Mobil⸗ 
machungspläne vorgenommen. 


Die Einführung der dreijährigen Dienſtzeit in 
Frankreich und die ruſſiſche Miltärreorganiſation 
hat den deutſchen Generalſtab veranlaßt — die ent⸗ 


E 


ſcheidende Denkſchrift wurde von Ludendorff 
verfaßt — auf volle Durchführung der allgemeinen 
Wehrpflicht zu dringen und die Aufſtellung von 
drei neuen Armeekorps zu verlangen. Aber das 
preußiſche Kriegsminiſterium glaubte eine derartige 
Verſtärkung organiſatoriſch nicht durchführen zu 
können, und der Reichskanzler — es iſt nun Theo⸗ 
bald von Bethmann Hollweg — glaubt eine 
derartige Forderung dem wehrfeindlichen Reichstag 


nicht vorlegen zu dürfen. Die drei Armeekorps, die 


dem deutſchen Heer in der Marneſchlacht gefehlt 
haben, ſind damals nicht aufgeſtellt worden. Ledig⸗ 
lich eine Verſtärkung von 68 000 Mann konnte 
nach langem Hin und Her erreicht werden. Ein 
Zeichen ſowohl für die Verantwortungsloſigkeit der 
Führung, als auch für das Fehlen des deutſchen 
Kriegswillens. 

— 


Inzwiſchen war man auch in Rußland ent⸗ 
ſchloſſen, die Balkanfrage weiterzutreiben. Schon 
am 6. Mai 1913 hat der ruſſiſche Außenminiſter 
Saſonow nach Belgrad geſchrieben, Serbien 
habe erſt das erſte Stadium ſeines hiſtoriſchen 
Weges durchlaufen; zur Erreichung ſeines Zieles 
müſſe es noch einen furchtbaren Kampf beſtehen, 
denn das gelobte Land der Serben liege im heutigen 
„Sſterreich-Ungarn. Die ruſſiſche Staatsführung 
trägt die volle Verantwortung für die Aufputſchung 
der nationaliſtiſchen Leidenſchaften der Serben, die 
zur Exploſion führen ſollten. Rußland iſt ent⸗ 
ſchloſſen, über einen neuen Balkankonflikt den Weg 
nach Konſtantinopel zu nehmen. 


Am 8. November tagt eine Konferenz der poli⸗ 
tiſchen und militäriſchen Führer Rußlands. Hier 
entwickelt Saſonow, daß die Beſitzergreifung der 
Meerengen nur im Rahmen eines allgemein euro- 
päiſchen Krieges durchzuführen ſei. Der Zar billigt 
die Beſchlüſſe dieſer denkwürdigen Staatskonferenz. 
Es beſteht kein Zweifel, zu Beginn des Jahres 
1914 ſind Frankreich wie Rußland bereit, einem 
Kriege nicht mehr auszuweichen. Auch die nach 
der letzten Marokkokriſe eintretende Entſpannung 
zwiſchen Deutſchland und England kann nicht dar⸗ 
über hinwegtäuſchen, daß auch der verantwortliche 
engliſche Außenminiſter, Sir Edward Grey, 
bereit iſt, aus einer zwingenden Situation für Eng⸗ 
land den Entſchluß zum Kriege zu finden. Auch nur 
die Möglichkeit eines Sieges der Mittelmächte 
mußte England unerträglich erſcheinen. 


Eine 12jährige zielbewußte Politik hatte rings 
um den mitteleuropäiſchen Raum Pulverfäſſer auf⸗ 
getürmt, die darauf warteten, daß der Funke in ſie 
fiel, um einen allgemeinen Weltbrand zu ent⸗ 
zünden. Der Funke ſollte aus den Piſtolen der 
ſerbiſchen Mörder ſpringen, die am 28. Juni 1914 
den öſterreichiſchen Thronfolger Erzherzog Franz 
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Ferdinand d'Eſte und feine Frau erſchoſſen. 
Die ſerbiſche Regierung war von dem Mordplan 
unterrichtet, der ruſſiſche Militärbevollmächtigte in 
Belgrad hat ihn gutgeheißen, der ſerbiſche Oberſt 
Dimitriewitſch hat die Mörder über die ſer⸗ 
biſche Grenze gebracht. { 


Unklugerweiſe nutzte die öſterreichiſche Regierung 
die allgemeine Empörung über den feigen Meuchel⸗ 
mord nicht aus, ſondern ſandte erſt am 23. Juli 
nach peinlicher Unterſuchung des Falles ein Ulti⸗ 
matum an Serbien, in dem die Unterdrückung 
der ſerbiſchen Propaganda und Geheimbündelei ver⸗ 
langt wurde und die Teilnahme öſterreichiſcher Be⸗ 
vollmächtigter an den Unterſuchungen über den 
Mordfall gefordert wurde. wë 


Schon am 21. Juli aber war Poincaré nach 
Petersburg gereiſt um dort das Kriegsfeuer zu 
ſchüren und letzte Vereinbarungen mit Rußland zu 
treffen. Nach ſeiner Abreiſe erklärte Rußland 
Oſterreich, es würde eine „entſchiedene Haltung“ 
ihm gegenüber einnehmen, wenn es gegen Serbien 
vorgehen würde. Auch die ſerbiſche Antwort vom 
25. Juli (ſo behaupten der Amerikaner Barnes 
und der Franzoſe Renouvin) ſoll in ihren Um⸗ 
riſſen in Paris entworfen ſein, „in der geſchickten 
Verbindung eines verſöhnlichen Tones und eines 
ſcheinbaren Machgebens vor Oſterreich mit tatſäch— 
licher Ablehnung gerade des Kernes der Wiener 
Forderungen“. 


Schon am 24. Juli traf Rußland „in Voraus⸗ 
ſicht des kommenden Krieges“ militäriſche Vor⸗ 
bereitungen. Am 25. wandte ſich Deutſchland an 
Paris und London mit der Bitte, auf Ruß⸗ 
land mäßigend einzuwirken, und England ſchlug 
vor, den öſterreichiſch-ſerbiſchen Streitfall einer 
Konferenz zuzuweiſen. Am gleichen 25. aber legte 


London Petersburg die Mobilmachung nahe, und 


teilte mit, nicht wegen Serbien, aber „durch die 
Entwicklung anderer Fragen „könne England in 


den Krieg hineingezogen werden. 


Es war unmöglich, Oſterreich vor eine europäiſche 
Konferenz zu zitieren, aber Oſterreich teilte Ruß⸗ 
land mit, daß es kein ſerbiſches Gebiet erobern 
wolle. Jedoch ſchon am 26. Juli hatte Rußland 
13 Armeekorps mobil gemacht, während Oſter⸗ 
reich nur 8 Armeekorps gegen Serbien auf den 
Kriegsfuß ſetzte. Am 28. Juli erklärte Oſter⸗ 
reich an Serbien den Krieg. 


Deutſchland ſuchte nun den Krieg auf Oſterreich 
und Serbien zu lokaliſieren. Am 28. wendet ſich 
Kaiſer Wilhelm an den Zaren, um ihn für den 
Frieden zu gewinnen, am 29. nochmals mit dem 
Vorſchlag, Rußland möge mit Oſterreich in Unter⸗ 
handlungen treten. 


Am gleichen 29. Juli aber läßt England 
Frankreich wiſſen, daß es im Falle eines Krieges auf 
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England zählen könne, und Paris gibt diefe Mel. 
dung nach Petersburg weiter mit dem Zuſatz, 
„daß Frankreich ſeine in $ er⸗ 
füllen werde“. 


Am 30. Juli ordnet Ns kad die ener 
Mobilmachung an. 


Am 30. Juli ſtellt . ſeinen Grenz⸗ 
ſchutz auf. 


Am 31. ES teilt es Rußland mit, daß es 
lun Krieg entſchloſſen ſei. 


Erſt am 31. Juli befahl Oſterreich auf Grund 
der ruſſiſchen Mobilmachung ſeine eigene allgemeine 
Mobilmachung. 


Am 31. Juli abends ließ Kaiſer Wilhelm 
die ruſſiſche Regierung auffordern, binnen 12 Stun⸗ 
den die Kriegsvorbereitungen einzuſtellen. 
folgte keine Antwort. Gleichzeitig fragt Berlin 
in Paris an, wie ſich Frankreich bei einem Krieg 
Rußlands gegen Deutſchland verhalten würde, und 
erhält die Antwort: „Frankreich würde das . 
was ihm ſeine Intereſſen geböten“. 


Am 1. Auguſt, nachmittags 4 uhr, ordnet 
Frankreich die allgemeine Mobilmachung an. 


Am 1. Auguſt, nachmittags 5 Uhr, ordnet 
Deutſchland die allgemeine Mobilmachung an; 
am 1. Auguſt, abends 7 Uhr, erklärt Deutſchland 
Rußland den Krieg. 


Am 2. Auguſt beſchließt das engliſche Kabinett 
den Schutz der franzöſiſchen Kanalküſte. 


E 1 S N E E N 
al 1 6 


N 


u von A. Hillen Ziegield 


Es er⸗ 


aber begann 


Jm 3. Auguſt, abends 8 Uhr, erklärt Deutſch— 
land Frankreich den Krieg. 


Schon am 2. Auguſt erbat Deutſchland von 
Belgien die Genehmigung freien Durchmarſches 
und erklärte, alle Schäden zu erſetzen. Aber Belgien 
lehnte ab; am 3. Auguſt rückten die deutſchen Trup⸗ 
pen in Belgien ein. 

England aber e den deutſchen Durchmarſch 
durch Belgien zum Vorwand und erklärt am 
4. Auguſt Deutſchland den Krieg. Am gleichen 
Tag erklärt auch Belgien den Krieg. 


Die Welt aber ſchrie, Deutſchland ſei ſchuld am 
Krieg und habe den Krieg begonnen, nur weil die 
kaiſerliche Regierung nicht abwarten wollte, bis 
Deutſchland von den ruſſiſchen und franzöſiſchen 
Heereswalzen erdrückt wurde, ſondern in letzter 
Stunde in höchſter Notwehr das Geſetz des Han— 
delns an ſich zu reißen verſuchte. Für das Reich 
ein Krieg ohne deutſche 
Kriegsziele an der Seite eines Bundes— 
genoſſen, der noch während des Krieges 
in ſeine Völker zerfiel. Der Feindbund aber 
war entſchloſſen, den Krieg bis zur völligen Ver— 
nichtung des Deutſchen Reiches zu führen. Er wird 
in dieſem Beſchluß beſtärkt, als es immer deutlicher 
wurde und dann ſeit Anfang 1916 feſtſtand, daß 
auch die Vereinigten Staaten als letzte der großen 
Weltmächte — dank des kapitaliſtiſchen Intereſſes 
am Kriegsgeſchäft — ſich eher am Weltkriege be, 
teiligen würden, als einen für Deutſchland günſtigen 
Frieden zuzulaſſen. | 


Deutſchlanoͤs 
Einkreiſung 


Reichskanzler Fürſt Bülow 
aber bezeichnete noch kurz vor 
Kriegsausbruch die kunſtvolle 
Einkreiſung Deutſchlands als 
ein a Blend⸗ 


werk“ | 
(Bülow „Deutſche Politik 
unter Kaiſer Wilhelm II.“) 


Vor Ariegsausbrud; und im Pente des Arieges vollendeten die 
Gegner die Einkreifung der Mittelmächte, die nur durch Bündniſſe mit 
der Türkei und mit Bulgarien eine 6 fanden. 
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Vorwort der Schriftleitung: Die hier folgende Kritik 
der Vorkriegspolitik des Zweiten Reiches iſt eine eigens 
für den Schulungsbrief zuſammengeſtellte Ausleſe von Teil⸗ 
ſtücken aus dem kürzlich im Verlag von C. H. Beck, 
München, erſchienenen Werk von Major a. D. Ludwig 
Geßner „Der Zuſammenbruch des Zweiten 
Reiches“. In einem dieſem Buch gewidmeten Vorwort 
ſtellt Reichsarbeitsführer Pg. Hierl feſt: „Die vor⸗ 
liegenden gewiſſenhaften, tiefſchürfenden und klar ent⸗ 
wickelten Unterſuchungen des Verfaſſers über die Urſachen 
des deutſchen Zuſammenbruchs im Weltkriege bieten ein 
ausgezeichnetes Hilfsmittel für das Studium eines der 
tiefſten Abſtürze in unſerer deutſchen Geſchichte, aus dem 
wir lernen wollen und lernen müſſen. 

Ich wünſche, daß die Abſicht des Verfaſſers, mit ſeiner 
Arbeit der politiſchen Erziehung unſeres Volkes zu dienen, 
ſich voll erfülle, und möchte ſein Buch insbeſondere unſerm 
Führernachwuchs in Partei und Wehrmacht warm 
empfehlen.“ 


Die Vorkriegspolitik 


Um ihre Ziele durchzuſetzen und im be⸗ 
ſonderen den Frieden dabei zu erhalten, 
bedarf die Politik der Macht. Es iſt daher 
ihre erſte Aufgabe, die eigenen Kräfte 
aufs ſtärkſte zu entwickeln und die aus⸗ 
wärtigen Beziehungen ſo günſtig wie 
möglich zu geſtalten. 


Auch im Kriege ſelbſt hängt der Erfolg 
oder Mißerfolg in erſter Linie von der 
Ausgangslage ab; ſie iſt in vielen Fällen 
ſchlechthin entſcheidend. Nur in begrenz⸗ 
tem Maße kann bei großer Ungleichheit 
der Kräfte und Bedingungen der Kampf 
ſelbſt günſtige Wendungen erzielen. Die 
Beiſpiele hierfür ſind verhältnismäßig ſelten und 
zumeiſt durch Zufälligkeiten, wie das Auftreten 
einer genialen Feldherrnperſönlichkeit auf der eige⸗ 
nen Seite oder außergewöhnliche Fehler auf der 
feindlichen, bedingt. Die geſchichtliche Regel 
aber iſt, daß die militäriſchen Erfolge 
gleichſam als Fortſetzung der ſtaats⸗ 
männiſchen Vorbereitungskunſt erſchei⸗ 
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Ludwig Beßner: 


Bicfhlaihm 


führung und Do in der Dorkriegspolitił 


nen. So war es im großen und ganzen bei den 
Kämpfen, die den zweihundertjährigen Aufſtieg 
Englands zur Weltmacht bezeichnen. So war es vor 
allem auch in unſeren deutſchen Einigungskriegen, 
von denen insbeſondere der gegen Frankreich ſchon 
halb gewonnen war, als die Heere zum Waffengang 
antraten. Bismarck ſelbſt war bis ins Innerſte von 
dieſer Tatſache der politiſchen Hauptverantwortlich⸗ 
keit durchdrungen; ſeine ganze Außenpolitik hatte 
zum oberſten Ziel: die militäriſche Überlegenheit 
für den Kriegsfall ſicherzuſtellen. 


Dieſe erſte Vorausſetzung des Erfolges war in 
dem Augenblick, als dem Deutſchen Reiche der ſeit 
langem drohende Krieg von ſeinen Feinden auf⸗ 
gezwungen wurde, nicht erfüllt. Im Gegenteil, die 
Kriegführung hatte nicht wie 1870 ein Erbe zu 
übernehmen und auszuwerten, ſondern einen 
Bankrott wieder gutzumachen. Die Kriegslage war 


vom erſten Augenblick an außerordentlich ernſt. Die 


Mittelmächte waren politiſch, militäriſch und geiſtig 
vollkommen übermachtet. 


Politiſch ſtand Deutſchland, nur auf einen ein⸗ 
zigen, innerlich ſchwachen Bundesgenoſſen ange- 
wieſen, überraſcht und abwehrend einer Mächtever- 
einigung gegenüber, die nicht nur an Kräften und 
Mitteln gewaltig überlegen war, ſondern auch durch 
gemeinſame große, aktive Ziele zuſammengehalten 
und belebt wurde. 


Militäriſch war das daraus entſpringende Miß⸗ 
verhältnis im vorhandenen Kraftvermögen (menſch⸗ 
liche und materielle Subſtanz) noch durch ein er⸗ 
hebliches Zurückbleiben in der Rüſtungsanſpannung 
verſtärkt. Dazu kam die Ungunſt der geographiſch⸗ 
ſtrategiſchen Lage: Die Mittelmächte waren rings 
umfaßt, von der Außenwelt ſo gut wie abgeſchloſſen. 
Und ſie konnten, durch natürliche Grenzen kaum 
geſchützt, ſelbſt an jeder Stelle entſcheidend getroffen 
werden; unter den Feinden dagegen be⸗ 
fanden ſich zwei Weltmächte, von denen 
die eine durch die Inſellage, die andere 
durch die Schrankenloſigkeit des Raumes 
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gegen eine rein militäriſche Vernichtung 
weitgehend geſichert war. Nur im Weſten bot 
ſich ein Ausfalltor; aber auch hier war angeſichts 
des ungünſtigen Kräfteverhältniſſes der notwendige 
ſchnelle und durchſchlagende Erfolg nur zu erwarten, 
wenn alles nach den günſtigſten Annahmen verlief. 
Und endlich gab es ſogar zu dieſem erſten Bilde 
noch drohende Schatten von außen her, deren Be- 
ſeitigung nicht in der eigenen Hand lag: Der ſo— 
fortige Kriegseintritt Italiens und Rumäniens 
konnte alle Ausſichten zunichte machen. 


Geiſtig war Deutſchland übermachtet durch eine 
ſeit langen Jahren betriebene Propaganda, die die 
öffentliche Meinung der Welt für ſich gewonnen 
hatte, die Kampffront der Feinde ſtärkte, die neu- 
tralen Völker unſicher machte und ſelbſt in den 
formell verbündeten Ländern Italien und Rumänien 
den Boden zum Abfall vorbereitet hatte. 


Wie hatte es dazu kommen können? 


Hier ſei zunächſt nur eine Aufzählung der mid, 
tigſten Tatſachen gegeben, wobei die Erörterung 
der tieferen Urſachen vorbehalten bleibt. 


Die politiſche Übermachtung begann gleich nach 
dem Rücktritt des großen Kanzlers im März 1890. 
Damals wurde durch Nichterneuerung des 
ſo genannten Rückverſicherungsvertra— 
ges mit Rußland die Bahn für das ſchon ſeit 
langem drohende franzöſiſch-ruſſiſche Bündnis frei 
gemacht. Alle Bemühungen, die Ruſſen von der 
Harmloſigkeit dieſes Entſchluſſes zu überzeugen, 
ſcheiterten; der Zar ſchnitt den Schrift— 
wechſel hierüber mit der Randbemerkung 
ab: „Es unterliegt keinem Zweifel, daß 
in der deutſchen Politik eine Kursände— 
rung eingetreten iſt und wir müſſen mit 
allen Möglichkeiten rechnen.“) Die ent, 
ſprechenden Folgerungen wurden alsbald gezogen; 
nach vorbereitenden Verhandlungen kam am 
17. Auguſt 1892 die franzöſiſch-ruſſiſche Militär⸗ 
konvention zuſtande, die um die Jahreswende 
1893/94 zum politiſchen Bündnis erweitert wurde. 
Seitdem war für Deutſchland die Zweifronten— 
ſtellung nach Oſten und Weſten und damit eine ſehr 
ernſte Lage gegeben. 


Schon wenige Jahre ſpäter brach auch der NEEN 
Flügel, den Bismarck feinem Bündniswerke on. 
gehängt hatte, nämlich die über den ſogenannten 
Orient⸗ bzw. Mittelmeerpakt laufende Ver⸗ 
bindung mit England, ein. Den Ausſchlag gab auch 
hierbei wieder eine unnötig ablehnende Stellung- 
nahme der deutſchen Politik: ihre zweckloſe, durch 
keine eigenen Intereſſen veranlaßte Einmiſchung in 
der ſüdafrikaniſchen Frage, die in dem Glück— 
wunſchtelegramm des Kaiſers an den Präfi- 
denten der Burenrepubliken Krüger vom 3. Januar 
1896 gipfelte, hatte zur unmittelbaren Folge, daß 


*) Tagebuch W. N. Lambsdorffs. Moskau 1926. 
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der britiſche Außenminiſter Salisbury eine Er⸗ 
neuerung des Paktes ablehnte. Nach einem eigen⸗ 
artigen Zwiſchenſpiel von Bündnisanregungen 
(1898 — 1901), die durch das engliſche Bedürfnis 
nach einer feſtländiſchen Anlehnung veranlaßt 
waren, aber auf deutſcher Seite keinem tätigen 
Intereſſe begegneten, wandte ſich England endgültig 
der Feindſeite zu. Am 8. April 1904 ſchloß es die 
Entente mit Frankreich ab, der am 31. Auguſt 
1907 die Querverbindung mit Rußland folgte. 


Der Feindbund hatte ſich alſo nunmehr auf drei 


Großmächte erweitert, ohne daß auf ſeiten der Mit⸗ 


telmächte Gegengewichte gefunden worden wären. 
Eine aktive, entſprechend großzügige und folgerich— 
tige Politik zum Zwecke der Neugruppierung 
wurde nicht eingeleitet. Mit unzulänglichen 
Mitteln, in der Hauptſache nur der perſönlichen 
Werbung, unternommene Verſuche, das Zarenreich 
wieder aus dem feindlichen Ring herauszulöſen — 
Björkö 1905, Potsdam 1910 —, brachten keinen 
Erfolg. Im Gegenteil ſetzte ſich die Vereinzelnung 
mit den Jahren faſt zwangsläufig fort. England 
hatte das ihm verbündete Japan mit hereingebracht; 
ſeine Stellungnahme mußte notwendigerweiſe auch 
das ſtrategiſch und wirtſchaftlich (Küſtenentwick⸗ 
lung, Einfuhrbedarf!) davon abhängige Italien 
unſicher machen. 


Mit der Gründung des Balkanbundes, der 
unter ruſſiſcher Leitung entſtand und die Vernich— 
tung erſt der Türkei, dann Oſterreichs zum Zweck 
hatte, vollendete ſich ſchließlich im Jahre 1912 der 
Einkreiſungsring. Auf deutſcher Seite waren in 


dieſem Zeitpunkt auch die letzten Verſuche, einen 


Ausweg zu finden, zum Stillſtand gekommen. Die 
Politik des Reichskanzlers Bethmann Hollweg 
hatte nur mehr das eine Ziel: durch äußerliche 
Verſtändigungsbemühungen, namentlich gegenüber 
England, die Lage zu entſpannen und den Zu— 
ſammenſtoß aufzuhalten. 


Die militäriſche Unterlegenheit war, ſoweit nicht 
ſchon durch die politiſche Gruppierung gegeben, die 
Folge andauernder Verſäumniſſe in der 
Rüſtungsvorſorge. Auch auf dieſem Gebiete 


findet ſich der letzte Anſatz zu einer der Lage ent, ` 


ſprechenden wirklichen Geſtaltung am Ausgang der 


Bismarckzeit: der Plan des Kriegsminifters . 
v. Verdy, die Ausnützung der geſamten Wehrkraft 


ein für allemal durch Geſetz ſicherzuſtellen. In der 
Folgezeit wurden für die Bemeſſung der Rüſtung 
immer mehr innerpolitiſche Rückſichten, d. h. ge⸗ 


nauer geſagt Bequemlichkeit und Angſt vor 


Partei- und Preſſeauseinanderſetzungen, 
beſtimmend. Muß es ſchon eigenartig anmuten, 
wenn die Leiter der Außenpolitik für die Wehrfähig⸗ 
keit des Landes wenig Intereſſe übrig hatten, ſo 
möchte man es kaum für möglich halten, daß ſogar 


einige der dafür unmittelbar verantwortlichen Per- 


ſönlichkeiten dem Drängen des Generalſtabs auf 
Rüſtungsverſtärkung Widerſtand entgegenſetzten; 
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verſchiedene Denkſchriften des preußiſchen Kriegs— 


miniſteriums halten aber dieſe Tatſache seit’). Daß 


unter dieſen Umſtänden erſt recht nichts unter⸗ 


nommen wurde, um das verbündete Oſterreich⸗ 


Ungarn zur Verbeſſerung ſeiner noch viel weiter⸗ 
gehend vernachläſſigten Rüſtung zu veranlaſſen, 
kann nicht wundernehmn. 


Die geiſtige Vereinzelnung des deutſchen Volkes 
war in der Hauptſache wohl gleichfalls eine Folge 
der politiſchen, aber auch wieder ſchon längſt vor 
dieſer eingeleitet worden, ohne daß die deutſche Re⸗ 
gierung und das Volk dieſem Kampfvorgang die 
gebührende Aufmerkſamkeit geſchenkt hätten. Ja, die 
Deutſchen wetteiferten ſogar miteinander, ſelbſt der 
feindlichen Propaganda die beſten Waffen zu liefern. 
Ob man nun an die in nationalen Kreiſen 
beſtehende Neigung zu tönenden Worten oder 
an die Anklagen der Linken in Reichstag und 
Preſſe gegen einen angeblichen deutſchen Imperia⸗ 
lismus und Militarismus denkt, es kam alles der 
gleichen Sache zugute, nämlich dem Beſtreben der 
Feinde, Deutſchland zu verdächtigen und in der 
öffentlichen Meinung der Welt zu vereinſamen. An 
die Notwendigkeit, ſelbſt Propaganda 
zu treiben, wurde kaum gedacht. 


Wenn ſomit die erſte Aufgabe der Politik: 
günſtige Geſtaltung der politiſch⸗militäriſchen Lage, 
in jeder Hinſicht ungelöſt war, ſo war dadurch vor 
allem auch die Kriegsgefahr ſelbſt aufs äußerſte 


geſteigert. Unter dieſen Umſtänden mußte eine 


zweite Aufgabe, die jederzeit daneben beſteht, beſon⸗ 
ders dringlich werden: die unmittelbare Vorberei⸗ 
tung eines etwa plötzlich notwendig werdenden 
Kriegseintrittes. Auch dieſe Aufgabe war nicht ge⸗ 
löſt, ja, in der Hauptſache gar nicht in Angriff 
genommen worden. 


Es war vor allem die geiſtige Vorbereitung 


des eigenen Volkes verſäumt worden. Die 


deutſche Regierung hatte ſich im Gegenteil ſtets 
bemüht, die Offentlichkeit über die drohende Gefahr 
hinwegzutäuſchen und in eine friedensſelige Stim⸗ 
mung zu wiegen. Es iſt aber ein gewaltiger Unter⸗ 
ſchied, ob ein Volk ſeit langem an den Gedanken 
des Krieges gewöhnt, mit ſeinen Gründen und 
Zwecken vertraut, ja vielleicht gar, wie dies z. B. in 
Serbien der Fall war, dafür begeiſtert zum Waffen⸗ 
gange antritt, oder ob es, von den Ereigniſſen über⸗ 
raſcht, ihren wahren Sinn kaum zu erfaſſen vermag. 


Der Eintritt in den Krieg verlangt ferner eine 


ſorgfältige diplomatiſche Vorbereitung, bei 


der politiſche und militäriſche Intereſſen gleicher⸗ 
maßen berückſichtigt find. Auch dieſer Teil der Kriegs- 
vorſorge war ganz vergeſſen, eine Zuſammenarbeit 
zwiſchen den leitenden Stellen hierzu nicht einmal 
angebahnt worden. Dadurch kam es bei Kriegsaus— 

et Siehe Reichsarchiv, Kriegsrüſtung und Kriegs wirtſchaft, 
1. Bd Berlin 1930 u a in derjenigen vom 19. 11 1899 (Ber: 
faſſer Oberſt v. Einem, der jpätere Kriegsminiſter): 


„Aber dieſes Wettrüſten muß doch endlich einmal 
ein Ende nehmen.“ zer D 
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bruch zu ganz unüberlegten, überſtürzten Handlun⸗ 
gen, die vom Feinde mit Leichtigkeit zu unſeren Un⸗ 
gunſten ausgelegt werden konnten und darum 
ſchweren, nicht wiedergutzumachenden Schaden an⸗ 
richteten. Es ſei nur an das wenig zielklare Vor⸗ 
gehen in der entſcheidenden Julikriſe und die dabei 
ſichtbare Unſtimmigkeit zwiſchen Berlin und Wien, 
dann an die verfehlten Kriegserklärungen mit ihrer 
reichlich ungeſchickten Begründung und an die un⸗ 
vorteilhafte diplomatiſche Regie des Einmarſches in 
Belgien erinnert. BE > 

Zu den wichtigſten Vorſorgen für einen 
Koalitionskrieg hätte ferner die Sicherſtellung der 
militäriſchen Einheit gehört. Auch dies iſt in 
der Hauptſache eine Angelegenheit der Politik, und 
zwar der Vorkriegspolitik; denn nur ſolange Oſter⸗ 
reich-Ungarn einſeitig auf Deutſchland angewieſen 
war, d. h. ſolange es deſſen Entſchließung zum 
militäriſchen Beiſtand brauchte, waren die nötigen 
Zugeſtändniſſe von ihm zu erlangen; mit dem Augen⸗ 
blick des gemeinſamen Kriegseintrittes mußte hierin 
eine völlige Anderung ſich vollziehen; indem Deutſch— 
land ſein Schickſal unlösbar an dasjenige des 
Bundesgenoſſen kettete, verlor es die Möglichkeit, 
einen entſprechenden Druck auszuüben. Dieſer Um⸗ 
ſtand war von der deutſchen Regierung nicht bedacht, 
der richtige Zeitpunkt verſäumt worden. Im übrigen 
lag aber die Frage überhaupt außerhalb ihres Ge- 
ſichtskreiſes; ſie hatte deshalb in dieſer Richtung gar 
nichts unternommen. Während in Frankreich und 
Rußland auf Grund von politiſchen Abmachungen 
und im Auftrage ihrer Regierungen die General⸗ 
ſtäbe ſeit Jahren in engſter Fühlung ſtanden, und 
auch das franzöſiſch-engliſch-⸗belgiſche Zuſammen⸗ 


wirken auf das genaueſte vorbereitet war, waren die 


Grundlagen für die deutſch⸗öſterreichiſche Krieg⸗ 
führung nur durch einige ganz allgemein gehaltene 
Briefe der beiden Generalſtabschefs gegeben. Es 
war dabei nicht nur kein einheitlicher 
Oberbefehl vereinbart, ſondern ſogar 
den Oſterreichern für die Anordnung des 
Aufmarſches und die Wahl des Opera- 
tionsgedankens volle Freiheit gelaſſen. 
Eine Freiheit, von der ſie z. B. in der viel 
zu ſtarken Bemeſſung der gegen Serbien einzuſetzen⸗ 
den Kräfte und im vorzeitigen Anſetzen eines Ent- 
ſcheidungsangriffes in Galizien den unheil⸗ 
vollſten Gebrauch machten. 


Ja, fünf Jahre vorher hatte man ſogar die 
bosniſch⸗berzegowiniſche Annerion geſchehen und die 
Dinge bis unmittelbar an den Krieg herantreiben 
laſſen, ohne auch nur die einfachſte Verbindung der 
beiden Generalſtäbe herbeizuführen. Der erſte 
Briefwechſel zwiſchen Conrad (Conrad von 
Hötzendorf, öſterr. Generalfeldmarſchall) und 
Moltke erfolgte im Januar 1906, als 
die Kriegsgefahr bereits ihren Höhe: 
punkt erreicht hatte. u 

Der Mangel an Kriegsvorſorge war endlich 
nicht weniger vollſtändig auf wirtſchaftlichem Ge⸗ 
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biete; von feiten der Regierung war weder ein Plan 
für die Rohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung wäh- 
rend der zu erwartenden Abſperrung von den frem- 
den Märkten ausgearbeitet, noch wurden auch nur 
im letzten Augenblick Maßnahmen zur Ausnützung 
der noch offenen Möglichkeiten getroffen. 


Die Fehlerquellen 


Wenn man die Grundurſache des deutſchen Un⸗ 
glücks in einem politiſchen Verſagen der Führung 
und des Volkes gefunden hat, ſo handelt es ſich 
nunmehr darum, nicht etwa die dabei entſtandene 
Fehlerſchau noch über den Umkreis des Allgemeinen, 
Grundſätzlichen, Bleibenden hinaus fortzuſetzen und 
die als falſch erkannten Entſchlüſſe und Handlungen 
im einzelnen zu erörtern, ſondern vielmehr die Um⸗ 
ſtände aufzudecken, durch welche ſie hervorgerufen 
worden ſind, denn dieſe Quellen zu verſtopfen, iſt 
jeder mitberufen. Gelänge es nicht, das ganze Volk 
dafür zu gewinnen, dann könnten auch große 
Männer nicht zur vollen Wirkung kommen. Des- 
halb muß es vorteilhaft fein, mindeſtens die mid, 
tigſten dieſer Fehlerquellen herauszugreifen und in 
eine gewiſſe Ordnung zu bringen. Man kann dann 
vielleicht folgende Einteilung zugrunde legen: 


1. Gewiſſe ſchädliche Beſonderheiten des deutſchen 
öffentlichen Lebens, und zwar ſolche einmalig per, 
ſönlicher, zeitbedingter und eingewohnter Art. 


2. Die unpolitiſche Geſamthaltung der Regierung 
und des Volkes, insbeſondere was das Weſen, die 
Grundſtoffe, Gegenſtände und Geſetze der Politik 
betrifft. ; | 


Schäoͤliche Beſonderheiten 
Einmalig perſönliche Schwächen 


In der Gruppe der perſönlichen Schwächen 
leitender Männer ſind wohl mit die wichtigſten 
Urſachen des Unglückes zu finden. Das Schickſal 
wirkt auch heute noch in der einſchneidendſten Weiſe 
durch die Hand eines oder einiger weniger Führer. 
An den großen außenpolitiſchen Entſcheidungen, wie 
beiſpielsweiſe der Anbahnung neuer Zielſetzungen 
und Bündnisgruppierungen, kann die Offentlichkeit 
keinen Anteil haben, ſie ſind längſt zur Wirklichkeit 
geworden, wenn die Menge ſie zu erkennen vermag, 
und auch dann wird dieſe ſie nur ſelten in ihrer 
wahren Bedeutung und Tragweite zu würdigen 
wiſſen. Die richtige geiſtige und praktiſche Geftal- 
tung ſolcher Dinge gehört ja zu den höchſten Leiftun- 
gen ſtaatsmänniſcher Kunſt. 


Und doch hängt von ſolchen außenpolitiſchen Ent- 
ſcheidungen ganz überwiegend der Gang der Ge— 
ſchichte ab. Jeder Irrtum im Kalkül des Spieles 
der großen Mächte, ein Mißgriff im außenpoliti⸗ 
ſchen Entſchluß, ebenſo wie das Verſäumen der nie 
wiederkehrenden Gunſt des Augenblickes, ſie rächen 
ſich einmal in einem ſpäteren Zeitpunkt. Bismarck 
ſprach dies wiederholt im Reichstag aus: „Es mag 


50 Jahre dauern, bis politiſche Mißgriffe offen⸗ 
kundig werden und ihre letzten Konſequenzen tragen, 
aber ſchließlich legt die Geſchichte die Rechnung für 
jeden Fehler vor, und ſie iſt peinlicher dabei als 


unſere preüßifche Oberrechnungskammer. Dann erſt 


wird man in der Öffentlichkeit den Bruchpunkt 
ſehen, von dem das Unheil feinen Ausgang nahm“).“ 


Beziehungsreiche Worte! Wir wiſſen heute, daß 
Deutſchlands Einigung und machtpolitiſcher Aufſtieg 
Bismarcks eigenſtes Werk war. Und von ſeiner 
Entlaſſung an führt eine ſichtbare Reihe durch per— 
ſönliche Mängel der Nachfolger verſchuldeter Fehler 
zur Kataſtrophe. Es kann — im Rahmen dieſer 
Arbeit — nicht in eine fachkritiſche Betrachtung der 
deutſchen Politik innerhalb dieſes Zeitabſchnittes 
eingetreten werden, die dem politiſchen Hiſtoriker 
obliegt und außerdem auch immer nur an einen 
wohlvorbereiteten, begrenzten Leſerkreis ſich wenden 
kann. Hier handelt es ſich allein darum, nachträg- 
lich an den entſcheidenden Vorgängen der Politik 
und Kriegführung die geiſtige und charakterliche 


Unzulänglichkeit der handelnden Perſonen 


als wichtigſte Fehlerquelle zu erkennen. 


Gleich der erſte folgenſchwere außenpolitiſche 
Schritt des neuen Kurſes, die Unterbrechung des 
Drahtes nach Rußland mit der Nichterneuerung 
des Rückverſicherungsvertrages, iſt auf dieſes Konto 
zu ſetzen. 


Der neue Kanzler, General v. Caprivi (1890 
bis 1894), ſelbſt gab dem ruſſiſchen Botſchafter — 
wie übrigens auch dem Fürſten Bismarck bei ſeinem 
kurzen Abgangsgeſpräch — folgende Gründe an: „Ich 
bin nicht fo ftarf in der Politik wie der gleichzeitig mit 
fünf Kugeln jonglierende Fürſt Bismarck; aber ich 
bin ein gewiſſenhafter Menſch, und Sie können ſich 
auf meine Gewiſſenhaftigkeit verlaſſen ... nach 
meiner Anſicht iſt eine ſolche Politik (der Gewiſſen⸗ 
haftigkeit!) mit irgendwelchem Geheimabkommen 
nicht vereinbar ).“ Alſo ein Eingeſtändnis des 
Schlimmſten, was es für den Führer geben kann, 
nämlich des mangelnden Selbſtvertrauens in das 
eigene Können, und dazu ein ethiſches Motiv, das 
zwar den Menſchen ziert, dem Staatsmann aber 
nicht zur alleinigen Richtſchnur ſeines Handelns 
werden darf. 


Die Unſicherheit, die ihn auf dem 
neuen Wirkungsfelde beherrſchte, ließ 
aber auch in ſeinem ganzen weiteren 
Wirken aus dem in Heer und Flotte be— 
währten alten Soldaten einen in den 
weſentlichen Dingen verſagenden Staats— 
mann werden. Sie brachte ihn vor allem dazu, 
zwei folgenſchwere Mißſtände einzuführen, die auch 
unter ſeinen Nachfolgern nicht mehr verſchwinden 
ſollten. Der eine war die Abhängigkeit von unten, 


— — —4 

*) Siehe auch Bismarck, Gedanken und Erinnerungen J., II. Bd. 
12. u. 28. Kap. 

**) Tagebuch W. N Lambsdorffs, Staatsverlag Moskau 1926. 
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„„ mm Der Berliner Kongreß 
er Bonert des Reiches als 8 13. 6. 13, 7. 1878 

Dererreih-Ungorn, Rußland und der Türkei zur Nach einem Gemälde von A. v. Werner 

Aufn.: Photogr. Gesellschaft, Berlin | a 9 
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FJüdiſches Attentat 

auf Bismarck. Am 7. Mai 1866 verfuchte 
der jüdische Student Fulius Cohen in 
Berlin, Unter den Linden, mit 5 Schüffen 
den Kanzler ju töten. 
Bismarck perſänlich gab befonders als 
Kanzler dem Judentum durchaus keinen 
Anlafı jur Feindfchaft; aber der Jude ſieht 
in jedem überragend geführten, ſauberen 
und heroiſchen Staat feinen feind. Um 
herrſchen ju können, braucht Juda die 
Schwäche und Korruption in ſeinen Gaſt⸗ 
pölkern. So folgten am 11. 5. und 2. 6. 1878 
die Mordanfchläge auf Wilhelm J. 
50 Jahre nach obigem Verbrechen erſchoß 
der Jude Friedrich Adler den öſterreichi⸗ 
ſchen fliniſterpräſidenten Stürgkh. Un⸗ 
jählige ähnliche Anfchläge wurden in der | 
Ewiſchenzeit in faft allen Fändern Europas x 
verſucht. 0 
80 auch ein rechtzeitig entdechter Bomben⸗ 
anſchlag auf den Kalſer und die Bundes⸗ 
fürſten ſowie Generäle des Zweiten Reiches 
anlüßlich ihres Treffens bei der Enthüllungs⸗ 
feier des Miederwald-Mationaldenkmals über 
Aüdesheim a. Ah. 1883 (ſiehe Bild unten!) 
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Enthüllungsfeier des 
NMiederwald⸗National⸗ 


denkmals 
am 18. 9. 1883 
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Neiterdenkmal in Windhun, 

Deutſch⸗Südweſtafrika; links 
das frühere deutſche Verwal⸗ 
= tungsgebäude 


el Unten links: 
 Flaggenhiffung auf Samoa 
* am 1. Märj 1900 


3 Unten rechts: 
Prlaggenhiſſung auf den 
Marianen 1899 Meu⸗Guinea) 


Aufn.: Reichskolonialbund- 
Bildstelle 
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D, 1914 wehte die ſchwarz⸗weiß⸗ rote flagge des Zweiten Neiches über faft drei 
Millionen Geviertkilometer Kolonialbeſitz (das iſt nur der 19. Teil des gefamteuropäifchen 
Kolonialbefiges) mit beinahe 15000 000 Bewohnern. Unvergeſſen ift, was deutfche Arbeits: 
kraft ſchon in wenigen Jahren leiſtete. Ungemindert ift dort das Anfehen Deutſchlands. 


von unſichtbaren, un verantwortlichen Rat⸗ 
gebern. Es wurde dabei zum beſonderen 
Verhängnis, daß dieſe Rolle einundein- 
halb Jahrzehnte lang einem einſeitigen, 
verſchrobenen, mißtrauiſchen Sonder⸗ 
ling, dem Geheimrat v. Holſtein (1880 bis 
1906 Vortr. Rat im Auswärtigen Amt), zufiel. 
Von ihm, der ſchon die Kündigung des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages veranlaßt hatte, nahmen fortan faſt 
alle Irrtümer und Mißgriffe ihren Ausgang. Nicht 
weniger ſchädlich wurde ferner die Unſelbſtändigkeit 
nach oben, für die Caprivi durch Übernahme des 
militäriſchen Grundſatzes der unbedingten Gehor- 
ſamspflicht ſich ſelbſt eine Rechtfertigung zu be⸗ 
ſchaffen ſuchte. Welche eigenartige Auffaſſung er 
über die ſtaatsmänniſche Verantwortlichkeit hatte, 
iſt am beſten aus ſeinen Worten gegenüber Bis⸗ 
marck zu erſehen: „Wenn ich in der Schlacht an der 
Spitze meines X. Korps einen Befehl erhalte, von 
dem ich befürchte, daß bei Ausführung desſelben das 
Korps, die Schlacht und ich ſelbſt verlorengehen, 
und wenn die Vorſtellung meiner ſachlichen Be⸗ 
denken keinen Erfolg hat, ſo bleibt mir doch nichts 
anderes übrig, als den Befehl auszuführen und 
unterzugehen. Was iſt nachher weiter? Mann 
über Bord !).“ 


Bei ſolchen Eigenſchaften und Anſchauungen 
Caprivis iſt es nur zu ſehr begreiflich, daß von 
ſeiner Seite nichts Ernſtliches geſchah, um dem 
Einbrechen des Bismarckſchen Bündnisſyſtems Ein⸗ 
halt zu tun oder gar Neuſchöpfungen zuwege zu 
bringen. Selbſt ohne große Gedanken, wie ſie 
ſeinem genialen Vorgänger in jeder Lage aus 
ſtaatsmänniſcher Eingebung heraus unerſchöpflich 
zur Verfügung geſtanden hatten, begegnete er 
ſolchen, auch wenn ſie von außen an ihn heran⸗ 
gebracht wurden, ohne Verſtändnis und mit äußerſter 
Zurückhaltung. So war es z. B., um nur einen 
Fall zu nennen, als der ſtets großzügig denkende, 
tatfreudige, ja draufgängeriſche italieniſche Miniſter⸗ 


präſident Criſpi (1887 —91 und 1893 — 96) ihm 


in einer Zuſammenkunft in Mailand im Novem⸗ 
ber 1890 Pläne zur Verſtärkung, Erweiterung 
und Lebendigmachung des Dreibundes entwidelte?). 


Auch die Weiterführung der Politik des untäti⸗ 
gen Geſchehenlaſſens während der zweiten Hälfte 
der 90er Jahre, in der auch der Draht nach Eng— 
land abriß, erklärt ſich wieder in erſter Linie durch 
die Eigenſchaften der leitenden Perſönlichkeit. Der 
dritte Kanzler, Fürſt Hohenlohe (1894 bis 
1900), war ein von Natur aus ſtaatsmänniſch 
gerichteter Geiſt und in der Schule Bismarcks wohl 
erfahren, aber er beſaß nicht oder infolge ſeines 
hohen Alters nicht mehr den ſtarken Willen und 
die ſchöpferiſche Kraft, die deutſche Politik wieder 
aktiv zu machen und über eine bloße Behandlung der 
laufenden Angelegenheiten hinauszuheben. Außerdem 
lag aber in ſeinem ganzen Weſen eine bei ſeiner 
großen geſellſchaftlichen Stellung auffallende Un⸗ 
ſelbſtändigkeit und Rückſichtnahme angeſichts von 
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Einflüſſen aller Art, ſei es aus den hochgeſtellten 
Kreiſen oder ſeiner eigenen amtlichen Umgebung, aus 
dem Reichstag oder der Preſſe und öffentlichen Mei⸗ 
nung. Ihm genügte es, wie er dies gelegentlich ſelbſt 
ausſprach, durch behutſames Ausgleichen, Umgehung 
von Schwierigkeiten und Vermeiden von Zwiſchen⸗ 
fällen den ungeſtörten Fortgang der Geſchäfte zu 
ſichern: „Zweck meines Daſeins im Reichs— 
kanzlerpalais iſt doch kein anderer, als 
übereilte Beſchlüſſe hintanzuhalten!).“ 


Mit dem vierten Kanzler, v. Bülow (1900 bis 
1909), gelangte ein Diplomat von vielſeitiger Be⸗ 
gabung an die Spitze der Regierung. Allein das, was 
ſeine Stärke war: der ſchillernde Geiſt, die beſtechenden 
Formen, die äußerliche Gewandtheit und Schmiegſam⸗ 
keit, das alles begründete auch ſeine ſtaatsmänniſche 
Unzulänglichkeit in weſentlichen Dingen. Ihm fehlte 
letzten Endes doch das ſichere Urteil über die Lage, 
der weite Blick und die ſchöpferiſche Phantaſie. 
Dazu kamen ernſtliche Charakterfehler: perſönliche 
Eigenſüchtigkeit, Eitelkeit und Selbſtzufriedenheit, 
Scheu vor gründlicher Arbeit und ernſten Kämpfen, 
Unbeſtändigkeit, Unaufrichtigkeit, Leichtſinn u. a. m. 
— kurz eine erhebliche Hypothek von Eigenſchaften, 
die der ſtaatsmänniſchen Leiſtung ſehr ungünſtig ſind. 


Dies alles ſieht man in der deutſchen Politik der 
Jahre 1900 — 1909, in denen der feindliche Ein- 
kreiſungsring geſchmiedet wurde, ſich auswirken. 
Vor allem iſt es da neben den charakterlichen Eigen⸗ 
ſchaften der leitenden Perſönlichkeiten die dauernde 


Verkennung weſentlicher Grundzüge des politiſchen 


Bildes, die den Schlüſſel für eine ſonſt kaum be⸗ 
greifliche Untätigkeit gibt. Bülow unterſchätzte nicht 
nur die treibenden Kräfte auf der Gegenſeite; er 
ſtand auch völlig im Banne der vom Geheimrat 
v. Holſtein ausgegebenen Lehrmeinung, daß Eng⸗ 
land und Rußland, der „Walfiſch und Elefant“, 
nicht zuſammenkommen könnten, und daß deshalb 
Deutſchland nur einer entſcheidenden Stellung⸗ 
nahme aus dem Wege zu gehen brauche, um für 
immer der Schiedsrichter der Welt — arbiter 
mundi — zu fein. Aber auch der Zuſammenbruch 
dieſer Theſe vermochte an ſeiner Politik nicht viel 
zu ändern. Was ſie kennzeichnet: die inneke Ziel⸗ 
loſigkeit bei lautem geſchäftigen Gebaren, das Jagen 
nach kleinen, äußerlichen, flüchtigen Erfolgen unter 
Vermeiden großer Entſchlüſſe und durchgreifender 
Mittel, die Unſicherheit, Unbeſtändigkeit und Zu⸗ 
ſammenhangloſigkeit, das alles blieb nach wie vor. 
Und es hätte auch nicht anders ſein können, denn 
es entſprach dem eigentlichen Weſen dieſes Kanz⸗ 
lers, dem aber auch die Billigung durch die oberſte 


Autorität, den Kaiſer, dabei nicht fehlte. 


Der fünfte Kanzler, v. Bethmann⸗Hollweg, 
(1909 — 1917), unterſchied ſich ungünſtig von feinen 
beiden Vorgängern ſchon dadurch, daß ihm außen⸗ 
politiſches Wiſſen und Erfahrung fehlte. Er war 

1) Bismarck, Gedanken und Erinnerungen III, 9. Kap. 


2) Italicus, Italiens Dreibundpolitik. München 1928. 
2) Hohenlohe, Denkwürdigkeiten, III. Bd., Stuttgart 1931. 
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darum weder in der Lage, die Verhältniſſe zu über⸗ 
blicken und zu richtigen Zielſetzungen zu kommen, 
noch auch die geeigneten Mittel und Wege zu finden. 


Dazu kam aber nun noch eine Schwäche des 
Charakters, die ihn als Führer ganz ungeeignet er- 
ſcheinen ließ. Rechthaberiſch und eigenſinnig in 
kleinen Dingen, hatte er gerade in den entſcheiden⸗ 
den Fragen doch wieder ein ftarfes Anlehnungs— 
und Deckungsbedürfnis. Parlamentariſche Mehr: 
heiten, öffentliche Meinung, Preſſe, kurz alle von 
außen herandrängenden Kräfte, die ſelbſt zu leiten 
ſeine Aufgabe geweſen wäre, machten umgekehrt auf 
ihn ſtarken Eindruck. Eine merkwürdige Unſicher— 
heit, Entſchlußloſigkeit und Tatſcheu begleiteten ihn 
in allen ſeinen Erwägungen und Handlungen. So 
glich er namentlich im Kriege dem ſchwankenden 
Rohr, das ſelbſt vom Sturme bewegt wurde, ſtatt 
wie ein ruhender Pol den anderen Halt und Ziel 
zu geben. Nirgends, weder in der auswärtigen noch 
in der inneren Politik, konnte er die Kraft zu Ent⸗ 
ſchließungen und Taten finden, nicht in der U-Boot⸗ 
Sache, nicht in der Kriegszielfrage, nicht in dem 
preußiſchen Wahlrechtſtreit — es genügt, nur einige 
der Hauptfälle zu erwähnen. 


Aber nicht nur der Mangel an poſitiven Führer⸗ 
eigenſchaften kennzeichnet Bethmann⸗Hollweg, es 
fehlten in ſeinem Charakterbilde nicht einmal die 
ausgeſprochenen Gebrechen. Oder kann man es 
anders nennen, wenn der oberſte Leiter der Krieg- 


führung z. B. nach geringfügigem Widerſtande die 


Reichstagsreſolution vom Juli 1917 zuläßt, obwohl 
er — nach ſeiner eigenen Ausſage — kataſtrophale 
Folgen für den Kriegsausgang davon befürchtet? 
Oder wenn er in der U-Boot⸗Kriegsfrage — trotz 
der gleichen Befürchtung — ſchließlich das Gegen⸗ 
teil ſeiner eigenen Überzeugung vertritt, und zuge— 
ſtandenermaßen nur, um fein Amt nicht zu ver- 
lieren? 


Eine ſolche Perſönlichkeit war kein geeigneter 
Führer im ſchwerſten Kampfe. Dieſem Manne 
fehlte hierzu einfach alles: der Tatſachenblick und 
die Geſtaltungskraft, die Willenshärte, die Tat⸗ 


entſchloſſenheit und der praktiſche Sinn. Das Kenn⸗ 


zeichen ſeines Charakters war Schwäche. Die 
Schwäche, von der Treitſchke ſagt, daß fie die ver- 
werflichſte, unheilvollſte Eigenſchaft in der Politik 
ſei und geradezu als die eigentliche Sünde wider 
den heiligen Geiſt der Politik bezeichnet werden 
könne. | | 


Man muß hier einſchalten, daß die vorliegende 
Unterſuchung keine perſönliche Saite anklingen 
laſſen darf. Es bedeutet keine Verkennung der 
vielfach außergewöhnlichen ſonſtigen Fähigkeiten und 
Leiſtungen dieſer Männer, wenn die Tatſache aus- 
geſprochen wird, daß ihnen nicht alle für das höchſte 
Amt erforderlichen Eigenſchaften zur Verfügung 
ſtanden. An die Inhaber der beiden für die Ge⸗ 
ſchicke eines Volkes entſcheidenden Gewalten ſind 
eben ganz andere Maßſtäbe anzulegen, als an die 
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Millionen ihrer Volksgenoſſen und felbft an die 
höchſtgeſtellten nachgeordneten Beamten. 


Ebenſowenig iſt der Vorhalt des nachträglichen 
Beſſerwiſſens an die Kritik berechtigt. Die Schwie⸗ 
rigkeiten, die im Augenblick der Entſchlußfaſſung und 


des Handelns beſtanden, wird kein vernünftiger 


Kritiker aus dem Auge verlieren, wenn er aus dem 
Laufe der Ereigniſſe Lehren für die Zukunft abzu⸗ 
leiten ſucht; aber nur in ſolcher Rückſchau findet er 
die Maßſtäbe, an denen allein die Leiſtungen jelbft- 
der Größten richtig beurteilt werden können. Eine 
Kritik allerdings, in der Überbebung oder Ver⸗ 
kleinerungsſucht zum Ausdruck käme, würde dieſen 
Namen nicht verdienen. e | 


Die gleiche Sachlichkeit iſt auch geboten, wenn 
den Urſachen der Nichtlöſung der Führerfrage nod, 
gegangen wird. Sie ſind in erſter Linie bei der 
Auswahl, dann aber auch beim Angebot zu ſuchen. 
Auf beides wirkten verſchiedene Umſtände ein; es 
geht nicht an, noch iſt es zweckdienlich, eine einzelne 


Perſon dafür alleinſchuldig zu ſprechen. 


Für die Auswahl lag die letzte Entſcheidung beim 
Monarchen. Es war daher eine bedauerliche 
Fügung, daß der Kaiſer Wilhelm II. weder die 
naturhafte Menſchenkenntnis noch die ſelbſtloſe 
Sachlichkeit beſaß, die zu den glücklichſten Eigen⸗ 
ſchaften feines Großvaters gehört hatten. Man 
darf aber auch darüber die Schwierigkeit der Mut, 
gabe an ſich nicht verkennen. Sie erfordert auch 


beim beſten Willen, d. h. bei einer faſt übermenſch⸗ 


lichen Fähigkeit zur Ausſchaltung aller unſachlichen 
Eigenmotive und Nebeneinflüſſe, außerdem noch 
eine umfaſſende Perſonenkenntnis und Fachbeherr— 
ſchung, die einem einzelnen Menſchen ſelten, jeden⸗ 
falls nicht auf allen Gebieten, zur Verfügung ſteht. 
Setzt doch namentlich die ſichere Unterſcheidung des 


wahren Staatsmannes und Feldherrn vom bloßen 


Blender immer auch eine gewiſſe Ebenbürtigkeit 
des eigenen Urteilsvermögens voraus. „Das Gleiche 
kann nur vom Gleichen erkannt werden, und nur 
ein Fürſt, der ſelber große Fähigkeiten beſitzt, wird 
wiederum große Fähigkeiten in ſeinen Untertanen 
und Dienern gehörig erkennen und ſchätzen“, ſagt 
Goethe). rs 


Wenn nun beim Kaiſer immerhin noch infolge 
des völligen Zuſammenfallens von eigenen und 
allgemeinen Intereſſen die Reinheit der Abſicht im 
großen und ganzen beſtand, ſo fehlte bei ſo ziemlich 
allen anderen Stellen auch dieſe Vorausſetzung. 
Schon aus der engeren Umgebung kamen dem 
Monarchen kaum viele Vorſchläge, die nicht von 
ſelbſtiſchen Beweggründen mit eingegeben waren. 


Die hohe Beamtenſchaft hatte kein Intereſſe, ſich 
ſelbſt einen ſtarken, geiſtig überlegenen und damit 
unbequemen Chef zu verſchreiben. Bei allen privaten 
Intereſſengruppen gar, den Parlamenten, Parteien 
und der Preſſe, kam der Befähigungsmaßſtab für 


et Eckermann 11. 3. 1828. 


26 


die Wahl überhaupt nicht in Betracht; fie wollten 


viel lieber unfähige Führer, wenn fie nur leicht lenk⸗ 
bar, ihren eigenen Wünſchen und Zwecken zugäng⸗ 


lich waren. 


So erfuhr der in der Führerwahl letzthin ent⸗ 
ſcheidende Mann wenig wirkliche Beihilfe zur 


richtigen Perſonenfindung. Im Gegenteil, er wurde 


eher noch weiter vom rechten Wege abgelenkt; er 
erntete in der Regel auch dann das lauteſte Lob, 
wenn er dem Staatsintereſſe abträgliche Entſchei⸗ 
dungen traf. Die moraliſche Mitverantwortlichkeit 
des ganzen Volkes für die Mißgriffe in der Stellen⸗ 
beſetzung iſt am beſten an zwei Vorgängen zu er⸗ 
ſehen, die am Anfang und am Ende der Regierungs— 
zeit Kaiſer Wilhelms II. ſtehen., 


Der eine war die zwar aus eigenem Entſchluß 
des Monarchen erfolgte, aber vom Volke ohne 
nennenswerten Widerſtand, ja zum großen Teil mit 
Zeichen der Billigung hingenommene Entlaſſung 
des größten Staatsmannes der deutſchen Geſchichte. 
Kein anderes Volk wäre einer ſolchen Gleichgültig⸗ 
keit, einer ſolchen perſönlichen Voreingenommenheit 
in Sachen ſeiner Führung fähig geweſen, und in 
der Tat wurde auch damals das Verhalten des 
deutſchen Volkes in der ganzen Welt mit Erſtaunen, 
ja mit Verblüffung aufgenommen. In ſeiner Ge⸗ 


ſamtheit — an erſter Stelle wären die bundesſtaat⸗ 


2 


lichen Regierungen und der Reichstag, die Beamten⸗ 
ſchaft und Preſſe zu nennen — hat es damals 
geiſtig und charakterlich ein Zeugnis politiſcher Un⸗ 
reife abgelegt, wie es nicht deutlicher denkbar wäre. 


Der andere Vorgang war mitten im Exiſtenz⸗ 


kampfe der deutſchen Nation der jahrelange Verzicht 


auf volle Auswertung der ſtärkſten militäriſchen 
Führerperſönlichkeiten. Die bis zum Augenblick der 


höchſten Not ausgedehnte Unterſtellung der ſieg⸗ 


reichen Oſtführer Hindenburg und Ludendorff unter 
eine ihnen ſichtlich in jeder Beziehung weit nach⸗ 
ſtehende Heeresleitung, die ſyſtematiſche Ausſchal⸗ 
tung und ſchließlich ſogar Entlaſſung des großen 
Flottenſchöpfers und politiſchen Strategen Tirpitz, 
das ſind Dinge, die auf der Feindesſeite zwar ſtets 
mit Freude gebucht, aber nie begriffen wurden. Die 


mögliche Berufung Hindenburgs an die Spitze der 


Heeresleitung wurde von der franzöſiſchen Preſſe 
immer wieder als allgemeines Schreckensgeſpenſt 
erörtert, der Abgang Tirpitz (Großadmiral, Staats⸗ 
ſekretär des Reichsmarineamtes 1897 — 1916) in 
den engliſchen Zeitungen unter rieſigen Überfchriften 


wie z. B. „Der Lotſe geht“ oder „Tirpitz exit“ als 


ein glückhaftes Ereignis verkündet. 

Die deutſche Offentlichkeit dagegen zeigte in 
beiden Fällen vergleichsweiſe nur ſehr geringes 
Intereſſe. | | fe 8-8. 

Aus dem allen ergibt fi) als bleibende Lehre 
für die Führerwahl: Sie darf keiner Körperſchaft, 
am allerwenigſten einer parteipolitiſch zuſammen⸗ 
geſetzten oder durch wirtſchaftliche Intereſſen be⸗ 
herrſchten, übertragen werden. Sie wird trotz der 
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dient. 


in dieſem beſon⸗ 
deren Falle auf⸗ 
getretenen Män⸗ 
gel doch immer 
am beſten vom 
Staatsober⸗ 
haupt ſelbſt vor⸗ 
genommen, das 
ſich aber in Fäl⸗ 
len, für die ſeine 
Perſonen⸗ und 
Fachkenntnis 
nicht ausreicht, 
des Rates der 
berufenſten Per⸗ 
ſönlichkeiten be⸗ 


Der Einwand, 
daß ſchließlich 
auch ein derart 
zuſammengeſetz⸗ 
ter Ratweder un⸗ 
fehlbar noch vor 
Unſachlichkeit geſchützt ſei, iſt zugegeben. Allein ſicher 
iſt, daß unter ſeinem Einfluß gerade die unheil⸗ 
vollſten Mißgriffe der Vorkriegs⸗ und Kriegszeit 
vermieden worden wären. Erfahrene Staatsmänner 
hätten niemals einſtimmig einen außenpolitiſch un⸗ 
erfahrenen und in ſeinen Charaktereigenſchaften 
als unzulänglich wohl erkannten Mann wie Beth— 
mann Hollweg zum Kanzler vorgeſchlagen. Die 
hohen Generale ihrerſeits haben an den ſeit 15 Jah⸗ 
ren dem Generalſtabs⸗ und Truppendienſt ent⸗ 
zogenen kaiſerlichen Generaladjutanten als Nach⸗ 
folger Schlieffens wohl kaum gedacht; aus ihren 
Kreiſen nannte man dem Kaiſer v. d. Goltz oder 


von Caprivi 
Zeichng. f. d. Schbrf. v. I. Straub 


Beſeler. Als aber gar Moltke ſchon bald nach 


Beginn des Krieges körperlich und ſeeliſch zu— 
ſammenbrach, da kann wohl kein Zweifel ſein, auf 
welche Perſönlichkeit ſie im September 1914 ihre 
Blicke gerichtet hätten: Der ſiegreiche Feldherr 
Hindenburg, zuſammen mit ſeinem großen Gehilfen 
Ludendorff, wäre der Chef der Heeresleitung in 
einem Zeitpunkte geworden, in dem die verfahrene 
Lage ſich noch retten ließ. 


Die ungünſtige Löſung der Führerfrage iſt nun 
z. T. auch auf ein ungenügendes Angebot mit zurüd- 
zuführen. 


Einen Staatsmann von wahrhaft großem Format 
hat Deutſchland während der nachbismarckſchen Zeit 
nicht mehr hervorgebracht, und auch in der Armee 
gab es nach dem Abgang des Grafen Schlieffen 
zeitweiſe keine Perſönlichkeit im entſprechenden 
Alter, der man ohne weiteres die Berufung zum 
künftigen Feldherrn hätte zuerkennen müſſen. Mit 
dieſer ungünſtigen Tatſache, die übrigens in der 
Geſchichte die Regel bildet und auch in den Entente- 
ländern gegeben war, mußte man ſich allerdings 
abfinden. Die großen Männer ſind immer ein Ge⸗ 
ſchenk der Natur und können niemals auf dem 
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Wege der Erziehung und Ausbildung künſtlich er- 
zeugt werden. Es hätte aber immerhin Möglichkeiten 
gegeben, auch das Angebot zu verbeſſern, und zwar 
durch gewiſſe Maßnahmen in der Heranbildung und 


Ausleſe. 
2 


Im wilhelminiſchen Zeitalter 
Zeitbedingte Schwächen 


Mit den perſönlichen Schwächen führender 
Männer verbinden ſich diejenigen des Zeitgeiſtes. 


Es iſt eine geſchichtliche Erfahrung, daß auf 
Zeiten großer ſchöpferiſcher Leiſtungen oder kriege⸗ 
riſcher Erfolge oft ſolche der Erſchlaffung, ja des 
Rückganges folgen. Der Begriff „Epigonentum“ 
iſt von alters her jedem vertraut. Eine ſolche Zeit 
der Nachfahren war auch mit der Erfüllung der 
nationalen Sehnſucht nach Bismarcks Reichsgrün⸗ 
dung ſchon angebrochen und machte ſich vollends 
geltend, als unter Überfpringung eines Menſchen⸗ 
alters ein neues, nur im Glück aufgewachſenes 
Geſchlecht die Führung übernahm. 


Man hat nach dem Herrſcher, mit deſſen Ee, 


gierung dieſe Entwicklung zuſammenfiel, den Aus⸗ 


druck „Wilhelminiſches Zeitalter“ dafür 
geprägt. Dies iſt richtig inſofern, als der junge 
Kaiſer infolge ſeiner Stellung der ſichtbarſte Träger 
und ſtärkſte Förderer des neuen Geiſtes war; es 
wäre aber nicht zutreffend, wenn damit geſagt ſein 
ſollte, daß er ihn ſelbſt geſchaffen, allein betätigt 
oder auch nur in allem geteilt habe. Dieſer Geiſt 
war vielmehr in weiten Kreiſen und Schichten der 
Bevölkerung lebendig und ſtrahlte von dort auch 
wieder auf den Herrſcher zurück. Die Volkstümlich⸗ 
keit, die dieſer genoß, war nicht zuletzt gerade darauf 
zurückzuführen, daß er in ſeinem Denken, Reden 
und Handeln, in feinen Neigungen und Lebensge⸗ 
wohnheiten, eine weitgehende Übereinſtimmung mit 
der Maſſe ſeiner Volksgenoſſen zeigte. Es war ihr 


eigenes Weſen, das die Menge im Staatsober⸗ 


haupte bejubelte. 
Worin beſtand nun dieſer Sei? 


Auch hierbei handelt es ſich im weſentlichen nicht 
um moraliſche Fehler. Die ſittliche Verdammung, 
die nach dem Unglück gegen eine ganze Zeit und 
Generation in gewiſſen Kreiſen — und oft von 
ſolchen Leuten, die früher zu ihren glühendſten 
Bewunderern gehörten —, gerne ausgeſprochen 
wurde, iſt nicht berechtigt. Wer insbeſondere in der 
Ausbreitung des Materialismus das Kennzeichen 
der letzten Jahrzehnte vor dem Kriege ſehen will, 
der muß entweder die wunderbaren Leiſtungen des 
deutſchen Volkes auf allen Gebieten ganz vergeſſen 
haben oder ein idealiſiertes Bild früherer Zeiten 
im Kopfe tragen. Egoismus und Materialismus 
gab es zu allen Zeiten, und der deutſche Idealismus 
hat fi niemals früher, weder in den Befreiungs⸗ 
kriegen noch in den äußerlich glanzvollen Einigungs⸗ 
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kämpfen der Jahre 1866 und 1870, ſo bewährt 
wie in den Tagen der ſchwerſten Not, nämlich im 
Weltkriege. 

Die wahren Fehler der Vorkriegszeit waren ganz 


andere, und ſie deckten ſich ziemlich genau mit den⸗ 


jenigen, die wir aus anderen vergleichbaren Zeit, 
abſchnitten der Geſchichte kennen. 


Verwaltung ſtatt Regierung | 


Da iſt als erfter Umkreis eine Gruppe, die im 
Charakterlichen wurzelt: die Selbſtzufriedenheit, die 
Gedanken⸗ und Willensträgheit, die den Kampf 
ſcheuende Bequemlichkeit. 


Das außen- und innenpolitiſche Werk Bismarcks: 


Die Gründung des Reiches, ſeine bündnispolitiſche 


Sicherung, ſein innerer Ausbau, ſie ſtellen das 
Höchſte dar, was ein Staatsmann im damaligen 
Zeitpunkt und unter den gegebenen Umſtänden er⸗ 
reichen konnte. Wir wiſſen aber, daß ſein Schöpfer 
dies alles immer nur als einen Anfang betrachtete, 
und daß er dauernd mit Gedanken über die Weiter⸗ 
geſtaltung beſchäftigt war. Er nahm die errungene 
äußere Macht Deutſchlands, ſeine Stellung im 
europäiſchen Kräfteſpiel, nur als etwas, was täglich 
neu erworben, gefeſtigt, weitergebaut werden mußte. 


Dies alles lag den Nachfahren fern; ſie dachten 
gar nicht an Weiterentwicklung. Sie erblickten in 
dem überkommenen Erbe eine feſte, zukunftsſichere 


Grundlage, die ſie auf abſehbare Zeit hinaus jeder 
eigenen ſchöpferiſchen Tätigkeit überhob. Und ſie 


waren auch innerlich nicht bereit, den laufenden 
Lebenskampf mit ſeinen Schwierigkeiten und Ge⸗ 
fahren, Mühen und Opfern auf ſich zu nehmen. Sie 
wollten im Gegenteil dies alles vermeiden; ihr Ziel 
war Umgehen, Vertagen, Beſchwichtigen, und als 
Mittel hierzu ſchienen ihnen Nachgiebigkeit, Kom⸗ 
promiſſe, Verzichte geeignet zu ſein. 


So mußte das Nichtgeſchehen des Not— 
wendigen zum beſonderen Merkmal der 
deutſchen Politik werden, alles Geſchehen aber 
den Stempel des Schwächlichen, Unzureichenden, 
Verſpäteten bekommen. Es vollzog ſich damit, zwar 
äußerlich kaum bemerkt, aber doch raſch und gründ— 
lich, ein Wandel, der zu den tiefſten Urſachen des 
deutſchen Unglücks zählt: der Rückzug vom ſtaats⸗ 
männiſchen Geſtalten zum bloßen beamtenmäßigen 
Verwalten hin. Fortan hatte Deutſchland 
nicht mehr eine Regierung, ſondern nur 
noch eine Geſchäfts führung. Aber auch dieſe 
untergeordnete Betätigung erfolgte nicht nach 
großen und weiten Geſichtspunkten; denn der Ver⸗ 
zicht auf wirkliche Führung ſtand im engen Zu- 
ſammenhang mit einer zweiten Zeiterſcheinung, die 
nichts anderes bedeutete als das Heruntergleiten 
auch im Geiſtigen auf eine tiefer gelegene Ebene, 
von der aus alle Dinge ein anderes Ausſehen 
gewannen. ) 

Es ift dies die Oberflächlichkeit, Engſichtigkeit 
und Kleinlichkeit, der Hang zum Außerlichen und 
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Perſönlichen, zu 
tönenden Wor⸗ 
ten und blen⸗ 
denden Formen, 
die Sucht nach 
Augenblicks⸗ und 
Scheinerfolgen. 

Dieſe Umſtel⸗ 
lung, das Zurück⸗ 
fallen in den Be⸗ 
reich des allzu 
Menſchlichen, 
Mittelmäßigen, 
iſt nirgends deut⸗ 
licher zu beobach⸗ 
ten als in den Er⸗ 
innerungswer⸗ 
ken der Männer, 
die mit einem 
Teil ihres Lebens 
noch im alten 
Regime wurzel⸗ 
ten, dann aber 
dem neuen Geiſt mehr oder minder ſich anpaßten, 
alſo z. B. des Fürſten Hohenlohe oder noch mehr 
des Generalfeldmarſchalls Grafen Walderſee. 
Alle die zahlreichen Zeitſchilderungen und Lebens⸗ 
erinnerungen der ſpäteren Epoche aber zeigen mit 
erſchütternder Draſtik, wie eng allmählich der Ge- 
ſichtskreis zuſammenſchrumpfte und wie ſehr die 
großen Geſichtspunkte hinter kleinlichen und meiſt 
perſönlichen oder geſellſchaftlichen Angelegenheiten 
zurücktraten. 


Selbſt die bedeutenderen Männer der letzten Zeit, 
wie etwa Bülow und Kiderlen-Wächter (Staats- 
ſekretär des Auswärtigen Amtes) waren dieſer 
Wandlung unterworfen. Nur ſelten erheben ſie 
ſie ſich auch in ihren Schriften, wie Bismarcks 
„Gedanken und Erinnerungen“, zu geſchichtlicher 
Höhe empor. Im allgemeinen leben ſie in der 
Gedankenwelt der Durchſchnittsmenſchen; fie be, 
ſchäftigen ſich mit dem Alltagsklatſch, erfreuen ſich 
an äußerlichen, flüchtigen Werten oder perſönlichen 
Vorteilen und denken zeitlich und räumlich nur an 
begrenzte Dinge. Nicht die undankbare Aufgabe, 
Deutſchlands Geſamtlage zu beſſern und fo für eine 
ferne Zukunft, aber freilich für die Mitwelt weniger 


Fürſt Hohenlohe 


Zeichng. f. d. Schbrf. v I Straub 


bemerkbar, zu arbeiten, zieht ſie an, ſondern ſie be⸗ 


teiligen ſich an dem Ringen um ſofort ſichtbare, 
wenn auch kleine und vorübergehende Erfolge, die 
aber in den Augen des Kaiſers und des Volkes ihre 
eigene politiſche Stellung heben müſſen. Gut ab⸗ 
ſchneiden in der Erledigung der laufenden Amts— 
geſchäfte, Umgehen von Klippen und Vermeiden 


von Zwiſchenfällen, eben Behaupten der geſellſchaft⸗ 


lichen Rolle ohne übermäßigen Geiſtes. und Kraft⸗ 
aufwand, das war im allgemeinen das beſtimmende 
Motiv. Wie ſehr darunter der Begriff von der 
Politik ſelbſt ſich von demjenigen Bismarcks ent- 
fernte, kann durch nichts deutlicher veranſchaulicht 
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werden als durch Kiderlens gelegentliche befriedigte 
Feſtſtellung, daß er ſie wieder einmal „richtig ge⸗ 
fingert“ habe. Ein ſchreckliches Wort: die Beziehung 
auf Taſchenſpielerkünſte, wo es ſich um höchſte 
Menſchenleiſtungen, um das Mitweben am Welt⸗ 
geſchehen und Völkergeſchick handeltt!— 


Die Maſſe der Menſchen endlich in der maß⸗ 
gebenden Geſellſchaft zeigte ſich überhaupt jeder 
größeren Regung bar. Aus ihrer Mitte grinſt dem 
Leſer in der Memoirenliteratur der kleinlichſte 
Alltagsgeiſt entgegen. In perſönlichen Intereſſen 
und Intrigen, Behandlung von Eitelkeitsfragen und 
ſeichter Tagesunterhaltung erſchöpfte ſich der Inhalt 
ihres Lebens. Für die Einflußnahme auf die poli- 
tiſche Handlung, die fie aus Macht- oder Abwechſ⸗ 
lungsbedürfnis nicht laſſen konnten, fehlte ihnen 
nach Motiven und Charakter, Kenntniſſen und 
Urteilsvermögen jede innere Berechtigung. 


Es kann bei ſolcher Einſtellung, die natürlich im 
Volke ebenfalls verbreitet war und von den Füh— 
rern der öffentlichen Meinung, von Parteien und 
Preſſe, noch gefördert wurde, nicht wundernehmen, 
daß allmählich das Verſtändnis für den Ernſt und 
die Forderungen der allgemeinen Lage überall ſtark 
abhanden kam. Aus der Überſchätzung glanzvoller 
Außenſeiten und Einzelheiten mußte ſich ein ganz 
falſches Bild ergeben. Über der äußeren Blüte wurde 
das tatſächliche Abbröckeln der machtpolitiſchen 
Stellung Deutſchlands kaum von einigen wenigen 
im ganzen Umfang erkannt. Der Kaiſer gab nur 
einer allgemeinen Selbſttäuſchung Ausdruck, wenn 
er nach der Geneſung von ſeiner Halskrankheit in 
öffentlicher Rede den Satz ausſprach: „Wenn ich 


auch im Falle meines Ablebens das Reich in einem 


beſſeren Zuſtande übergeben würde, als ich es über— 
nommen habe, ſo bleibt doch für meinen Nachfolger 
noch manches zu tun übrig“).“ 

Aus dem Geiſte der Oberflächlichkeit und Außer: 
lichkeit erklärt ſich vieles — nach der negativen 
und poſitiven Seite hin —, was zum unglücklichen 
Verlauf der deutſchen Geſchicke mit beitrug. 


Dies läßt ſich bei allen wichtigen Vorgängen der 
Vorkriegspolitik deutlich genug erkennen. Man 


braucht nur beiſpielsweiſe die engliſch-deutſchen 


Bündnisgeſpräche um die Jahrhundertwende zu ver- 
folgen, um zu verſtehen, warum es zu Ergebniſſen 
überhaupt nicht kommen konnte. Die Frage, ob die 
engliſche Orientierung an ſich richtig geweſen wäre, 
kann dabei außer Betracht bleiben, um ſo mehr als 
ſie tatſächlich keine ausſchlaggebende Rolle ſpielte. 
Entſcheidend war vielmehr auf deutſcher Seite die 
Verkennung des Ernſtes der allgemeinen Lage und 
damit der Glaube, Entſchlüſſe vertagen, die damit 
verbundenen Opfer — Verzicht auf Flottenwett⸗ 
bewerb, Bereitſchaft zu einem etwaigen Rußland— 
kriege! — vermeiden zu können. So waren die 
beiden Partner durch eine Welt getrennt; wo der 


britiſche Kolonialminiſter Chamberlain an welt⸗ 
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weite Pläne dachte — der Anfang ſollte mit einer 
großzügigen Intereſſenaufteilung und Gemein⸗ 
ſchaftsorganiſation in China gemacht werden —, 
da ſah der deutſche Reichskanzler nur eine Gelegen⸗ 
heit zur Herausſchlagung kleiner, billiger Handels- 
vorteile. 


Aus dieſem Geiſte erklärte ſich anderſeits auch 
das eigentlich Poſitive in der deutſchen Politik: ihre 
Unruhe und Zerfahrenheit, das laute und aufdring⸗ 
liche Gebaren, das ſich überall Vordrängen, Ein- 
miſchen und von ſich Redenmachen, kurz die Ent— 
faltung einer äußerlichen Geſchäftigkeit, die aber 
nur Selbſtzweck war und entſprechender Inhalte 
ermangelte. 


Es iſt leider ſo, daß Belege dafür nicht erſt bei⸗ 
gebracht werden müſſen, auch nicht für die nach— 
teilige Auswirkung. Es handelt ſich dabei zumeiſt 
um Unwägbarkeiten, die im einzelnen oft nicht ſehr 
wichtig, niemals ausſchlaggebend waren, die aber 
zuſammen doch eine fühlbare Belaſtung darſtellten. 
Ein gut Teil des Mißtrauens, dem die deutſche 
Politik überall begegnete, iſt darauf zurückzuführen; 
alte Feindſchaften wurden damit genährt, neue Rei⸗ 
bungsſtellen geſchaffen; vor allem aber wurde der 
Welt ein ganz irreführendes Scheinbild geliefert, 
das von der feindlichen Propaganda mit 9 
Nutzen ausgewertet werden konnte. 


Aus dieſer ſchädlichen Allgemeinhaltung heben ſich 
zahlreiche beſondere Mißgriffe verſtärkend heraus. 
Was anderes hätte uns beiſpielsweiſe dazu bringen 
können, uns beim Friedensſchluß von Shimonoſeki 
1895 von Rußland und Frankreich vorſchieben zu 
laſſen, um den Japanern ihren Siegespreis im 
Chinakriege zu beſchneiden, wenn nicht der Drang, 
ſich zu zeigen, ohne viel Aufwand den ſtarken, mäch⸗ 
tigen Schiedsrichter zu ſpielen. Darüber war Bis⸗ 
marcks Mahnung, ſtets den Mächſtbeteiligten den 
Vortritt zu laſſen, vergeſſen worden. Warum auch 
haben wir 1896 mit dem Krüger⸗Telegramm die 
öffentliche Meinung Englands gegen uns aufge- 
peitſcht, obwohl wir an dem Schickſal der Buren 
nicht intereſſiert waren und — wie ſich ſpäter zeigte 
— auch gar nicht die Abſicht hatten, ihnen zu helfen? 
Warum die ſchädliche Aufmachung des China-Un⸗ 
ternehmens 1900, die blutrünſtigen Reden und das 
Aufdrängen eines deutſchen Oberbefehlshabers? 
Graf Walderſee ſelbſt ſchrieb damals, als er unter 
lächerlich übertriebenen Feiern ſeine Reiſe nach 
Oſtaſien antrat, in ſein Tagebuch: „Hauptſache iſt 
das Bedürfnis des Kaiſers, eine Rolle in der Welt⸗ 
geſchichte zu ſpielen, aber ohne beſtimmte Ziele und 
Klarheit über die möglichen Konſequenzen“).“ 

Und dann die ganze deutſche Marokkopolitik von 
1905 — 1911, die doch nur deshalb jo verfahren 
und fruchtlos wurde, weil unter dem nervöſen 
Drang, den Schein der Macht zu retten, die Klar- 
heit und Folgerichtigkeit des Vorgehens litt. Ohne 
die großen Geſten der Algeeiraskonferenz und des 
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Pantherſprunges, durch ruhiges, feſtes Handeln 
hinter der Szene, wären wir — wie dokumentariſch 
nachweislich feſtſteht — viel weiter gekommen. 


Wenn die Außerlichfeit des Sinnes und die 
Oberflächlichkeit der Betrachtung zum Teil in den 
allgemeinen Zeitumſtänden begründet, freilich aber 
auch durch perſönliche Einflüſſe erheblich verſtärkt 


erſcheinen, ſo iſt für die Einſeitigkeit der Anſchau⸗ 


ung noch eine beſondere Erklärung in der eigentüm⸗ 
lichen Geſtaltung unſerer Bildungs⸗ und Berufs⸗ 
verhältniſſe zu finden. Es iſt da die zunehmende 
Spezialiſierung, die weſentlich zu einer allmählichen 
Verengung des Geſichtskreiſes und einer Senkung 
der allgemeinen geiſtigen Standfläche beitrug. Im 
Gegenſatz zu den Männern früherer Zeiten, der 


Befreiungskriege und zum Teil noch der Reichs⸗ 


gründung, deren Briefe den Stempel umfaſſender 
Charakter- und Geiſtesbildung, eines nach der 
Breite gelagerten Wiſſens und einer gewiſſen unis 
verſalen Anſchauung zeigen, war die lebende Gene⸗ 
ration mehr und mehr gezwungen, auf ſchmaler 
allgemeiner Grundlage hohe Pyramiden des Fach⸗ 
wiſſens aufzubauen. 


Die Einſeitigkeit des Denkens bei den verſchie⸗ 
denen Spitzen der Staatsleitung barg aber nicht 
nur die Gefahr der Uneinheitlichkeit in den poli⸗ 
tiſchen Entſchlüſſen und Handlungen in ſich, ſondern 
führte auch oft genug zu offenen Konflikten zwiſchen 
den einzelnen Stellen, wobei bald durch Sich— 
verſagen der einen, bald durch Gegeneinanderarbeiten 
mehrerer ein innerer Kräfteverbrauch entſtand und 
die äußere Handlungsfähigkeit gelähmt wurde. Hier 
lag ſchon im Frieden eine der Hauptſchwächen der 


deutſchen Staatsmaſchine und einer der Haupt: 


gründe für das dauernde Auseinanderſtreben, na- 
mentlich für den beſonders unſeligen Konflikt 
zwiſchen der Politik und Heerführung während des 
Weltkrieges. 


Die geſamte Kriegsgeſchächte ſpricht daher von 
Konflikten zwiſchen politiſcher und militäriſcher 
Gewalt. Sie bleiben ſelbſt dann nicht aus, wenn 
beide in einer Perſon vereinigt ſind. Auch in dem 
Zuſammenwirken ſo wahrhaft kongenialer Männer, 
wie Bismarck und Moltke waren, konnten ſolche 
Konflikte nicht fehlen. Das anſchaulichſte Beiſpiel 
bieten die Tage nach Königgrätz, wo der Feldherr 
— von ſeinem Standpunkt aus mit Recht — die 
volle Auswertung des Sieges verlangte, der 
Staatsmann aber in Berückſichtigung der Gefamt- 
lage und in Verfolgung weitreichender Zukunfts— 
pläne eine nach der Kriegslage allein den Zeit— 
genoſſen geradezu unverſtändliche Mäßigung durch— 
ſetzte. 

Daß unter dieſen Umſtänden derartige Konflikte 
in einem Völkerkriege von der Art, der Dauer und 
dem Umfange, wie wir ihn durchzukämpfen hatten, 
ſich häufen und ſteigern mußten, iſt klar. Sie ganz 
zu vermeiden, wäre wohl nicht möglich geweſen. 
Für die Tatſache, daß fie ſchließlich zu einem Flaf- 
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fenden inneren Zwieſpalt in der ganzen Staats⸗ 
leitung führten, der die Kriegführung und Politik 


lähmte, iſt aber vor allem anderen eben die Ein⸗ 
ſeitigkeit des Denkens aller Beteiligten verantwort⸗ 
lich zu machen. Sie war im Gegenſatz zu 1866 und 
1870 fo groß, daß keine Brücke mehr von der po⸗ 
litiſchen zur militäriſchen Leitung geſchlagen werden 
konnte. r Bram 
Ein weiteres Merkmal des Zeitgeiftes: der Leicht» 
finn, die Selbſtüberſchätzung, der falſche Optimismus. 


Auch dies ſind Eigenſchaften, die ſich aus dem 
Nachfahrentum begreifen. | 


Die Scheinbar leicht errungenen politiſchen und 


militäriſchen Erfolge der Vergangenheit verleiteten 
dazu. Dem Geſchlecht, das eine lange Reihe ſolcher 
nicht ſelbſt errungener Erfolge hinter ſich hatte, lag 
Bismarcks chauchemar des coalitions, Moltfes 


ſtete Sorge um ausreichende Überlegenheit der Zahl 


nicht mehr. Es war ja immer alles ſo gut gegangen. 
„Schwarzſeher dulde ich nicht“ — dieſe Parole des 
Kaiſers machte ſich die Politik zu eigen, und im 
Generalſtab galt jeder Zweifel am Siege von vorn⸗ 
herein als Zeichen der Willensſchwäche und Mieß⸗ 
macherei. 


Es iſt vor allem Fürſt Bülow, deſſen gedanken⸗ 
loſe Selbſtüberſchätzung und lächelnde Sorgloſigkeit 
in Erſtaunen ſetzt. Sein amtliches Leitwort vom 
3. April 1903: „Deutſchland kann den Ge- 
danken eines franzöſiſch-engliſch-ruſ⸗ 
ſiſchen Zuſammenſchluſſes nicht pomadig 
genug nehmen!), gehört zum Leichtfertigſten, 
was jemals geſagt wurde. Als dann im Dezember 
des gleichen Jahres die engliſch-franzöſiſche Entente 
im Werden war und im Oſten der Ausbruch des 
Krieges zwiſchen Rußland und Japan vor der Türe 
ſtand, da äußerte er voll Selbſtbefriedigung zu 
einem Bekannten, daß „ihm die auswärtige Po- 
litik zur Zeit wenig Mühe mache; es laufe da alles 
feinen ruhigen Weg“). Auch als um dieſe Zeit 
das Abſchwenken Italiens in das andere Lager fühl⸗ 
bar wurde, als dann in Algeciras die längſt vor- 
handene Vereinzelung Deutſchlands in erſchreckender 
Weiſe diplomatiſch zum Ausdruck kam, ſcheint der 
verantwortliche Leiter der deutſchen Außenpolitik 
— wie aus verſchiedenen anderen ſeiner intimen 
Äußerungen aus jener Zeit zu ſchließen iſt — im 
Grunde immer noch an dieſer leichtfertigen Auf- 
faſſung der Lage feſtgehalten zu haben. Sicher iſt 
jedenfalls, daß er nichts tat, was einer ernſteren 
Beurteilung entſprochen hätte. | 


Noch ſtärker als unter der Ara Bülow tritt 
übrigens dieſer Leichtſinn der außenpolitiſchen Lei⸗ 
tung unter ſeinem Nachfolger in die Erſcheinung. 
In zahlloſen Äußerungen der verantwortlichen 
Männer aus den letzten Friedensjahren zeigt ſich 
die Unbekümmertheit, das Nichtſehenwollen der Ge⸗ 
fahr, und zwar bis in die letzten Julitage des 
Jahres 1914 hinein, als im Auswärtigen Amte 


Lt 


ja ausgeſchloſſen, 


immer noch die 
feindlichen Droh⸗ 
ungen als Bluff 
erklärt wurden, 
und ſelbſt bis zum 
3. Auguſt, an 
dem der Reichs- 
kanzler v. Beth⸗ 
mann u. a. dem 
deutſchen Kron⸗ 
prinzen ſagte: 
„Aber das iſt 


daß England 
mittut; es bleibt 
beſtimmt neu⸗ 
tral“?) In dieſem 
Sinne wurde 
auch die von 
Bülow überkom⸗ 
mene Schönfär⸗ 
berei nur fortge⸗ 
ſetzt und weiter 
ausgebildet, je mehr der Ernſt der Lage zunahm. 
Schönfärberei und unbegründet günſtige Ein⸗ 
ſchätzung der Lage — iſt ſtets ein Zeichen der 
Schwäche, entweder des Geiſtes, der die Tatſachen 
nicht erkennt, oder des Herzens, das die Wahrheit 
nicht verträgt. So war es bei den führenden Män⸗ 
nern des Jahres 1914. Sie ſahen erſt nicht die 
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Größe der Gefahr, und ſie brachen ſeeliſch nieder, 


als fie ſich ihnen enthüllte. Und dieſer eigene Geiſtes⸗ 
zuſtand mag wohl auch ein Hauptgrund geweſen 
ſein, warum ſie dann auch ſpäterhin mit allen 
Mitteln dem Volke wenigſtens den Ernſt der Dinge 
zu verſchleiern ſuchten. Sie konnten ſich nicht vor⸗ 
ſtellen, daß ein geſunder Menſch durch die Er⸗ 
kenntnis der Gefahr nicht im mindeſten bedrückt, 
ſondern im Gegenteil in ſeinem Willen und Kraft⸗ 
gefühl erſt auf das höchſte geſteigert wird. 

Die Liſte der Zeiteinflüſſe iſt in der vorſtehenden 
Aufzählung nicht erſchöpft; es genügt aber, durch 
Herausſtellung der wichtigſten die Aufmerkſamkeit 
auf dieſe Gruppe gelenkt zu haben. 


Eingewohnte Schwächen 

Unter den ſchädlichen Beſonderheiten nehmen 
ſchließlich die eingewohnten Fehler des deutſchen 
Volkes den breiteſten Raum ein. | 

Schon die Tatſache, daß das deutſche Volk faſt 
niemals in der Vergangenheit zu einer feiner Kopf⸗ 
zahl und Tüchtigkeit entſprechenden politiſchen 
Machtſtellung gelangte, ſondern Völkern von ge⸗ 
ringerer Stärke und Leiſtungsfähigkeit den Vor⸗ 
rang geben mußte, weiſt darauf hin, daß in ſeiner 
Charakter- und Geiſtesveranlagung Züge vorhan— 

) Große Politik. Bd. 18. Nr. 5911. 
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den fein müſſen, die für die Betätigung im völ⸗ 
kiſchen Daſeinskampfe nicht günſtig ſind. In ganz 
beſonderem Maße legt aber das Erlebnis der jüng- 
ſten deutſchen Geſchichte die Frage nach ſolchen 
Schwächepunkten nahe. Einmal weil ihnen hierbei, 
infolge der Mitbeteiligung der Geſamtheit an Po— 
litik und Kriegführung, eine viel größere Bedeutung 
zukam als in irgendeiner früheren Zeit. Zum 
anderen, weil auch das beſtändige Führermißgeſchick 
außer den bereits erwähnten Momenten noch dieſe 
weitere Erklärung aus allgemeinen Urſachen heraus 
verlangt. Sind doch immer nur die wahrhaft großen 
Männer bis zu einem gewiſſen Grade urſprünglich; 
je weniger ſolche zur Verfügung ſtehen, um ſo mehr 
müſſen aber in der Staatsleitung die allgemeinen 
Fehler zum Ausdruck kommen. 


Welches ſind nun die wichtigſten dieſer Fehler, 
die gleich Erbſünden in der deutſchen Geſchichte 
durch alle Jahrhunderte ſich auswirken? Für die 
Findung der bleibenden Lehre iſt dies eine der 
wichtigſten Fragen. | 


Da iſt zunächſt das, was man wohl als unfere 
verderblichſte Schwäche bezeichnen kann: das Fehlen 
eines nüchternen politiſchen Wirklichkeitsſinnes und 
daher die leichte Beeinflußbarkeit durch Theorien, 


Gefühle und Vorſtellungen, die ohne Beziehung zur 


vorhandenen Welt ausſchließlich von innen heraus 
entſtanden ſind und ſomit den Lebenstatſachen und 
-notwendigkeiten nicht genügend Rechnung tragen. 


Es war alſo in ſeder der drei lebendigen Urkräfte, 
aus denen das menſchliche Wirken entquillt: Ver: 
ſtand, Gemüt und Phantaſie, eine Fehlerquelle oer, 
borgen, die nach außen hin ablenkend in die Er- 
ſcheinung trat. Nennen wir dieſe Erſcheinungsformen 


Ideologie, Sentimentalität und Romantik, 


in der Hoffnung, daß deutſche Worte hierfür künftig 
nicht mehr erſt gefunden zu werden brauchen. 


Um kein Mißverſtändnis aufkommen zu laſſen: 
Nicht der erkennende und geſtaltende Geiſt, nicht 
das Schlieffenſche feu saeré des Empfindens 
nicht die ſchöpferiſche Vorſtellungskraft ſind damit 
gemeint — ſie bilden vielmehr die Grundvoraus⸗ 
ſetzungen ſtaatsmänniſcher Größe. Hier iſt nur von 
den Entartungen die Rede, die überall vorkommen, 
aber im deutſchen Leben ſich ganz beſonders geltend 
machten. | 


IJBdeologie: das iſt hier das von den Gegebenheiten 
und Möglichkeiten der Lage losgelöſte Denken, das 
Sichverlieren im rein Geiſtigen. 


Hier liegt eine der größten Fehlerquellen zutage, 
die von alters her den Gang der deutſchen Geſchichte 
‚tief beeinflußt hat. Es waren vielfach gerade vom 
geiſtigen Hochflug eingegebene, aber unpraktiſche 
oder ſogar utopiſche Ideale, die zu den folgen- 
ſchwerſten Irrtümern der Vergangenheit führten. 
Sie lockten die Kaiſer des Mittelalters zu zehrenden 
Kriegszügen über die Alpen, indes in ihrem Rücken 
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die Macht des Reiches verfiel; ſie ließen das Ritter⸗ 
tum ſeine Kraft gegen die Ungläubigen im Morgen⸗ 
lande verſchwenden; ſie bewegten die bedeutendſten 
unter den Führern der Religionskämpfe des 16. und 
17. Jahrhunderts, in denen die ſchon vorhandenen 
Anſätze zur Weltmacht wieder vernichtet wurden. 
Und noch Napoleon, der alles wirklichkeitsfremde, 
und im beſonderen alles „metaphyſiſche ſtatt der 
Kenntnis des menſchlichen Herzens und den Lehren 
der Geſchichte entſprechende“ Denken aufs tiefſte 
haßte, ſah in der deutſchen Ideologie den beſten 
Bundesgenoſſen in ſeinem Kampfe gegen das nach 
Größe und Tüchtigkeit überlegene Volk. — 


Wieder muß bier zuerſt der unſelige Kriegs⸗ 
kanzler des Deutſchen Reiches genannt werden. 
Während der Kaiſer zuviel Hohenzollernart beſaß, 
um weltbürgerlichen Idealen zu huldigen, empfand 
ſein erſter, für die Außenpolitik allein verantwort⸗ 
licher Ratgeber ſtets neben ſeinen Aufgaben als 
deutſcher Staatsmann noch eine geſonderte, höhere 
Verantwortung für die allgemeinen Menſchheits⸗ 
intereſſen mit. Er fühlte ſich durchaus als Melt: 
bürger, nicht in dem guten Sinne wie Bismarck — 
den Crispi (italieniſcher Staatsmann) 1888 ja auch 
mit Recht das europäiſche Gewiſſen nennen koeinte, 
ohne daß er jemals von ſeinen Pflichten als Sach— 
walter der deutſchen Intereſſen um eine Linie ab- 


gewichen wäre —, ſondern bis zu dem Grade, daß er 


unter Umſtänden dieſe eigenen Intereſſen den all- 


gemeinen unterzuordnen bereit war. 


Auch hierüber find feine Erinnerungen aufſchluß— 
reich. Dort hält er u. a. ſeinem bedeutendſten Gegen— 


ſpieler aus der Kriegszeit, Lloyd George, vor, er 


habe ſeine Nation zwar zum Siege geführt, es ſei 
aber doch ſehr zu bezweifeln, „ob die Vorteile, die 


der Welt aus dem bis zum engliſchen Endſiege fort- 


geführten Kampfe erblüht ſind, das Unmaß an 
menſchlichem Jammer und zerſtörter Kulturgemein- 
ſchaft wert find, die die Ablehnung des Friedens— 
angebotes verurſacht hat““). 


Während unter den deutſchen Staatsmännern 
— und auch in der nachbismarckſchen Zeit — der 


Weltbürger immerhin eine Ausnahmeerſcheinung 


war, bildete die weitgehend weltbürgerliche Ein— 
ſtellung der öffentlichen Meinung und des Reichs— 
tages eine dauernde Gefahr. Dem deutſchen Bürger— 
tum war ſie von jeher eigen. Unglücklicherweiſe 
waren auch die Arbeitermaſſen ſchon von ihrem Ein— 
tritt in das politiſche Leben an, dem nationalen Ge— 
danken entfremdet und auf allgemeine Menſchheits— 
ideale hingelenkt worden: wenn die bürgerliche De- 
mokratie in ihren Träumen von Weltorganiſation 
und Völkerverſtändigung wenigſtens noch an- der 
nationalen Grundlage feſthielt, ſo wurde innerhalb 
der marriſtiſchen Parteien ſogar die internationale 
proletariſche Verbrüderung und der Klaſſenkampf 


gegen die eigenen Volksgenoſſen gepredigt. 


„) Bethmann⸗Hollweg. Betrachtungen zum Weltkriege. Berlin 
921. 
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Die Sentimentalität: das ift hier die ſeeliſche 
Unbeherrſchtheit, das Sichbeeinfluſſen laſſen im po⸗ 
litiſchen Sehen, Entſchließen und Handeln durch 
perſönliche Empfindungen. 


Auch dies, eine Fehlerquelle gefährlichſter Art, 
war immer eine beſondere Eigenſchaft des deutſchen 
Volkes. Wohl treten Gefühlsregungen an ſichs bei 
manchen anderen Völkern, z. B. den romaniſchen, 
oft viel ſtärker hervor als bei der germaniſchen 
Raſſe; was aber dabei uns unvorteilhaft von ihnen 
unterſchied, iſt, daß in Deutſchland die Gefühle in 
ſtärkerem Maße die Geſtaltung der Politik un⸗ 
mittelbar mitbeſtimmten, während ſie in anderen 
Ländern eher als wertvolle Mittel benützt wurden, 
die vom Verſtande eingegebenen Ziele zu fördern. 


Es waren insbeſondere auch unſere weſtlichen 
Nachbarn, die uns ſtets ein Vorbild erfolgreicher 
Gefühlsbenützung ebenſowohl wie der Fernhaltung 
unpolitiſcher Gefühlseinflüſſe gaben. Die Habſucht 
wie die Eitelkeit, die Furcht und der Haß, ſie 
wurden in Frankreich 40 Jahre lang in den Dienſt 
der großen Politik geſtellt. Alle Gemütsregungen 
wurde dem einen Ziele der Revanche, der Wieder- 
gewinnung der verlorenen Machtſtellung nutzbar ge⸗ 
macht. Die Burenbegeiſterung war nicht geringer 
als bei uns, aber zu unklugen Handlungen ließen 
ſich die Franzoſen dadurch nicht hinreißen. Die Er⸗ 
bitterung über die Demütigung von Faſchoda durch 
den jahrhundertealten Erbfeind hat nicht verhindert, 
ſchon ſechs Jahre ſpäter die Entente zu gründen 
und im Volke feſt zu verankern. Die natürliche 
Abneigung der Republik gegen das zariſtiſche Re⸗ 
gime ſtand der Bündnispolitik nicht im geringſten 
im Wege. 


* 
Auch in der Kontrolle der Gefühlsäußerungen 


waren die Franzoſen den Deutſchen weit überlegen. 
Welche Beweiſe dafür haben ſie nicht während des 
Weltkrieges gegeben! Im Sommer 1917 z. B. 
war doch das Vertrauen faſt des ganzen Volkes 
auf den Sieg weit tiefer geſunken als zur gleichen 
Zeit in Deutſchland; aber dem Feinde in einer 
offiziellen Kundgebung dieſen Zuſtand zu verraten 
und dadurch ſelbſt zur Stärkung ſeiner Hoffnungen 
beizutragen, das fiel niemandem ein. 


Vor allem die Staatsmänner wußten ſich zu 
beherrſchen. Wir wiſſen heute z. B. aus den Be⸗ 
richten, die Admiral Sims nach ſeinem Eintreffen 
in London an den amerikaniſchen Präſidenten 
richtete, daß im April 1917 alle engliſchen Miniſter 
mit alleiniger Ausnahme Lloyd Georges in voller 
Verzweiflung über die Wirkungen des deutſchen 
U-Boot: Krieges waren!); der Offentlichkeit gegen⸗ 
über aber äußerten ſie ſich voll Entſchloſſenheit und 
Zuverſicht. Und wieder beſtand dieſe Miedergeſchla⸗ 
genheit, wie z. B. Jean de Pierrefeu packend ſchil⸗ 
derte), nach der deutſchen Märzoffenſive 1918 bei 
der Verſammlung der alliierten Staatsmänner 
und Generale in Doullens. Hier war es Foch, der 
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allein den Kopf oben behielt und dafür zum Ober⸗ 
kommandierenden ernannt wurde. Die Welt aber 
erfuhr auch in dieſem Augenblick nur Worte des 
Stolzes und des Vertrauens. | a 


Wie aber war es in Deutſchland? Dort legte 
man nicht nur ſeinen Gefühlen dauernd in Worten 
und Geſten gar keinen Zwang an, ſondern es wurde 
die Politik ſelbſt häufig aus dem Gefühl heraus 
gemacht, ja ſchon bei der Beurteilung der Lage dem 
Gegenpartner die gleiche Abhängigkeit vom Gefühl 
unterſtellt. 1 

Die Briefe des Kaiſers an den Zaren zeigen 
durchweg dieſen Glauben, mit Stimmungsmitteln 
politiſche Wirkungen erzielen, ja ſogar die feſt ge⸗ 
knüpften Bande zwiſchen Frankreich und Rußland 
löſen zu können. Und welche Täuſchung über den 
Einfluß von Gefühlsregungen auf die Politik lag 
nicht in dem ſo lange Jahre hindurch geübten 
Schöntun und Nachlaufen, mit dem man bald Eng⸗ 
land, bald Frankreich zu gewinnen hoffte! Noch 
beim Heraufziehen des Weltkrieges zeigte ſich ein 
ſolcher Irrtum über die Gefühlsabhängigkeit des 
Auslandes im grellſten Lichte, nämlich der Glaube, 
daß der Abſcheu der Monarchen im beſonderen, 
weiterhin aber auch der ganzen geſitteten Welt über 
den Fürſtenmord in Sarajewo die Feinde von der 
Verfolgung ihrer machtpolitiſchen Pläne abhalten 
könne. a 


In alledem offenbarte die Politik Deutſchlands 
— ſowie diejenige ſeines Bundesgenoſſen — den 
ſchärfſten Gegenſatz zur Übung und Lehre aller wirk— 
lichen Staatsmänner. Sein eigener großer Meiſter, 
Bismarck ſelbſt, ſah in der Gefühlsmäßigkeit bei 
der Behandlung politiſcher Angelegenheiten ſtets 
eine der ſchwerſten Gefahren für ſein Volk. Er, 
der trotz ſtärkſter Maturbegabung mit inneren Emp⸗ 
findungen im diplomatiſchen Verkehr das Beiſpiel 
der vollendetſten Selbſtbeherrſchung gab, war auch 
ein unermüdlicher Mahner, ihm hierin zu folgen. 
In ſeine Erinnerungen nahm er Sätze auf, wie: 
„Sympathien und Antipathien in betreff aus⸗ 
wärtiger Mächte und Perſonen vermag ich vor 
meinem Pflichtgefühl nicht zu rechtfertigen, weder 
an mir noch an anderen.“ Und: „Die Intereſſen 
des Vaterlandes dem eigenen Gefühl von Liebe 
oder Haß gegen Fremde unterzuordnen, dazu hat 
meiner Anſicht nach ſelbſt der König nicht das 
Recht.“) 


Unter den Gefühlsäußerungen iſt hier auch eine 
ſchlechte Gewohnheit zu erwähnen, von der Bismarck 
ſagt, daß es uns ſchon empfindlich iſt, wenn wir ſie 
nicht betätigen können: das Renommieren. 


Es war leider gar manchen an beſonders ſicht— 
barer Stelle befindlichen Perſonen ein Bedürfnis, 
mit allem möglichen: Macht, Beſitz, Leiſtungen, ja 


ſelbſt mit Abſichten und Plänen, großzutun. Aber 


1) Sims, Victory at Sea, New Pork 1920. 
2) Jean de Pierrefeu, Plutarch hat gelogen, Berlin 1923. 
e Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, 8. Kapitel. 
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auch ſchon das fortgeſetzte laute Hinweiſen auf die 
vermeintliche Vormachtſtellung des Reiches, auf 
ſeine Weltgeltung („nichts kann geſchehen ohne die 
Billigung des Deutſchen Kaiſers“), auf fein Ober, 
legenes Heer („ſchimmernde Wehr“) und ſeine 
wachſende Flotte („Dreizack in unſere Fauſt“) war 
nicht im mindeſten geeignet, den Reſpekt davor zu 


erhöhen, wohl aber denjenigen Hilfsmittel an die 
Hand zu geben, die damit ein Ende machen wollten. 


In der naiven Freude, mit dem eigenen Können zu 
prunken, ſcheute man ſogar nicht davor zurück, den 
vorausſichtlichen Gegnern neue Kriegsmittel vor— 
zuführen, ja ſelbſt zu ihrer militäriſchen Ausbildung 
mit beizutragen; ſo erhielt z. B. der engliſche 
Kriegsminiſter Haldane die Grundlagen für ſeine 
Heeresreform in einem regelrechten Ausbildungskurs 
im preußiſchen Kriegsminiſterium geliefert. | 


Auch in der Gruppe der Gefühlsmäßigkeiten iſt 
ſchließlich wieder eine rein deutſche Eigentümlichkeit 
als beſondere . 3 . das 
ethiſche Motiv. 


Das ethiſche Empfinden ift an Dë eine Voraus— 
ſetzung des Kultur- und Machtaufſtieges der Völker 
und ein Maßſtab ihres inneren Wertes. Der 
weſentliche Unterſchied zwiſchen dem deutſchen Volk 
und anderen Völkern liegt auch hier wieder nicht ſo 
ſehr in der Art und Tiefe der Empfindungen, als 
vielmehr in ihrer Einflußnahme auf das praktiſche 
Leben. Es iſt die unmittelbare und unbegrenzte 
Auswirkung ethiſcher Motive auf die politiſche Be— 
trachtung und Entſchlußfaſſung, die uns benachteiligt 
im Lebenskampfe mit Gegenſpielern, welche eine 
derart weitgehende Übertragung der einzelmenſch— 
lichen Sittengeſetze auf die politiſche Betätigung 
überhaupt ſchon nicht kennen, im übrigen aber auch 
mit den notwendigen ethiſchen Rückſichten die prak— 
tiſchen Geſichtspunkte wohl zu vereinbaren wiſſen. 
War es doch gerade in manchen Nachbarländern 
Deutſchlands zu einer in der letzten Zeit hochent— 
wickelten ſtaatsmänniſchen Übung geworden, dieſe 
ethiſchen Momente einfach in die allgemeine Rech⸗ 
nung mit einzukalkulieren, d. h. den vorausſichtlichen 
Rückwirkungen jeder Handlung auf das ethiſche 
Empfinden der eigenen und fremden Völker ſoweit 
tunlich und im eigenen Intereſſe gelegen bei der 
taktiſchen Anlage der Politik Rechnung zu tragen 
oder wenigſtens durch Inſzenierungs- und Dar- 
ſtellungskünſte für eine möglichſt günſtige moraliſche 
Beleuchtung zu ſorgen — der vielberedete angel— 
ſächſiſche cant! —, dagegen bei der Entſchluß⸗ 
faſſung ſelbſt ſich von der durch das Staatsintereſſe 
vorgezeichneten Linie nicht abdrängen zu laſſen. 


Die Gefahren der ethiſchen Beeinfluſſung des 


politiſchen Denkens zeigten ſich bei allen Gliedern 
des deutſchen Volkes, insbeſondere aber bei den drei 
für die politiſche Geſtaltung in erſter Linie maß⸗ 
gebenden Faktoren: Monarch, Regierung und 
Reichstag. 
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Beim Kaiſer bewirkte die Tiefe des eigenen 
ethiſchen Empfindens trotz einer im ganzen nüch⸗ 
ternen Welt⸗ und Lebensanſchauung doch manche 
Täuſchung über die politiſche Lage, z. B. eine Über⸗ 
ſchätzung der Hemmungen, die dem König von Eng⸗ 
land aus dem engen verwandtſchaftlichen Verhältnis 
zum deutſchen Kaiſerhauſe oder dem Zaren aus den 
von den Vätern überkommenen und jahrzehntelang 
weitergepflegten freundſchaftlichen Beziehungen ent- 
ſtehen konnten. Durch ethiſche Rückſichten verengte 
ſich ihm auch der Kreis der politiſchen Möglichkeiten 
in bedenklicher Weiſe. So beſtimmt er ſeinerſeits 
alle im Staatsintereſſe vielleicht gebotenen Ge- 
dankengänge ablehnte, wenn ſie mit eingegangenen 
Bindungen oder auch nur ſelbſtempfundenen mo⸗ 
raliſchen Verpflichtungen nicht im Einklang Ton, 
den, jo zuverſichtlich hoffte er auch bei ſeinen Part— 
nern wenigſtens dermaßen geſinnungsloſer Hand— 
lungen, wie ſie der völlig unbegründbare und unter 
zyniſchen Formen betätigte Übergang Italiens in 


das feindliche Lager darſtellte, ſich nicht vorſehen zu 


brauchen. Dieſe ſtrenge Auffaſſung des Kaiſers 
hatte ſchon 1890 bei der Kündigung des ruſſiſchen 
Rückverſicherungsvertrages ſtark mitgeſpielt; ihm 
etwa gar Gedanken wie einer deutſch-ruſſiſchen Hier, 
ſtändigung auf Koſten ei 1 — wen 
niemand wagen können. 


Von größtem Nachteil erwies ſich die ethiſche 
Grundeinſtellung in der Perſon des Kanzlers 
Bethmann Hollweg, weil hier keinerlei real- 
politiſche Anlagen oder Erkenntniſſe als Gegen— 
gewichte vorhanden waren. Dieſer unſeligſte der 
nachbismarckſchen deutſchen Staatsmänner war von 
ethiſchen Motiven derart beherrſcht, daß er dauernd 
die Beweggründe und Abſichten ſeiner Gegenſpieler 
völlig verkannte und ſeiner eigenen Außenpolitik 
Ziele ſetzte, für deren Verwirklichung jede Tat- 
ſachengrundlage fehlte. Er konnte ſich den brutalen 
Egoismus, die Skrupelloſigkeit und Tatentſchloſſen⸗ 
heit anderer Regierungen überhaupt nicht vorſtellen. 
„Daß ſelbſt ruſſiſches Denken vor einem Kriege zu— 


rückſchrecken würde“, war ſeine feſte Überzeugung. 


Ein kalter Opportuniſt wie Grey (engliſcher Außen⸗ 


miniſter 1905 bis 1916) war ihm ein ſeltener 


Ehrenmann, zu deſſen ethiſcher Phraſeologie man 
alles Zutrauen haben konnte. An ſeiner ethiſchen 
Einſtellung konnten ſogar die Erfahrungen des 
Weltkrieges und des Verſailler Friedens kaum 
etwas ändern; noch in ſeinen „Betrachtungen zum 
Weltkriege“ läßt er ſie vielfach durchblicken und 
ſtellt u. a. mit ſchmerzlichem Erſtaunen feſt, daß 
„die Urheber der Verträge jede ethiſche Orientierung 
vermiſſen ließen und auf die alte imperialiſtiſche 
Rüstkammer zurückgriffen“. 


Der Reichstag teilte in der Mehrheit die et, . 
ſche Orientierung des Kanzlers und beſtärkte ihn 
damit verſchiedentlich in irrtümlichen Auffaſſungen 
und fehlerhaften Entſchlüſſen. Einzelne Parteien 
gingen dabei ſo weit, auch die außen- und ſtaats⸗ 


34 


D 


politiſchen Handlungen der Regierung lediglich nach 
individual⸗ethiſchen Maßſtäben unter Kritik zu 
ſtellen und dabei notwendige nationale Schutzmaß⸗ 
nahmen oder militäriſche Vorkehrungen öffentlich zu 
verdächtigen und als verwerflich zu brandmarken, 
reichsfeindliche Beſtrebungen dagegen zu verherr- 
lichen und unterſtützen. Gegen die Intereſſen des 
eigenen Landes traten Deutſche vor aller Welt für 
diejenigen der polniſchen Nationaliſten, der elſaß⸗ 
lothringiſchen Französlinge, der irredentiſtiſchen 
Dänen und Italiener, ja ſelbſt für die aufrühreri⸗ 
ſchen Afrikanerſtämme in die Schranken; ſie trugen 
damit zu Schwächung der inneren Einheit bei und 
belebten die Hoffnungen der Feinde auf einen leich⸗ 
ten Sieg. “ ne 

Dies alles find Dinge, mit denen ſich ſchon Bis— 
marck auseinanderzuſetzen hatte. Er ſpielt darauf 
in ſeinen Erinnerungen mit den bitteren Worten 
an: „Daß man in der Politik aus Gefälligkeit oder 
aus allgemeinem Rechtsgefühl handelt, das dürfen 
andere von uns, wir aber nicht von ihnen erwarten“).“ 
Und über die Hereintragung ritterlicher Motive im 
beſonderen ſagt er an anderer Stelle: „Internatio⸗ 
nale Streitigkeiten, die nur durch den Volkskrieg 
erledigt werden können, habe ich niemals aus dem 
Geſichtspunkt des Göttinger Komments aufgefaßt, 
ſondern ſtets nur in Abwägung ihrer Rückwirkun⸗ 
gen auf den Anſpruch des deutſchen Volkes, in 
Gleichberechtigung mit den anderen großen Mächten 
Europas zu leben ).“ 


Die Romantik: darunter verſtehen wir im fol⸗ 
genden die Beeinfluſſung durch Scheinbilder irgend— 
welcher Art, ſei es daß ſie aus einer naturgegebenen 
bzw. ererbten Anlage zum Phantaſievollen, Unwirk— 
lichen hin entſpringen oder durch Gemütsbewe⸗ 
gungen — Furcht, Hoffnung, Wunſch uſw. — 
hervorgerufen ſind. 


Auch dies iſt eine Fehlerquelle, die ſich, wenn 
auch vielleicht nicht ſo ſtark auswirkend, an manchen 
unglücklichen Geſchehniſſen nachweiſen läßt. 


Ein ſtarker romantiſcher Zug in der deutſchen 
Volksſeele, der im Zuſammentreffen mit einem ge⸗ 
wiſſen natürlichen Mangel an Tatſachenſinn und 
einer geſchichtlich erklärbaren Welt- und Lebens⸗ 
fremdheit beſonders wirkſam wurde, hat nament- 
lich in früheren Zeiten erheblich dazu beigetragen, 
unzutreffende Lagenbilder zu erzeugen, und zu ver— 
hängnisvollen Entſchlüſſen und Zielſetzungen, zu 
Mißgriffen in der Wahl der Mittel und Methoden 
angeregt. Wenn nun auch die Deutſchen des 19. 
und 20. Jahrhunderts nicht mehr jene Träumer 
waren, die einſt den Spott der Welt erregt hatten, 
ſo hatte doch auch die moderne Zeit mit ihrem Zug 
zur Müchternheit und Sachlichkeit dieſe tief einge⸗ 
wurzelten Schwächen nicht ganz beſeitigen können. 


„) Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, 8. Kapitel. 
**) Bismarck a. a. O., 30. Kapitel. 
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gänge und An⸗ 
ſchauungen, die 


Der Kaiſer 
ſelbſt war ein 
Romantiker von 
auffallender Ahn, 
lichkeit mit ſei⸗ 
nem Großoheim. 
Friedrich Wil⸗ 
helm IV. Aus 
dieſer Veranla⸗ 
gung heraus ent⸗ 
wickelten ſich bei 
ihm Gedanken⸗ 


für eine poli⸗ 
tiſch entſcheiden⸗ 
de Perſönlichkeit 
gefährlich wer⸗ 
den können. Da⸗ 


zu gehörten z. B. e e 
der Glaube an Bethmann-Aollweg 
eine göttliche Zeichng. f. d. Schbrf. v. I. Straub 


Sendung und 

Lenkung oder phantaſtiſche Begriffe über eigene und 
fremde Machtverhältniſſe (Admiral des Atlantiſchen 
Ozeans, ſuggeſtive Wirkung der Zarenperſönlichkeit, 
Zaubermacht des Kalifats über 300 Millionen 
Iſlambekenner uſw.) oder Vorſtellungen wie die⸗ 
jenige einer gegenwärtigen gelben Gefahr. Auch 
gelegentliche Anwandlungen einer merkwürdigen 
Leichtgläubigkeit, wie ſie z. B. mehrfach in den 
Briefen an den Zaren zutage treten, fallen in dieſe 
Richtung; es ſei hier nur auf die ſeltſame Erzäh⸗ 
lung über die verkleideten japaniſchen Soldaten in 
Mexriko in demjenigen vom 28. Februar 1907 hin⸗ 
gewieſen.) 


Im Volke ſpielte natürlich der romantiſche Zug 
keine geringere Rolle. In den höheren Geſell⸗ 
ſchaftsſchichten trat außerdem in der letzten Zeit 
eine befremdliche Neigung zur Beſchäftigung mit 
überſinnlichen, okkulten und myſtiſchen Dingen auf, 
der ſelbſt Männer, die mit der Leitung realſter An- 
gelegenheiten betraut waren — wie beiſpielsweiſe 
zwei von im ganzen vier deutſchen Generalitabs- 
chefs —, ſich offen hingaben.?) Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden kann man ſich nicht wundern, wenn überall 
wirklichkeitsfremde Auffaſſungen ſich feſtſetzten und 
die Lebenstatſachen, die Verhältniſſe in oft ſogar 
nahe benachbarten Ländern, in einer argen Hier: 
zerrung geſehen wurden. Ideologie, Senti- 
mentalität und Romantik, hier hat man 
wohl drei Hauptſchlüſſel zur deutſchen Geſchichte. 
Vorzüge im kulturellen Wettbewerb, in dem fie 
zu großartigen, für die ganze Welt unſchätzbar 
wertvollen Leiſtungen befähigten und dem deutſchen 


Volke den ehrenden Beinamen der „Dichter 


1) Briefe Wilhelms II. an den Zaren, Berlin 1920. 


2) Siehe dazu beſonders Graf Walderſee, a. a. O. und H. v. 
Moltke (Gen.⸗Oberſt), Erinnerungen, Briefe, Dokumente 1877 
bis 1916, Stuttgart 1922. N 
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und Denker“ eintrugen, waren es ebenſo ſchwere 
Nachteile im nationalen Daſeinskampf, indem ſie 
hier die Zuſammenfaſſung aller Kräfte erſchwerten 
und zu ihrem verfehlten Einſatz verleiteten. 


* 


An dieſer Stelle wäre auch einer gewiſſen rafio- 
naliſtiſchen Richtung zu gedenken, die während der 
letzten Jahrzehnte als Gegenerſcheinung zur ideolo- 
giſchen und ethiſchen Orientierung aufkam und ganz 


zu Unrecht Bismarck als den „Mann von Blut und 


Eiſen“ für ſich in Anſpruch nahm. Ihr Ehrgeiz 
ging dahin, bei der Lagebeurteilung und Entſchluß⸗ 
faſſung nur Zweckmäßigkeitsgründe gelten zu laſſen 
und möglichſt alles auf die Formel „Riſiko — Ge⸗ 


winn“ zu bringen. Daß eine derart einfeitige Auf- 


faſſung der politiſchen Vorgänge ebenſo wirklich— 
keitsfremd iſt wie die von dieſer Richtung be- 
kämpften Anſchauungen, bedarf keiner Erörterung. 
Im übrigen blieb der Einfluß ihrer Anhänger, die 
niemals einen geſchloſſenen Kreis ſammeln konnten, 
im Frieden ſtets ſehr gering. Erſt während des 
Krieges gewannen ſie an Bedeutung, als in ge— 
wiſſen Dingen die dritte Oberſte Heeresleitung ſich 
zu ihrem Vertreter machte. 


Ganz beſonders ſchwer fiel dem gekennzeichneten 
Rationalismus das Erfaſſen der Maſſenſeele. 


* 
Neben den ſeeliſchen und geiſtigen Fehlerquellen 


iſt nun noch eine andere Gruppe mit mehr hemmen⸗ 
der Wirkung zu erwähnen: die mancherlei großen 


und kleinen Übel der deutſchen Denk- und Lebens⸗ 


praxis. Sie alle aufzuzählen, iſt kaum nötig; es 
ſeien nur einige, die für die ungünſtige Entwicklung 
beſonders mitbeſtimmend waren, herausgeſtellt. 

Da iſt zuerſt der Doktrinarismus, die 
übermäßige Gebundenheit durch theo— 
retiſche Grundſätze, Lehrmeinungen und 
Schulbegriffe zu nennen. 


Als eine weitere ſolche Feſſel muß ber über. 


triebene, falſche Konſervativismus — 


d. h. hier die allgemeine konſervative Geiſteshaltung, 
nicht die in ihrer Schädlichkeit ſchon gekennzeichnete 
parteipolitiſche Ausprägung — erwähnt werden. 


Das treue Feſthalten an ſtolzen Überlieferungen 
und erprobten Einrichtungen iſt an ſich wohl lobens⸗ 
wert und jedenfalls der Neigung zum unnötig 
häufigen Wechſeln und ungenügend vorbereiteten 
Verſuchen bei weitem vorzuziehen. Der richtige 
Konſervativismus beſteht aber, wie ſchon Friedrich 
der Große ſeinen Nachfolgern zu bedenken gab, 
nicht im Kleben an äußeren Formen, ſondern im 
wohlüberlegten Bewahren deſſen, was frühere Er— 
folge oder ererbte Spitzenſtellungen tatſächlich aus⸗ 
machte. Mit anderen Worten: es handelt ſich darum, 
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zwar in allem Grundſätzlichen, Allgemeinen, 


Dauernden ſich gegen zerſetzende Einflüſſe feſt zu 
erweiſen und natürliche Werte weiter zu pflegen, 
dagegen in den zeitgebundenen Dingen an Fort⸗ 
ſchrittlichkeit ſich von niemand übertreffen zu laſſen, 
ja ſeiner Zeit und Umgebung vorauszueilen. 


Neben der konſervativen iſt ſogleich 


die liberaliſtiſche Geiſteshaltung, die aus 


der franzöſiſchen Revolution hervor- 
gegangen und alſo immerhin auch ſchon 
ſeit einigen Menſchenaltern eingewöhnt 
war, als eine wn — zu 
nennen. 5 


Das liberaliſtiſche Motto des „Laissez faire“ 
und „Laissez aller“ ſtand tatſächlich unausge⸗ 
ſprochen über jeglicher ſtaatlichen Tätigkeit nach 
dem Abgange Bismarcks. 


Die juriſtiſche, bürokratiſche, formaliſtiſche Denk⸗ 
weiſe war ein anderes weit verbreitetes Übel. 


Auch hier handelt es ſich im weſentlichen um eine 
Auswirkung des deutſchen Lebens. Die juriſtiſchen 
Gedankengänge wurden Dart gefördert durch die 
Ausſchließlichkeit der juriſtiſchen Vorbildung, die 
auch für Betätigungsgebiete gefordert wurde, wo 
ſie eher ſchädlich als nützlich wirken muß. So war 
es vor allem bei der Diplomatie, bei der doch nie, 
mals die Rechtsverhältniſſe, ſondern in erſter Linie 


die Macht und bis zu einem gewiſſen Grade auch 


noch das per ſönliche e für den Erfolg ent⸗ 
ſcheidend ſind. 


Die juriſtiſh bürokraticc⸗ formaliſtiſchen Feſſeln 
haben ſich als eine der Hauptfehlerquellen in der 
deutſchen Politik erwieſen. Es waren ſtets in erſter 
Linie ſolche Hemmungen und Beſchränkungen, 
welche den großen Stil nicht aufkommen ließen. 
An ihnen ſcheiterten, wie aktenmäßig 
feſtſteht, im Jahre 1913 die Anträge des 
Generalſtabs, die dem deutſchen Heere 
im Weltkriege die Überlegenheit geſichert 
hätten. 


Die deutſche politiſche Geſchichte der letzten Jahr⸗ 
zehnte vor dem Kriege zeigt in erſchreckendem Maße 


die Auswirkungen dieſes Geiſtes. Er trieb gerade 


auch im Auswärtigen Amt, wo man ihn eigentlich 
am wenigſten hätte erwarten dürfen, recht fonder- 
bare Blüten und läßt ſich bei manchen von ihm 
begangenen Fehlern als Miturſache aktenmäßig 
nachweiſen. Es ſeien hier nur zur Kennzeichnung 
zwei Beiſpiele herausgegriffen. 


Das eine iſt das jedem im öffentlichen oder ge⸗ 
ſchäftlichen Leben erfahrenen Manne unverſtänd⸗ 


liche Sichverſteifen auf beſtimmte Sachbenennungen 


und formale Paragraphierungen, das namentlich 
auch bei den engliſch-deutſchen Bündnisgeſprächen 
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zwiſchen 1898 und 1901 zum Scheitern mit bei⸗ 
trug. Die deutſchen Staatsmänner ſtanden damals 
der Angelegenheit von Anfang an ſchon deshalb 
innerlich ablehnend gegenüber, weil ihnen nur ein 
regelrecht abgefaßter Bündnisvertrag, auf den aber 
angeſichts der beſonderen Verhältniſſe in England 


nicht leicht gerechnet werden konnte, eine aus⸗ 


reichende Sicherheit zu gewähren ſchien; daß eine 
in der Form eines bloßen „gentleman agree- 
ment“ abgeſchloſſene Entente, wie ſie in der Folge 
auf der Gegenſeite zuſtande kam, ſich unter Um⸗ 
ſtänden viel wirkſamer erweiſen könne, ging ihnen 
nicht einn 


Ein anderes Beiſpiel bieten wieder die ſchon 
erwähnten beiden Haager Konferenzen, wo die 
deutſchen Vertreter aus juriſtiſcher Verbohrtheit 
das Odium auf ſich nahmen, gewiſſe ſehr menſchen⸗ 
freundlich klingende, aber praktiſch unaus führbare 
Scheinvorſchläge offen zu bekämpfen ſtatt dies an⸗ 
deren, hieran noch mehr intereſſierten Mächten zu 
überlaſſen. 


Zum vollen Durchbruch kam ſchließlich dieſer 
eigentümliche Zug in der deutſchen Vorkriegspolitik 
unter der Kanzlerſchaft Bethmann Hollwegs. Dieſer 
ehemalige Verwaltungsbeamte war ein Juriſt und 
Bürokrat vom reinften Waſſer. Bedenken und 


Rückſichten, die durch dieſe Geiſtesverfaſſung bedingt 


waren, hinderten ihn an jeder Aktivität. Sie führten 
ihn anderſeits wieder zu Handlungen, die einem 


unabhängig und praktiſch denkenden Menſchen ein⸗ 


fach unbegreiflich ſind. Nur einem in der juriſtiſchen 
Auffaſſung völlig befangenen Menſchen konnte der 
Gedanke kommen, für den Krieg, den Rußland mit 
ſeiner Mobilmachung ſchon entfeſſelt hatte, die 
Kriegserklärungen zu verſchicken, die doch den 
Schein der Tat auf Deutſchland laden mußten. Als 
Juriſt ſprach er das Wort vom „Unrecht an Bel⸗ 
gien“, das wir wiedergutmachen müßten, und ver⸗ 
faßte er die vielen Noten in der U-Boot-⸗Angelegen⸗ 
heit, die das ſchlagende Argument der durch die 
Hungerblockade erzwungenen Notwehr ganz in den 
Hintergrund ſtellten und in zögernden Rechtferti⸗ 
gungsverſuchen an der Hand der Paragraphen des 
Völkerrechts eine Hauptwaffe für die feindliche 
Propaganda ſchmiedeten. 


Das Unglück wollte es, daß auf der Gegenſeite 
Männer führten, deren Entſcheidungen ausſchließ⸗ 
lich durch politiſch-militäriſche Geſichtspunkte be⸗ 
ſtimmt wurden. Die Poincaré, Saſonow (rulfi- 
ſcher Außenminiſter 1910 - 1916), Paſchitſch, 
(mit mehrmaligen Unterbrechungen bis 1926 Mi⸗ 
niſterpräſident von Serbien), ſie handelten nach 
Friedrichs des Großen bekanntem Wort: „Wenn 
Könige Krieg führen wollen, dann begin— 
nen ſie ihn, und nachher laſſen ſie ſich ge⸗ 
wiegte Juriſten kommen, die vor aller 
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Welt die Berechtigung ihres Tuns erwei- 
ſen werden.“ Im übrigen aber war in allen En⸗ 
tenteländern der Geiſt der geſamten Staatsleitungen 


überhaupt ein anderer. Dem aflatifch-autoritären 
Regime Rußlands war juriſtiſch-bürokratiſches 
Denken von jeher fremd geweſen. In England 
hatte der ganze Zug des Lebens, die Großartigkeit 
der weltpolitiſchen und weltwirtſchaftlichen Betäti— 
gung und die Gewöhnung an Selbſtgeſtaltung bei 
den inneren Angelegenheiten niemals derartige 
Feſſeln aufkommen laſſen. In Frankreich freilich 
ſpielten ſie in der inneren Verwaltung immer eine 
große Rolle; hier wirkte aber anderſeits doch auch 
wieder die Zentraliſation und das Zuſchieben aller 
Entſcheidungen und Verantwortlichkeiten an die 
oberſten Stellen dahin, daß bei ihnen wenigſtens 
geiſtige Unabhängigkeit und ſchöpferiſche Kraft zu 
einer ſelbſtverſtändlichen Forderung wurde. 


Gerade dieſe Unterſcheidung zwiſchen leitenden 
und ausführenden Organen iſt wohl beachtenswert. 
Das Schickſal eines Volkes wird in erſter Linie 
durch die Entſchlüſſe der oberſten Leiter von Politik 
und Kriegführung beſtimmt. An ihnen gemeſſen 
erweiſt ſich der Einfluß aller übrigen Organe, und 
ſelbſt der höchſtgeſtellten, als ſehr gering. Auch ein 
Armeeführer handelt nach gegebenen Vorſchriften 
und Befehlen, er rechnet mit gegebenen Organi- 
ſationen, Kräften und Mitteln. 


An dieſen beiden Stellen darf alſo kein klein⸗ 
licher, einſeitiger und abhängiger Geiſt irgendwelcher 
Art eine Stätte haben. Hier gilt das Wort des 
Prinzen Friedrich Karl von den „zwei bis drei 
Strategen, die Seine Majeſtät braucht“. Von den 
bier waltenden Männern iſt freies, großes Denken 
zu verlangen, und wenn ſie dieſer Forderung nicht 
entſprechen, dann möge es nach dem Ausſpruch 
Ludwigs XIV. geſchehen: „Ich habe ihn (d. i. den 
Auswärtigen Miniſter) entlaſſen müſſen, denn 
allem, was durch ſeine Hand ging, gebrach es an 
der Großartigkeit und Kraft, welche man zeigen 


muß, wenn man die Befehle eines Königs von 


Frankreich ausführt, der nicht unglücklich iſt.“ 


— 


In der vorſtehenden Aufzählung bat man nicht 
alle, aber vielleicht die wichtigſten Schwächen, die 
in den letzten Jahrzehnten, aber auch ſchon in frü— 
heren Zeiten, die deutſche Politik ungünſtig beein⸗ 
flußt haben. Daß ſie eine weit ſchädlichere Aus⸗ 
wirkung haben konnten als bei den anderen Völ⸗ 
kern, bei denen fie ja auch mehr oder minder vor⸗ 


handen find, liegt aber hauptſächlich an einer nega- 


tiven Tatſache, nämlich dem Mangel ſtarker Gegen⸗ 
gewichte in einem angeborenen politiſchen Inſtinkt 
oder einer ausreichenden politiſchen Schulung. 


369 


Die deutſche Volksgeſchichte iſt ein dauernder 
Kampf unſeres Volkes um arteigene Geſtaltung 
ſeines Seelenlebens, ſeiner Wirtſchaft, ſeines 
Geiſteslebens und ſeines Staatsweſens gegen 
Wirtſchaftsverjudung, Geiſtesverjudung, Seelenver— 
judung. Dieſer Kampf hat ſich in mehreren 
Wellen und Etappen vollzogen — ſein Ziel war von 
der „anderen Seite“ aus ſtets das gleiche: Unter, 
werfung der Deutſchen, Aufhebung ihrer nationalen 
Eigenart und Einſchmelzung in einen Menſchenbrei, 
der den überſtaatlichen Mächten gehorcht. 

Der Kampf des Zweiten Reiches ſtellt nur einen 
Ausſchnitt aus dieſem Ringen dar. 


Das Judentum 


erſcheint bei uns in der Karolingiſchen Zeit als 
Sklavenhändler, ſattelt mit ſteigender Gelz, 
wirtſchaft zum Geldhändler um, organiſiert auf 
Grund des Hehlereiprivilegs von 1090 das ier. 
brechertum, dem es ſeine Sprache als Fach— 
ſprache gibt, erreicht im Hofjudentum des 16. 
bis 18. Jahrhunderts eine weitgehende Beein— 
fluſſung der fürſtlichen Höfe, in der Frei- 
maurerei eine geiſtige Leitung der bürgerlichen 
gebildeten Schicht, erobert durch Meir Amſchel 
Rothſchild im beginnenden 19. Jahrhundert die 
Kontrolle der Staatsfinanzen der meiſten 
europäiſchen Länder, mit Karl Marx und feiner 
Schule die geiſtige Formung des werdenden deut— 
ſchen Arbeiterſtandes, mit Friedrich Ludwig 
Stahl (Jude Jolſon) die Kontrolle der preußi- 
ſchen Konſervativen Partei. 

Im Zweiten Reich marſchiert das Judentum mit 
folgenden Truppen auf: 

a) der jüdiſche Bank⸗ und Geldkapitalismus 
(Rothſchild⸗Frankfurt, Bleichröder-Berlin, Arnftein, 
Eskeles, Wertheimſtein⸗Wien; | Ä 

b) der jüdischen bürgerlichen Intelligenz (Heine, 
Börne, Harden, zahlreichen jüdiſchen Juriſten, Hoch⸗ 
ſchullehrern und Schriftſtellern); 

c) der marxiſtiſchen Bewegung; 
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fach 


d) dem vom Judentum organiſierten, von jüdi⸗ 
ſchen Strafverteidigern verteidigten, von jüdiſchen 
Strafjuriſten entſchuldigten Verbrechertum; 


e) der Freimaurerei, die ſeit ihrem Beſtehen in 
ſteigendem Maße zum Mittel der jüdiſchen politi- 
ſchen Propaganda geworden iſt. 


Die römiſch⸗katholiſche und die proteſtantiſche 
Kirche, beide von den Verheißungen Jahves aus— 
gehend, den Gedanken der Raſſe ablehnend, „einen 
Hirt und eine Herde“ predigend, vertreten damit 
einen Univerſalismus, der überall, wo nicht der 
unverfälſchte Inſtinkt volksbewußter Geiſtlicher eine 
Sicherung bot, notwendigerweiſe dem um Geltung 
ringenden Nationalbewußtſein mindeſtens negativ 
und nicht ſelten feindlich entgegentritt. Und zwar 


a) die römiſch⸗katholiſche Kirche, auf dem Wie⸗ 
ner Kongreß 1815 durch den Fehler der nicht⸗ 
katholiſchen Mächte Preußen, England und Ruß⸗ 
land wieder in den Beſitz des Kirchenſtaates geſetzt, 
erlebte im 19. Jahrhundert einen ungeahnten Auf- 


ſchwung. Pius VII. ſtellte am 7. Auguſt 1814 


den Jeſuiten⸗Orden wieder her, gründete 1818 das 
Collegium germanicum zur Rekatholiſierung 
Deutſchlands, kämpft die nationalkirchliche Bewe— 
gung in Deutſchland (Weſſenberg) nieder; ſchon 
1841 entſtand die berüchtigte „katholiſche Abtei⸗ 
lung“ im Preußiſchen Kultusminiſterium, die ſich 
zu einer kirchlichen Nebenregierung entwickelte; 
die preußiſche Verfaſſung von 1850 lieferte die 
Schule der Kirche aus. 1864 veröffentlichte 
Pius IX. die Enzyklika mit dem „Syllabus 
errorum“ (Verzeichnis der Irrtümer), in dem 
die politiſche Souveränität des Staates im vollen 
Umfang beſtritten wird. 

p) Die evangeliſche Kirche macht im 19. Jahr⸗ 
hundert eine Generalverjudung durch; ihr oner, 
kannter Kirchenlehrek wird Friedrich Ludwig 
Stahl (Jolſon); getaufte Juden erfüllen ihre 
Kanzeln (David Mendel, getauft Johann Auguſt 
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Dr johann von leers: 


Neander in Berlin, Friedrich Adolf Philippi, 
Ferdinand Hitzig, eigentlich Itzig, in Heidelberg, 
Paulus Stephanus, eigentlich Saul Selig 
Caſſel, an der Chriſtuskirche in Berlin). Sie alle 
lehrten eine ſtarre orthodoxe Kirchenauffaſſung, die 
die Staat als „an Gottes Wort gebunden“, nach 
Stahl den König als nur Gott verantwortlich 


darſtellt. 


— 


Von links bis rechts war die politiſche und 
geiſtige Leitung des deutſchen Volkes bereits ver- 
judet, als es gegen dieſe Widerſtände und unter 


geſchicktem Ausſpielen ihrer noch vorhandenen Ge⸗ 


genſätze Bismarck gelingt, das einheitliche preußiſch⸗ 
deutſche Reich unter ſchmerzlichem Verzicht auf die 
Deutſchen in Oſterreich aufzubauen. Die natio⸗ 
nale und völkiſche Begeiſterung aber 
wird von den überſtaatlichen Mächten 
einheitlich als eine Gefahr für ihre Ziele 
angeſehen. 


a) Der jüdiſche Bank⸗ und Geldkapitalismus 
ſchaltet ſich zuerſt erfolgreich ein (Bleichröder), ſtößt 


aber auf Widerſtände, die in den feſtgefügten Ehr⸗ 


begriffen der Armee, der Beamtenſchaft, des Hand⸗ 
werkertums und der Bauernſchaft liegen. Er be⸗ 
müht ſich, dieſe Hinderniſſe auszuräumen, bei der 
Armee durch Eindringen getaufter reicher Juden 
in ihr Offizierkorps, durch die Forderung, daß auch 
Glaubensjuden Offizier werden dürfen, durch Her⸗ 
abreißen des Offiziers in der jüdiſch geführten 


Großpreſſe; bei der Beamtenſchaft gleichfalls durch 


Eindringen von Juden, durch Einflußnahme „er⸗ 
fahrener“ jüdiſcher Wirtſchaftler (z. B. der Ra⸗ 
thenaus), durch Herabſetzung derjenigen Schichten, 
die dem Juden als Träger der Strafjuftiz gegen 
ſeine kriminellen Anlagen beſonders verhaßt ſind 
(Hetze gegen den Staatsanwalt, Erzeugung von 
„Blaukoller“ gegen den Schutzmann), eine Propa⸗ 
ganda, deren letzter Zweck die 


Aushöhlung der Staatsordnung 


iſt. Das Handwerk wird durch die völlig freie 
Gewerbeordnung von 1869 in die Auflöſung ge- 


trieben und mit Schundware niederkonkurriert, 
dem Warenhaus- und Verlagsunweſen ausgeliefert, 
das Bauhandwerk durch den periodiſch auftretenden 
Bauſchwindel um ſein Geld gebracht. Der Bauer 
und landbeſitzende, wurzelfeſte Adel wird durch 
künſtliche Agrarkriſen erſchüttert (Caprivi⸗Periode), 
durch freie Erbteilung des Grund und Bodens ge— 
ſchwächt, durch freie Belaſtbarkeit in die Verſchul⸗ 
dung getrieben. 

Das Werk dieſer kapitaliſtiſchen Truppe des 
Judentums, an die ſich alle ſelbſtſüchtigen Deutſchen 
anſchließen und auf ihrer Seite die Auflöſung 
des deutſchen Staatsweſens mit herbeiführen, iſt 
die außerordentliche Verſchärfung der inne- 
ren Wirtſchaftsgegenſätze, die Aufreizung 
der Volksſchichten gegeneinander, die Bereitung des 
Bodens für die letzten Ziele des Judentums, den 
offenen Umſturz. 


b) Die jüdiſche bürgerliche Intelligenz und die⸗ 
jenigen, die ihr hörig und verfallen ſind, arbeiteten 
mit folgender Taktik: die ſelbſtverſtändlichen Be⸗ 
griffe jedes geſunden Staatsweſens werden frag⸗ 
würdig gemacht, und zwar Blut und Volkstum 
durch die Lehre von der „Gleichheit aller Men— 
ſchen“ (ſekundiert von beiden Kirchen!), von der 
Raſſenmiſchung als „Grundlage jeder Kultur- 
blüte“, von dem „Fortſchritt“, der zur Überwin⸗ 
dung des Nationalſtaates und zur Welteinheit 
führen werde. Die deutſchen Rechte werden frag- 
würdig gemacht (4. B. in der Frage Elſaß-Lothrin⸗ 
gen, polniſche Gebiete, Kolonien, Wehrmacht), 
ſtets nimmt dieſe Intelligenz zielbewußt 
und immer Stellung gegen die Reichs- 
intereſſen. Auf dem Gebiet des Staatsweſens 
vertritt ſie den kraſſeſten Liberalismus: der Staat 
ſei nur des Einzelnen wegen da. 


c) Die marxiſtiſche Bewegung arbeitete völlig offen 
am Sturz des „bürgerlichen Staates“, predigte 
äußerlich eine Revolution der Arbeiter, während in 
der Tat die leitenden Köpfe ſich völlig darüber klar 
waren, daß das letzte Ziel des Marxismus der 
Sturz aller Staaten und des Deutſchen Reiches 
iſt, entſprechend dem Brief von Baruch Levi an 
Karl Marx zitiert in franzöſiſcher Sprache in der 
„Revue de Paris“, 35, II S. 774): 


„Das jüdiſche Volk, als Ganzes genommen, wird ſelbſt ſein Meſſias ſein. Seine Herrſchaft über 
die Welt wird erreicht werden durch die Vereinigung der übrigen menſchlichen Raſſen, die Beſeitigung 
der Grenzen und durch die Errichtung einer Weltrepublik, die überall den Juden die Bürgerrechte 


zubilligen wird. 


In dieſer neuen Organiſation der Menſchheit werden ohne Widerſtand Söhne Diraels, 


die von jetzt an auf der ganzen Oberfläche der Erde verſtreut ſind, überall das führende Element 
ſein, beſonders wenn es ihnen gelingt, die Arbeitermaſſen unter die feſte Leitung von einigen der ihrigen 
zu bringen. Die Regierungen der Völker, die die Weltrepublik bilden, werden mit Hilfe des Sieges 


des Proletariats ohne Anſtrengungen alle in jüdiſche Hände geraten. 
dann durch die Regierungen jüdiſcher Raſſe unterdrückt werden können, 
So wird die Verheißung des Talmud erfüllt werden, daß die Juden, 


vermögen verwalten werden. 


Das Privateigentum wird 
die überall das Staats⸗ 


wenn die Zeiten des Meſſias gekommen ſind, die Schlüſſel für die Güter aller Völker der Erde 


» 


befißen werden.“ 
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Die Sozialoͤemokratie 


arbeitet im Zweiten Reich zielbewußt an der 
Zerſtörung des Reiches. Die Bismarckſchen 
Sszialiſtengeſetze trafen nur irregeführte deutſche 
Arbeiter, die die wirklichen Hintergründe nicht 
kannten, waren außerdem weder von einer den 
Marxismus niederwerfenden Weltanſchauung noch 
von der nötigen Energie getragen. So konnte die 
Sozialdemokratie als legale Partei wieder in den 
Reichstag einziehen und ihr Vernichtungswerk fort 
ſetzen. 
geſunden Wirtſchaftsgrundlage, um die 
Maſſen immer tiefer in Erregung zu treiben, 
Zerſtörung des Wehrwillens und der Wehr— 
freudigkeit, um bei dem geplanten Judenkrieg gegen 
das Deutſche Reich dieſes leichter zu Fall zu brin— 


gen, endlich offene Zerſtörung des völkiſchen Selbſt⸗ 
behauptungswillens in der Erklärung gegenüber 


dem Auslande, daß die Sozialdemokratie den Wider⸗ 
ſtand des Reiches im Kriege zu Fall bringen würde. 

Um die Wirtſchaftsordnung ſo zu geſtalten, daß 
die deutſchen Volksmaſſen in immer tiefere Not 
gerieten, ſabotierte die Sozialdemokratiſche Partei 
jede ernſte Reform; um den Wehrwillen zu zerſtören, 
wünſchte Bebel ſchon am 17. Auguſt 1904 auf 
dem Internationalen Sozialdemokratiſchen Kongreß 
in Amſterdam der deutſchen Armee ein Sedan und 
ſagte zu den Franzoſen: „Die Franzoſen ſind ſtolz 
auf ihre Tradition. Nun, das Stimmrecht gab 
euch der Mann des Staatsſtreiches (Napoleon III.), 
die Republik gab euch die deutſche Reaktion, die 
euch ein Sedan verſchaffte und die Napoleon in 
Wilhelmshöhe zur Ruhe ſetzte. Ich wäre ganz 
zufrieden, wenn wir auf dieſelbe Weiſe 
zur Republik kämen.“ Karl Liebknecht 
ſagte ſchon auf dem Parteitag zu Eſſen 1907: 
„Wir wollen dem Proletariat den Kaſernendrill ver— 
ekeln, wir freuen uns, wenn die Diſziplin inner- 
halb des Heeres nicht ſo gut iſt wie innerhalb der 
Sozialdemokratie. Er erklärte am 15. Januar 
1511: „Wir werden im Kriegsfall alle 
Machtmittel anwenden, um der Reichs— 
regierung in die Arme zu fallen.“ 

Als die Marxiſten bei der Reichstagswahl. 1912 
4,7 Millionen Stimmen und 110 Reichstagsabge⸗ 
ordnete bekamen, reiſte Scheidemann nach Paris 
und ſprach als Feſtredner beim Siegesfeſt der 
franzöſiſchen „Parti socialiste“, der franzöſiſchen 
Marriſten, über den Wahlſieg der Sozialdemo— 
kratie. Die deutſchfeindliche engliſche Zeitung 
„Evening Times“ ſchrieb damals: „Jede Wahl⸗ 


ſtimme zugunſten eines deutſchen Sozialdemokraten 


bedeutet eine Stimme zur Verwirrung unſeres 
Feindes.“ Es war dieſer Reichstag von 1912, der 
im Winter 1913/14 den „Fall Zabern““) auf- 
rollte, um dadurch die deutſche Armee in ihrer 
Stellung im Innenland zu ſchwächen, der die große 
Wehrvorlage, die in letzter Stunde eingebracht 
wurde, ſabotierte. Die Sozialdemokratie handelte 
ſo, daß der wohlunterrichtete franzöſiſche Botſchafter 
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Dieſes war dreifach: Zerſtörung jeder 


Paul Cambon im Sommer 1914 wenige 
Wochen vor Kriegsausbruch nach Paris berichten 
konnte, daß „Frankreich einen Krieg mit dem Deut— 
ſchen Reiche nicht zu fürchten brauche, da die 


Sozialdemokraten ſogleich bei Kriegsbeginn Revo⸗ 


lution machen würden.“ 

Die von der jüdiſch⸗liberalen kapitaliſtiſchen 
Gruppe hervorgerufenen zahlreichen Ungerechtig⸗ 
keiten in der Wirtſchaftsordnung des Zweiten 
Reiches, ihre zielbewußte Ausbeutung durch die 
Sozialdemokratie, die höhniſche Herabſetzung von 
Armee und Beamtenſchaft durch Tageszeitungen 
und Witzblätter, die Entfeſſelung von Skandalen 
durch jüdiſche Literaten (Jud Witkowſki, alias 
Maximilian Harden und der Eulenburg⸗Skandal, 
der Puttkamer - Skandal, die künſtlich erzeugten 
„Kolonial⸗Skandale“, z. B. gegen Karl Peters) 
hatten alle nur einen Zweck — es ſollte im 
Ausland der Eindruck erreicht werden, 
daß das Deutſche Reich ein rückſtändiges, 
reaktionäres, von einer brutalen und 
ſittlich tief korrupten Clique mißregier— 
tes. Staatsweſen auf tönernen Füßen 
ſei, das einen längeren Krieg nicht durchhalten 
könne, deſſen Beſeitigung zugleich die wirklich mert, 
vollen Kräfte im deutſchen Volke frei machen und 
von den Deutſchen ſelber als eine Erlöſung aufge— 
faßt werde. Nach innen ſollte bei weiteſten Teilen 
des deutſchen Volkes der Eindruck erweckt werden, 
daß „es anders“ werden müſſe, daß der „große 
Kladderadatſch“ doch käme, daß alles erſt beſſer 
würde, wenn die beſtehende Ordnung im Reiche 
zuſammenbräche. Eine zerſetzende, 
jeder Weiſe auflöſende Literatur arbeitete in 
gleicher Richtung. 


Die Freimaurerlogen in Preußen 


Die Logen waren in Preußen erlaubt. Durch 
den Eintritt des Prinzen Wilhelm von Preußen 
1840 recht gegen den Willen des im Alter endlich 
mißtrauiſch gegenüber den Logen gewordenen, aber 
bereits ebenfalls der Freimaurerei angehörigen 


Königs Friedrich Wilhelm III. gewann die Frei⸗ 


maurerei in Preußen einen gewiſſen Rückhalt. Im 
Mai 1847 war auf einem Freimaurerkongreß in 
Anweſenheit des franzöſiſchen Miniſters und Hoch— 
gradfreimaurers Lamartine, des Gründers der 
„Alliance isra&lite universelle“, des 
Juden Crémieux (aus der Amſterdamer Judenfamilie 
Smeerkopp), der der eigentliche Geiſt dieſer Juden⸗ 
organiſation war, ſowie der deutſchen Freimaurer 
Blum, Jacobi, Feuerbach, Hecker di. Re⸗ 
volution von 1848 in Deutſchland beſprochen worden. 
Sie brach aus. Prinz Wilhelm. der ſpätere König, 


*) Der „Fall Zabern“ war eine von den parlamentariſchen 
Parteien und der Judenpreſſe hemmungslos aufgeblähte Aktion 
gegen die 5 Selbſtſchutzmaßnahme des — Gar⸗ 
niſontommandeurs Oberſt von Reuter. Diejer ließ gegen 
aufgehetzte und randalierende Elemente vorgehen. die eine dienſt⸗ 
liche Außerung eines Leutnants polttiſch und auf der Straße 
zu mißbrauchen ſuchten. Der beſonders angegriffene Offizier, 
Leutnant von Forſtner, iſt 1914 vor dem Feinde ge⸗ 
fallen 
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moraliſch in 


(AN die Marıne 
an unſterblichem 
Ruhm ſich erwarb, war 
nur mehr dem Konto der 
guten deutſchen Wehr— 


mannsarbeit ſowie der 


Fähigkeit und dem un— 


vergleichlichen Helden- 


mute der einzelnen Offi⸗ 
ziere und Mannſchaften 
gutzuſchreiben. 

Hätte die frühere Oberſte 
Leitung der Marine 
dem an Genialität ent— 
ſprochen, ſo wären dieſe 
Opfer nicht vergeblich 
geweſen .. . Leider aber 
wurde die Leitung der 
Marine vom Geiſt der 


Halbheit angeſteckt. 


Der Führer „Mein Kampf”, 
Abschn. Falsche Flotlenbau- 


politik. 


Oben: Wilhelmshaven 1912 
(wurde 1854-1869 als deutſcher Ge Ze 
Noröfeehriegshafen erbaut) (2 OS dh * De 


Aufn.: Techno- Photogr. Archiv, Potsdam (2) LLL 
Unten: 

Wilhelm II. bei der Schlußſteinlegung 
des Kanalbaues am 18. Juni 1895 


Aufn.: Historischer Bilderdienst, Berlin 
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mußte nach England fliehen, die altpreußiſchen 


Logen festen ihn wegen „Unwürdigkeit zur er- 


habenen höchſten Würde im Bunde“ ab; das 
Einheitsſtreben des deutſchen Volkes 
wurde von der Loge völlig auf das demo⸗ 
kratiſch-liberale Geleiſe verſchoben, be— 
reits damals wurde auch der Marxismus geför⸗ 
dert; die Freimaurerzeitung „Latomia“ erklärte, 
daß „Sozialismus und Maurerei mit dem 
Kommunismus aus der gleichen Quelle 
ſtamme“. Die Niederlage der Revolution hatte 
eine Zeitlang eine verſtärkte Überwachung der Logen 
zur Folge. Sie blieben trotzdem bei ihren Zielen. 
Am 15. Juli 1849 ſchrieb die „Latomia“: „Die 
Kommuniſten weiſen uns auf Grundſätze hin, die 


allerdings, wenn ſie richtig aufgefaßt und mit 


Mäßigung verfolgt werden, als unumſtößliche 
Wahrheiten angeſehen werden müſſen, auf welchen 
die ganze Theorie von Kommunismus baſiert iſt. 
Es iſt das vor allem das Prinzip der Gleich— 
heit aller Menſchen ...“ 


Kaum aber, daß die Logen ſich wieder halbwegs 


kräftig fühlten, wurden ſie zum Träger des 


Kampfes gegen die Wehrhaftmachung 
Preußens durch König Wilhelm J., Bismarck 
und Roon, ſo daß 1864 der König mit Schließung 
der Freimaurerlogen drohte. Bereits damals war 
die Lage ſo, daß der ehrenwerte preußiſche General 
Hiller von Gaertringen, der felber Frei— 
maurer war und die Hintergründe mit Schrecken 
erkannte, ſchrieb: „Möchte der Allgütige die 
Fürſten zur klaren Einſicht gelangen 
laſſen über das Streben der im Frei— 
maurerbunde verſteckten revolutionären 
Arbeiten zur Republikaniſierung der 
Völker im Intereſſe des Judentums.“ 


An der Feier am Völkerſchlachtdenkmal zu 
Leipzig 1863 nahmen die Logen nicht teil, „denn 
es war ein vaterländiſches Feſt“ (Allgemeines 
Handbuch der Freimauerei, Bd. II, Aufl. 2, 
S. 203, 1867). Als der Krieg 1870 ausbrach, 
erging von zehn Pariſer Logen eine Anklage; gegen 
König Wilhelm von Preußen und den Kron- 
prinzen Friedrich wurde am 26. November 1870 
folgendes Logenurteil erlaſſen: 


1. Wilhelm und ſeine beiden Genoſſen Bismarck 
und Moltke, Geißeln der Menſchheit, und 
durch ihren unerſättlichen Ehrgeiz Urſache ſo 
vieler Mordtaten, Brandſtiftungen und Plün⸗ 
derungen, ſtehen außerhalb des Geſetzes wie 
drei tolle Hunde. 


2. Allen unſern Brüdern in Deutſchland (!!) 
und in der Welt iſt die Vollſtreckung des 
gegenwärtigen Urteils aufgetragen. 


3. Für jedes (!) der drei verurteilten reißenden 
Tiere (Wilhelm I., Bismarck, Moltke 11) iſt 
eine Million (!) Franken bewilligt, zahlbar 
an die Vollſtrecker (lies: Mörder!) oder ihre 
Erben durch ſieben (!) Zentrallogen. 


4) 


Die Freimaurerei in Deutſchland 


trennte ſich auf dieſe empörende Beſchimpfung des 
Staatsoberhauptes von der franzöſiſchen. Dies 
geſchah aber nur ſehr äußerlich. Die Verbin⸗ 
dungen blieben in der Tat erhalten. 

Als Kaiſer Friedrich III., gleichfalls ſelber 
Freimaurer, der Vergangenheit der Logen nach⸗ 
ſpürte und ſich über fie orientieren wollte, ver- 
ſchwanden Akten, wurde ihm jede wirkliche 
Kenntnis vorenthalten, ſo daß er, auf den 
die Logen einſt gewiſſe Hoffnungen geſetzt hatten, 
ſich von der Freimaurerei löſte. 

Von Anfang an war die Freimaurerei dem 
neuen Reich, wie es Bismarck geſchaffen hatte, 
feindlich. Mit der Aufgabe, es zu unterwühlen, 
wurde 1872 der Deutſche Großlogenbund 
gegründet, der jüdiſche Hochgradorden Bnai 
Brith kam zur gleichen Zeit nach Deutſchland. 
Kaiſer Wilhelm II. trat der Loge nicht mehr 
bei. Das war ein weiterer Grund, ihn zu bekämpfen 
und an feinem Niedergang zu arbeiten. Das frei- 
maureriſche „Bulletin maconnique de la 
Grande Loge symbolisque écossaise“ (vom 
2. September 1889, Seite 131 — 133) ſchrieb: 

„Der junge Kaiſer (Wilhelm II.) weigerte ſich, 
bei ſeiner Thronbeſteigung dem Bunde beizutreten. 
Das wird für unſern Orden kein großes Unglück 
ſein. Unſeres Erachtens können ſich die deutſchen 
Freimaurer deshalb nur Glück wünſchen ... fie 
können durch die Abneigung, welche letzterer gegen 
die Freimaurerei zu haben ſcheint, ſich nur geehrt (!) 
fühlen. Es iſt einem Deſpoten (jede Staats⸗ 
gewalt iſt ja für die Freimaurerei Deſpotie) trotz 
allen guten Willens, von dem er beſeelt fein mag — 
es ſei denn, daß er abdanke (!) — einfach unmög⸗ 
lich, die Grundſätze des Freimaurertums mit der 
ganz eigenartigen Moral der Staatsraiſon (d. h. 
den vaterländiſchen Intereſſen), dieſem tranſzen⸗ 


denten Geſetzbuch, zu vereinbaren, in welchem die 


Fürſten im voraus die Losſprechung von all ihren 
Verbrechen finden... Wilhelm II. möchte Deutſch⸗ 
land wieder zum Mittelalter zurückführen. Er kann 
mit ſolchen Beſtrebungen nur das Ende der Hohen⸗ 
zollern beſchleunigen (). Der Weg Ludwigs XIV. 
bis Ludwig XVI. iſt nicht ſo weit (!), und in 
unſerm mit Dampf und Elektrizität arbeitenden 
Zeitalter wäre es leicht (!) möglich, daß das 
deutſche Volk einige Zwiſchenſtufen überſpränge, 
um raſcher ans Ziel zu gelangen... Die Jagd 
auf die Sozialdemokratie hindert letztere nicht, 
ſtändig an Boden zu gewinnen. Die Freimaurerei 
wird ſich ebenſowenig einſchüchtern laſſen. , 28 
der Kaiſer nicht Freimaurer werden 
will, werden die Freimaurer das deutſche 
Volk einweihen (lies aufhetzen), und wenn 
die kaiſerliche Regierung die Frei⸗ 
maurerlogen verfolgt, werden dieſe in 
Deutſchland die Republik aufrichten.“ 
Dieſer Bericht von 1889 zeigte klar, was das 
Deutſche Reich zu erwarten hatte. Beſonders ge- 
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fährlich war die Lage dadurch, daß die Logen ſowohl 
in England wie in Frankreich ſtärkſten politiſchen 
Einfluß hatten. 


Die Freimaurerei in England 


Auf dem Berliner Kongreß von 1878 
arbeitete der britiſche Premierminiſter Disraeli 
(Jude; ſiehe Bildſeite 31) zielbewußt daran, das 
Deutſche Reich und Rußland zu verfeinden, um 
auf dieſe Weiſe der deutſchen Politik die Rücken⸗ 
deckung zu entziehen, die ſie noch 1870 von Ruß⸗ 
land aus gehabt hatte, und zugleich, um das Zaren⸗ 
tum ſturmreif für die Revolution zu machen. In 
der Periode des Bismarckſchen Reiches 
ſtieg in England die Freimaurerei zum 
beherrſchenden Einfluß auf; Premier⸗ 
miniſter Lord Ruſſel und Disraeli waren Frei⸗ 
maurer, ebenſo der ſpätere König Eduard VII. 
und ſein Bruder, der Herzog von Connaught. 
Eduard VII. hat 1868 in Stockholm das „Licht“ 
erhalten, ſeit 1874 bereits war er (und zwar voll 
unterrichtet): 

1. Großmeiſter der „Vereinigten Großloge 
von England“. Außerdem bekleidete er im 
Jahre 1900, alſo noch als Prinz von Wales, 
folgende maureriſchen Würden und Amter: 

2. Grand Prineipal Zorobabel, d. h. er war 
Chef des höchſten Generalkapitels der Royal⸗ 
Arch⸗Maurer in England; 

3. Großmeiſter der Großloge der Mark⸗ 
Maſter⸗Maſons in London; | 

4. Groß⸗Schutzherr (Grand patron) des 
höchſten Rates der 33. . in London; 


5. „Souverän des Ordens“ des Groß⸗ 


priorats (der Templer) im Vereinigten König⸗ 
reich; „ 

6. Schutzherr (patron) der Großloge von 
enstland; `:  ..' 

7. „Souverän“ des „Generalkapitels des 
religiöfen und militäriſchen Ordens des Tem⸗ 

pels in Schottland“; 

8. Erblicher Großmeiſter des — angeb⸗ 
lich — 1314 von König Robert Bruce 
wiederhergeſtellten königlichen Ordens von 
Schottland „Heredom von Kilwining und 
R. S. Y. C. S.“. 

Er trug den Beinamen „der größte Freimaurer 
der modernen Zeit“, ſetzte ſich früh in enge Ver⸗ 
bindung mit dem tief deutſchfeindlichen Großmeiſter 
Garibaldi, war völlig in den Händen der 
Logeneinflüſſe und der Okkultſchwindlerin Annie 
Beſant, die ihn gerade gegen Deutſchland ver- 
hetzte. Die engliſchen Logen (vor dem Weltkriege 
677 mit etwa 70 000 Mitgliedern) arbeiteten in 


jeder Weiſe Deutſchland entgegen und ſtärkten 


zugleich den jüdiſchen Einfluß in England ſelbſt; 
zum erſtenmal wurde ein Jude (Lord Reading) 
Vizekönig von Indien, das britiſche Preſſeweſen 
geriet immer ſtärker in die jüdiſche Hand. 
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Die Freimaurer in Frankreich 


In Frankreich rangen die Loge und der 


Jeſuitenorden ſeit 1870 um die Macht. Frei⸗ 
maurer waren: Staatspräſident Gré vy, Präſi⸗ 
dent Sadi Carnot, Präſident Felix Faure, 
merkwürdigerweiſe auch Jules Ferry, der ein- 
zige, der in jener Zeit eine Ausgleichspolitik mit 
Bismarck betrieb und dafür ſofort von den Kleri⸗ 
kalen geſtürzt und von den eigenen Brüdern in 
Stich gelaſſen wurde. Freimaurer waren: Poin- 
car é, Clemenc eau, der Frankreich nach beften 
Kräften in den Kampf gegen Deutſchland hetzte, 
Deleaſſé, der enge Freund Eduards VII.; der 
„Mann im Hintergrunde“, der in den letzten 
Jahren vor dem Weltkrieg den Kampf gegen das 
Deutſche Reich organifierte, war Philippe Berthe— 
lot, Großmeiſter des Grand Orient. 


Die Freimaurer im Oſten 


Beſonders bedenklich mußte es ſein, daß die 
Freimaurerei ſich der nationalen Bewegungen der 


ſlawiſchen Völker bemächtigt hatte. In Ruß⸗ 


land diente die Loge als Tarnungsmittel für den 
rein jüdiſchen Umſturz. Sie war zwar mehrfach 
verboten worden (1822, 1826), hatte ſich aber 
gehalten und ſpielte eine doppelte Rolle; auf der 
einen Seite bog ſie die urſprünglich romantiſch⸗ 
ſchwärmeriſche panſlawiſtiſche Bewegung, die ſtark 
völkiſche Züge hatte, zu einer haßerfüllten Feind⸗ 
ſchaft gegen das Deutſchtum um und bemühte ſich 
auf dieſe Weiſe, den ruſſiſchen Staat immer näher 
an das „geliebte Frankreich“ heranzuſchieben. Auf 


der anderen Seite war ſie einfach Verbündete der 


bolſchewiſtiſchen jüdiſchen Intelligenz. 
Nur tiefer Schauende, wie der große Dichter 


Dodſtojewſki, erkannten ſchon um die Mitte des 


19. Jahrhunderts, daß in Rußland das große 
„Purim“, die Zerſtörung eines ariſchen Staats⸗ 
weſens und die Aufrichtung der Judenherrſchaft, 
geplant war. Während noch das Deutſche Reich 
am Gedanken des „Rückverſicherungsvertrages mit 
Rußland“ feſthielt, unterwühlte die jüdiſche Hetze 
und der jüdiſche Mord (ſiehe Bildſeite 4) ſchon 
Rußland. Anſtifterin bei dem Bombenattentat, 
durch das am 13. März 1881 Zar Alexander II. 
ermordet wurde, war die Jüdin Jeſſe Delt, 
mann; der Moskauer Stadtkommandant General 
Trepow wurde von der Jüdin Saſſultiſch 


ermordet, der Innenminiſter Sipjagin durch den 


Juden Bogolepow; der letzte Mann, ber viel- 
leicht noch Rußland durch eine verſtändige Reform 
auf dem Gebiet der Agrarwirtſchaft und durch 
Niederhaltung der Wühlereien hätte retten können, 
der Miniſter Stolypin, wurde am 14. Sep⸗ 
tember 1911 durch den Juden Herſchkowitz 
Begrow ermordet. Die Revolution von 1905 
war von Juden geleitet und die freimauriſche Zei⸗ 
tung „Acacia“ ſchrieb: „Alle Republikaner und 
um ſo mehr alle franzöſiſchen Freimaurer müſſen 
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glühende Wünſche hegen für den baldigen Triumph 
der ruſſiſchen Revolution.“ 

Hier war die Entwicklung vollkommen klar zu 
ſehen: Schon auf dem Berliner Kongreß gelang 
es der jüdiſch⸗freimaureriſchen Politik Disraelis, das 
deutſch⸗ruſſiſche Verhältnis zu ſtören; die panfla- 
wiſtiſche Propaganda verhetzte, zum großen Teil 
von Freimaurern (ruſſiſchen und tſchechiſchen) ge⸗ 
trieben, das Verhältnis vollkommen. Mit Bis⸗ 
marcks Abgang wurde der bereits ſtark entwertete 
Rückverſicherungsvertrag nicht mehr erneuert. 
Schon Disraeli hatte geſagt: „Die Ge— 
ſchichte Europas kann nur der ſchreiben, 
der in die Geheimniſſe der Logen ein- 
gedrungen (DI ` | | 


In Gſterreich 


hatte fi) die Loge der nationalen Beſtrebungen 
des Tſchechentums bemächtigt. Freimaurer und 
Mitglied des tſchechiſchen Agitationskomitees im 
Ausland beim Groß-Drient von Paris waren 
G. Maſaryk wie Dr. E. Beneſch; aber auch 
der panſlawiſtiſche und ſich völkiſch gebende Dr. 
Karl Kramarſch war Hochgradmaurer im 
„Grand Orient de France“. Bei den Tſchechen 
war ſowohl die „weſtlich-realiſtiſche“ wie die panfla- 
wiſtiſche Gruppe feſt in freimaureriſcher Hand. 

Nicht ganz ſo einfach war es der Loge, die 
völkiſch⸗ radikalen, aus den Tſchetniki-Organi⸗ 
ſationen, den Freiſchärlern der Grenzkämpfe gegen 
die Türken, hervorgegangenen ſerbiſchen Geheim— 
organiſationen in die Hand zu bekommen. Dieſe 
erſtrebten die Vereinigung der mit Serben bevöl- 
kerten Teile Ungarns ſowie Kroatiens und Slo— 
weniens. Ihre Ziele waren erſt einmal natio— 
naliſtiſch. Inſofern aber kamen ſie den Logen recht, 
weil ſie ſich gegen das mit dem Deutſchen Reich 
verbündete Öfterreich-Ungarn einſetzen ließen. 1903 
ermordete der großſerbiſche Geheimbund „Retter 
des Vaterlandes“ den König Alexander I., nicht 
zuletzt wegen ſeiner öſterreichfreundlichen Politik; 
1912 bildete ſich eine neue Radikalorganiſation 
„Ujedinjenje ili Smrt“ (Vereinigung oder Tod) 
unter dem Major Voja Tankoſitſch; dieſer wiederum 
ſtand aufs ſtärkſte unter dem Einfluß des Oberft- 
leutnants Dragutin Dimitrijevie mit dem Bei⸗ 
namen „Apis“, einem ausgeſprochenen Hochgrad— 
freimaurer. Von hier aus entſtand eine ganze An⸗ 
zahl von ſerbiſchen Organiſationen, bei denen 
nationale großſerbiſche Ziele und freimaureriſche 
Einflüſſe durcheinanderliefen. Schon 1913 ſagte 
die wohlunterrichtete Seherin Madame de The⸗ 
bes: „Derjenige, der in Oſterreich zur Regierung 
beſtimmt iſt, wird nicht regieren, regieren wird ein 
junger Mann, der vorläufig zur Regierung noch 
nicht beſtimmt iſt.“ (Wichtl: Weltfreimaurerei, 
Weltrevolution, Weltrepublik, Verlag Lehmann, 
München 1928, Seite 124.) 

In Oſterreich kam der Freimaurerei zunutze, daß 
immer wieder Menſchen der gebildeten Schicht, die 
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ſich über die geiſtige Knebelung des Volkes durch 


die katholiſche Kirche empörten, in der Freimaurerei 


eine Organiſation gegen die kirchliche Macht zu 
finden glaubten und ſich ihr anſchloſſen. Sie merkten 
es nicht, daß ſie damit lediglich in eine andere 
Judenſchutztruppe hineingerieten. 


Die Freimaurerei in Italien 


war ſeit langem ſtark; ſie hatte die italieniſchen 
Einigungsbeſtrebungen unterſtützt und ſich dadurch 
in vieler Hinſicht den Ruf als italieniſche Patriotin 
erworben; es war dabei durchaus noch nicht deutlich 
erkennbar geworden, daß gerade die leitenden 
Männer wie Aurelio Saffi und Adriano 
Lemmi auch zugleich judenblütig oder Juden 
waren; ſeit der Herſtellung der Einigung Italiens, 
gekrönt durch die Beſetzung des Kirchenſtaates 1870, 
war die Loge aber bald ihren eigenen Zielen näher 
gekommen, die in der Bekämpfung nicht nur des 
italieniſchen Königtums, ſondern im Hintergrund 
auch Deutſchlands lagen. König Humbert J. 
von Italien, der dem Deutſchen Reiche 
zum mindeſten freundlich gegenüberſtand, 
wurde im Jahre 1900 durch Angelo 
Bresei ermordet, der nicht nur Anarchiſt, ſon— 
dern auch — Freimaurer war. 

Es iſt auffällig, daß alle jene zahlreichen 
Attentate auf politiſch führende Perſönlichkeiten 
und Fürſten in Europa während der Jeit des 
deutſchen Zweiten Reiches ſich niemals gegen 
fjerrſcher oder Miniſter richteten, die dem Deut- 
ſchen Reich erklärt feindlich waren. 


Niemand ſchoß auf Eduard VII., aber man ſchoß 
auf Alexander II. von Rußland, auf Humbert J. 
von Italien, auf Alexander I. von Serbien. Die 
Loge ſchoß das Feld frei für die kommende Aus⸗ 
einanderſetzung. Und ſie arbeitete überall. 


Freimaurer in Aer Türkei 


Die urſprünglich aus nationaltürkiſchen Wur⸗ 
zeln entſtandene Bewegung der jungen Offiziere 
der türkiſchen Garniſon von Saloniki gegen Sultan 
Abdul Hamid wurde im freimaureriſch geführ⸗ 
ten „Komitee für Einheit und Fortſchritt“ out, 
gefangen und dort unter Leitung der engliſchen 
Brüder Buxton (Hochgradfreimaurer) organi- 
ſiert. 1909, als man Abdul Hamid geſtürzt hatte, 
bildete ſich ein „Grand Orient Ottoman“, in 
dem Freimaurer aus Saloniki, vor allem zum 
Iſlam äußerlich übergetretene Juden (nach für- 
kiſcher Bezeichnung: Dönme gleich „Umgekrem⸗ 
pelte“) ausſchlaggebend waren; in dem Triumvirat 
Enver, Talaat und Dſchavid war mit dem 
letzteren das Judentum in der Leitung des tür— 
kiſchen Staatsweſens vertreten. Sofort trat 
dann auch nach der Bildung der jung- 
türkiſchen Regierung ein vorübergehen- 
des Abſchwenken der Türkei von der 
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Seite des Deutſchen Reiches an die eng— 
liſche Seite ein, und erſt die bitteren Ent⸗ 
täuſchungen des Balkankrieges von 1912, als Eng- 


land, um die ruſſiſche Politik nicht zu ſtören, die 


Türken völlig im Stich ließ, brachte den türkiſchen 
Staat, ſehr gegen den Willen der Juden- und Frei⸗ 
maurerelique, wieder auf die deutſche Seite. 


Freimaurer in Ungarn 


Mochte auch in Oſterreich die Freimaurerei ver- 
boten ſein — in Ungarn waren die Logen erlaubt 
und von dort wurde die Wühlerei planmäßig be⸗ 
trieben. Die Anzahl der Blutsjuden in den Buda⸗ 
peſter Logen war wohl noch größer als in irgend- 


einem anderen Lande —, die unglückliche Politik 


der Magyaren in jener Zeit, möglichſt Menſchen 
aller Art, wenn fie nur magyariſche Sprache und 
Familiennamen annahmen, in ihr Volk aufzu⸗ 
nebmen, hatte die Bildung eines „Hebräo— 
Magparentums“ ermöglicht, das mit größtem 
Eifer an der inneren Eroberung Ungarns und der 
Vorbereitung der völligen Judenherrſchaft arbeitete. 
Von hier aus wurde der Einfluß der Freimaurerei 
nach Oſterreich vorwärtsgetrieben, fo daß 1908 der 
Wiener Freimaurer Oskar Erſtling erklären 
konnte: „In Oſterreich lebt und regiert das 
freimaureriſche Prinzip fo kräftig wie 
gerade dermalen vielleicht nirgends auf 


der ganzen Welt.“ 


Durch ganz Europa wühlte und arbeitete die 
Loge, um gegen das Deutſche Reich Feindſchaft 
zu erregen und den großen Judenkrieg zu be⸗ 
ginnen, die immer deutlicher in Deutſchland ſpür⸗ 


baren Regungen zur Selbſtbeſinnung zu erwürgen. | 


Denn was das Bismarckſche Reich allen jüdi- 


ſchen Organiſationen und dem Weltjudentum ſo 


verhaßt machte, war nicht nur die Ehrenhaftigkeit 


von Beamtenſchaft und Verwaltung, die allerlei 


gewinnreiche jüdiſche Geſchäfte verhinderte, nicht 
nur die intakte Staatsanwaltſchaft, die den jüdiſchen 
Gaunereien entgegentrat, nicht nur die Armee, in 
die der Jude als Offizier, wenigſtens ungetauft, 
keinen Eintritt fand, ſondern vielmehr die völkiſchen 
Erneuerungsbewegungen, die ſpürbar waren. In 
Deutſchland war die in Frankreich faſt erdrückte 
Raſſeerkenntnis Gobineaus, das Schrifttum Cham⸗ 
berlains, waren die biologiſchen Erkenntniſſe der 
Erblichkeitswiſſenſchaft und die Judenfrage im Vor⸗ 
dringen, hatten zwar erſt gewiſſe Teile ergriffen, 
aber drohten in der jungen Generation immer mehr 
anerkannt zu werden; die damals um ſich greifende, 
dann im Blutopfer des Weltkrieges führerlos ges 
wordene Jugend- und Wandervogelbewegung be, 
deutete eine erſte, zwar noch zu romantiſche Abkehr 
von dem Lebensſtil der liberalen Geldverdienerei, 
den das Judentum den ihm hörigen Völkern out, 
zwingen wollte und den es in Weſteuropa mett, 
gehend durchgeſetzt hatte. — Das Wachwerden der 
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Deutſchen ſtand in der Tat zu befürchten, und man 
war entſchloſſen, den Rieſen zu erwürgen, ehe er 
noch voll die Augen aufſchlug. 

Aber nur einige verlachte „Antiſemiten“, „völ⸗ 
kiſche Narren“ und wie die ſonſtigen Ehrenbezeich⸗ 
nungen waren, ſahen die Gefahr. Kaiſer Wil. 
helm II., unzweifelhaft vieles klarer erkennend als 
feine Berater, vermochte die wirklichen Hinter⸗ 
gründe doch nicht zu erkennen. Gerade er fiel auf 
den uralten Trick der überſtaatlichen Mächte herein, 
daß ſich immer eine von ihnen als Verbündeter 
gegen die andere anbot. 


Geiſtliche Freimaurer 


Hatte man ſchon vor Wilhelm II. gelegentlich | 


geglaubt, in der Freimaurerei einen Verbündeten 
gegen die Herrſchaftsanſprüche der katholiſchen 
Kirche zu haben, ſo glaubte Wilhelm II. allen 
Ernites, daß die Kirchen ein brauchbarer Ver⸗ 
bündeter gegen die Sozialdemokratie ſeien, be, 
handelte die katholiſche Kirche mit einer Zuvor⸗ 
kommenheit, die dieſe doch keinen Schritt von ihrer 
deutſchfeindlichen Politik abbrachte, und überbot 
ſich in Kirchenbauten, Stiftungen und Intereſſe für 
die evangeliſche Kirche. Wie freimaureriſch die 
Kirche bereits war, iſt von freimaureriſcher Seite 
ſelbſt ausgeſprochen worden ( „Bundesblatt“ Nr. 7/8, 
1927, der Großen National⸗Mutterloge „Zu den 
drei Weltkugeln“): 1 . — — 


„Es nehmen evangeliſche Geiſtliche als 
Redner, Meiſter vom Stuhl, ja auch 


als Großbeamte und ſelbſt als Groß⸗ 


meiſter wichtige Stellen im deutſchen 
Logenleben ein. Ich brauche nur an unſern 
ehrwürdigſten National-Großmeiſter, den Br. 
Habicht, zu erinnern, der in Berlin als Pfarrer 
wirkt. ... Die Beziehungen zwiſchen proteftan- 
tiſcher Kirche und Freimaurerei ſind weiter da⸗ 
durch enger geknüpft, daß die weitaus über⸗ 
wiegende Mehrzahl der deutſchen Freimaurer ae, 
bildete Proteſtanten ausmachen — . . . ja nicht 
wenige Brüder haben ſich in den Dienſt der 
Kirche geſtellt.“ „Viele Freimaurer ſind Mit⸗ 
glieder kirchlicher Körperſchaften, der Kreis-, 
Provinzialſynoden, ja der Generalſynode ...“ 


Die Logenkongreſſe 


häuften ſich, 1889, 1900, dann faſt jedes zweite 
Jahr — aber trotz zahlreicher Warnungen ſah die 
deutſche Regierung dieſe Gefahr nicht. Das Juden⸗ 
tum organiſierte ſeinen Kampf immer offener; aber 
als der ruſſiſchen Geheimpolizei eine Aufzeichnung 
über die jüdiſchen Pläne in die Hand fiel und ver. 
öffentlicht wurde, die als die „Protokolle der 
Weiſen von Zion“ bekannt wurden, fiel nicht 
nur die Regierung, ſondern die geſamte deutſche 
Offentlichkeit auf die kindiſchen und unglaubwür⸗ 
digen Ableugnungsverſuche der Juden herein. 
** 
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Als „Verbündeter“ gegen die Freimaurerei hatte 
ſich auch die römiſch⸗katholiſche Kirche in Erinne- 
rung gebracht. Die Wiederherſtellung des Kirchen⸗ 
ſtaates hatte ihr einen unverdienten Aufſtieg 
gegeben — um ſo empörter war ſie, als nicht nur 
das Einheitsſtreben des italieniſchen Volkes ſie 
Schritt für Schritt zurückdrängte, ſondern Preußen 
1866 ſich mit Italien gegen Oſterreich verbündete. 
Der Vatikan faßte dieſen Krieg als ſeinen Krieg 
auf — er ſollte die Niederlage des Königreichs 
Italien und des „ketzeriſchen Preußen“ bringen. 
Das Ergebnis war umgekehrt — „il mondo 
cascal!“. — „Die Welt ſtürzt zuſammen!“, 
rief der päpſtliche Nuntius in München 
aus, als er die Nachricht vom preußiſchen 
Siege bei Königgrätz bekam, deſſen Ergebnis 
eine Stärkung Preußens und Italiens war. Bis 
1870 ſchützten noch franzöſiſche Truppen des immer 
ſtärker in klerikalen Händen befindlichen Na⸗ 
poleon III. Rom vor dem Einmarſch der Italiener. 
Napoleon III. war als „Schwert der Kirche“ 
gegen Preußen auserſehen, die päpſtliche Politik 
arbeitete mit allen Mitteln, um ein franzöſiſch⸗ 
öſterreichiſches Bündnis gegen Preußen zuſtande zu 
bringen. Die Jeſuiten hetzten zum Kriege gegen 


WORKHOUSE 
FRA Gw 4 


, 


7 7 s , 2 — 2. 5 b 7 d éd ` 

7 Lë 7. 5 GC BU, 2 2 a e Lef | \ 
92 7 E ké \ \ e D d N 
| b 22 Te 77 ez 0 gi 


j 
C éi a N de Së WM A 
de e * 

— ` M EIER Me 


0 
) 


finks oben: Die entthronten Monarchen nach den Revolten in 
kuropa vor dem Arbeitshaufe (diefelben Kaifer ſiehe Bildfeite 4 unten !) 


finks unten: Stellt bildlich die erftrebte Ifolierung Deulſchlands 
in der europäiſchen Mäctekonftellation dar 8 


mitte oben: Gibt eine Anficht der angeſtrebten ſtaatlichen Über- 
gangsgebllde bis zur völligen Bolfhewifierung Europas 


Aus Arno Schickedanz: 


45 


Preußen. Die überraſchende Niederlage der fran⸗ 
zöſiſchen Heere vereitelte alle geſchickt eingefädelten 
Pläne; in Süddeutſchland Abfallgelüſte von der 
deutſchen Sache zu erzeugen; in Wien getraute man 
ſich nicht, auf die franzöſiſche Seite zu treten, weil 
man fürchtete, daß die Deutſchen in Öfterreich nicht 
mitgehen würden, und weil man wußte, daß Ruß⸗ 
land wahrſcheinlich nicht neutral bleiben würde. 
Das Ergebnis des Krieges war für die päpſt⸗ 
liche Politik niederſchmetternd: Ein neues deut- 
ſches Kaiſerreich entſtand, das ohne den 
Segen der Kirche geworden war, an 
deſſen Spitze ein proteſtantiſches Herr— 
ſcherhaus ſtand und in dem der Gedanke 
der Gewiſſens⸗- und Glaubensfreiheit 
von weiteſten Kreiſen vertreten war; 
Frankreich, der Degen des Papſttums, war befiegt, 
die katholiſchen Habsburger hatten vor der Dro- 
hung der „ketzeriſchen“ Preußen und der ſchis⸗ 
matiſchen Ruſſen kuſchen müſſen und rangen ſelbſt 
gegen eine völkiſche Bewegung in Oſterreich, und 
der Kirchenſtaat (unbeſtritten das am ſchlech⸗ 
teſten verwaltete Staatsweſen im da⸗ 
maligen Europa) war von Truppen des König⸗ 
reichs Italien beſetzt; der Vertreter deſſen, „der 
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nicht hatte, worauf fein Haupt zu betten“, war 
ſeiner weltlichen Machtſtellung entkleidet. 

Aber es waren nicht nur dieſe naheliegenden 
Gründe, die die römiſche Kirche in den Kampf 
gegen das Deutſche Reich trieben. Ein machtvolles 
und kräftiges Deutſches Reich wird traditionell von 
der politiſierenden katholiſchen Kirche bekämpft, weil 
es ſelbſtverſtändlicher Anhalts- und Ausgangspunkt 
nationaler Selbſtbeſinnung in Europa ſein muß. 
Es mag noch ſo amtlich chriſtlich ſein — die rö— 
miſche Kirche weiß ganz genau, daß das Raſſeerbgut 
der Deutſchen trotz allen Unglücks ihrer Geſchichte 
noch viel zu ſtark iſt, als daß fie Dë dem ultra- 
montanen Univerſalismus unterordnen, auf das 
Recht der freien Forſchung, des freien Erkennens 
der geiſtigen und ſeeliſchen Eigenbeſtimmung ver- 
zichten. Die römiſche Kirche hat darum das Reich 
der Salier und der Staufer vernichtet, ſie hat 
der Wiederherſtellung eines machtvollen Deutſchen 
Reiches durch Ludwig den Bayern ſich entgegen⸗ 
geſtellt, ſie hat ſich ſelbſt dem durchaus katholiſchen 
Karl V. an der Seite der franzöſiſchen Macht ent⸗ 
gegengeworfen — ſie iſt ihrer Überlieferung nach 
dem Deutſchen Reiche feindlich. Wer dieſe nüchterne 
Wahrheit nicht kennt und anerkennen will, hat 
weder Geſchichte noch Kirchengeſchichte gelernt. 


Bismarck wußte, wie ſehr die päpſtliche Politik 
Frankreich in den Krieg geriſſen hatte, wie ſehr 


Römlinge in Deutſchland auf den Augenblick ge⸗ 


wartet hatten, dem kämpfenden Heer in den Rücken 
zu fallen, er erinnerte ſich, wie noch am 16. Juli 
1870 daß klerikale „Münchener Volksblatt“ 
geſchrieben hatte, damit offen zur Stellungnahme 
für Frankreich auffordernd: 


„Der Krieg iſt fertig, Preußen will abſolut ſeine 
Prügel haben, preußiſcher Übermut hat den Krieg 
herbeigeführt. Die noble Mäßigung des fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten, die feine Art, eine ganz 
berechtigte Forderung zu ſtellen, die Zartheit in 
dem Beſtreben, die Empfindlichkeit des Preußen⸗ 
königs zu ſchonen und dabei der Sicherheit und 
Würde Frankreichs doch nichts zu vergeben, das 
alles muß von jedem rechtlich denkenden und 
jedem ruhigen Politiker unbedingt gewürdigt und 
gebilligt werden. Was ſoll man dagegen von dem 
Preußen und ſeinen Manieren ſagen? So ſpielt 
Preußen mit dem Frieden Europas, mit dem 
Glück und Gut von Millionen, mit dem Leben 
Tauſender! Die Rache für Sadowa iſt im An⸗ 
zuge, die ewige Gerechtigkeit hat das Schwert 
erhoben über den ungeheuren Frevel, über die 
blutigen Räuber von 1866, mag es nieder⸗ 
ſchmettern auf ihr Haupt; wir wollen, wir dürfen 
ihr nicht in den Arm fallen! Gehe die Rache 


ihren Gang, komme das Blut unſerer auf ſo viel 


Schlachtfeldern erſchlagenen Brüder und Söhne 
auf das Haupt der preußiſchen Mörder! Vor 
den ſiegreichen Kanonen Frankreichs, das Gott 
berufen, unſere Rache zu übernehmen, da iſt der 
rechte Platz für Kain⸗Preußen!“ 
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Mit Recht ſprach Bismarck am 5. Dezember 
1874 im Reichstag aus: „Daß der Krieg 1870 
im Einverſtändnis mit der römiſchen Politik gegen 
uns begonnen worden iſt, daß an dem franzöſiſchen 
Kaiſerhofe gerade die römiſch-politiſchen, jeſuitiſchen 
Einflüſſe, die dort in berechtigter oder unberechtigter 
Weiſe tätig waren, den eigentlichen Ausſchlag gaben 
für den kriegeriſchen Entſchluß, der dem Kaiſer 
Napoleon ſehr ſchwer wurde und ihn faſt über— 
wältigte, daß eine halbe Stunde der Friede dort 
feſt beſchloſſen war und dieſer Beſchluß umgeworfen 
wurde durch Einflüſſe, deren Zuſammenhang mit 
den jeſuitiſchen Grundſätzen nachgewieſen iſt — 
über das alles bin ich vollſtändig in der Lage, Zeug⸗ 
nis ablegen zu können; denn Sie können mir wohl 


glauben, daß ich dieſe Sache nachgerade nicht bloß 


aus aufgefundenen Papieren, ſondern auch aus 
Mitteilungen, die ich aus den betreffenden Kreiſen 
ſelbſt habe, ſehr genau weiß.“ 


Für den Vatikan war der verlorene Krieg 
Frankreichs von 1870/71 nur eine mißglückte 
Schlacht, „nach der man eine neue gewinnen kann“. 
Er begann den Kampf ſogleich. Er machte Frank— 
reich gleich nach der Niederlage Hoffnungen. Schon 
im September 1872 empfahl die franzöſiſche kle⸗ 
rikale Zeitung ein Buch: „La politique prus— 
sienne et le catholicisme en Allemagne“, 
in dem geſagt wurde, die Katholiken in Deutſchland 
ſollten ſich mit den Franzoſen vereinigen, um dem 
proteſtantiſchen Kaiſertum ein Ende zu machen; 
Wallfahrten nach Lourdes, Predigten gegen Deutſch— 
land löſten ſich ab. Im Deutſchen Reich wurde 
deutlich Propaganda für eine Zuſammenarbeit aller 
Katholiken der Welt gegen das neue Reich gemacht; 
Kolping, der Gründer der katholiſchen Geſellen⸗ 
vereine, ſprach es offen aus, daß die katholiſchen 
Geſellenvereine zur Bekämpfung des Preußentums 
dienen und einen Damm gegen die Hohenzollern 
bilden ſollten. (W. Menzel: „Geſchichte der neueſten 
Jeſuitenumtriebe in Deutſchland“, Stuttgart 1873, 
S. 93.) Im Reichstag bildete ſich die DS 
trumsfraktion, von der Bismarck ſagte; „Ich habe, 
als ich aus Frankreich zurückkam, die Bildung dieſer 
Fraktion nicht anders betrachten können als im Licht 
einer Mobilmachung gegen den Staat.“ Genau 
wie einſt im Kampf gegen Heinrich IV. der päpſtliche 
Stuhl zuerſt jeden möglichen Widerſtand der deut⸗ 
ſchen Biſchöfe ausſchaltete, ſo geſchah es auch dies— 
mal. Das vatikaniſche Konzil von 1870 beſchloß 
gegen den Proteſt deutſcher Biſchöfe, daß der Papſt 
unfehlbar in Glaubensdingen fein ſolle. Die pro- 
teſtierenden deutſchen Biſchöfe unterwarfen ſich „löb— 
lich“; eine Abſpaltung, die altkatholiſche Bewegung, 
die dies nicht mitmachen wollte, wurde in Kauf ge- 
nommen — die vatikaniſchen Truppen auf deutſchem 
Boden ſtanden aufmarſchiert. Die hierauf ein⸗ 
ſetzenden Kämpfe ſind im vorigen Heft der 
„Schulungsbriefe“ eingehend behandelt worden. 

Alle Maßnahmen des jungen Bismarckreiches 
ſtießen auf eine geradezu revolutionäre Hetze. Die 
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„Germania“ ſchrieb am 14. Juli 1872, offenen 


Landesverrat zugunſten Frankreichs treibend: „Man 


täuſche ſich in der Wilhelmſtraße in Berlin nicht! 
Wenn man den Kampf eröffnet, dann werden es 
nicht die Zündnadeln oder Werdergewehre ſein, 
welche einen raſchen Sieg herbeiführen; man wird 
vielmehr einen Widerſtand heraufbeſchwören, den 
man bei der jetzigen Weltlage zu vermeiden alle 
Urſache hätte. Allerdings werden die Katholiken 
nicht zur Revolution greifen; aber man wird in 
demſelben Grade, in welchem man den Katholiken 
wehe tut, die Widerſtandskraft gegen diejenige 
drohende Macht (Frankreich) verlieren, welche ſich 
die Verlegenheit zunutze machen wird, in die man 
ſich blindlings ſtürzt, und in dieſem Falle möchte es 
ſich zum Unglück Deutſchlands nur zu bald erweiſen, 
daß es unwahr ſei, wenn man ſagt, daß das Deutſche 
Reich „feſter als je“ gebaut ſei.“ 


In Frankreich notierte man alle dieſe Dinge mit 
Begeiſterung. Kein Geringerer als Erneſt Renan 
ſagte dort: „Wir müſſen den Kampf gegen die 
Jeſuiten aufgeben auf kirchlichem Gebiet, denn ſie 
werden am Tage der Abrechnung mit Deutſchland 
unſere Verbündeten ſein!“ (W. Menzel a. a. O., 
S. 331.) | 

Der Kampf Bismarcks gegen dieſe plötzlich out, 
getauchte klerikale Drohung wurde nicht gewonnen; 
der Staat wich zurück, rettete nur die Zivilehe, 
die Schulaufſicht und das Kirchenaustritts⸗ 
geſetz ſowie die Ausweiſung der Jeſuiten, 
kam nach dem Tode Pius IX. zu einem Ausgleich 
mit der Kirche, der ſtark zu ſeinem Schaden war. 
Als Bismarck ſtürzte, war kein Halten mehr. 1891 
wurden 16 Millionen Mark, die angeſammelten ge⸗ 
ſperrten Einkünfte der Biſchöfe, dieſen wieder aus⸗ 
gezahlt, dreimal beſuchte der Kaiſer Wilhelm II. 
Papſt Leo XIII., 1904 wurde die Einrichtung 
„Marianiſcher Kongregationen“ an den deutſchen 
Schulen erlaubt, die Zahl der Ordensleute ſtieg 
von 9000 im Jahre 1872 auf 60 635 im Jahre 
1908 — aber die Feindſchaft des politiſchen Katho⸗ 
lizismus gegen das Reich änderte ſich nicht. Sie 
wurde nur geſchickter vorgetrieben. Alle grund⸗ 
ſätzlichen Gegner des Reiches, Elſäſſer Separa⸗ 
tiſten, Polen, Welfen fanden im Reichstag An⸗ 
ſchluß bei der Zentrumspartei, dieſe ſabotierte das 
Kolonialreich, das Karl Peters (ſiehe Schulungs⸗ 
brief 8/36) aufrichten wollte, verſagte ſich allen 
Wehrvorlagen, falls ſie nicht kirchliche Vorteile 
einhandeln konnte. Der Haß gegen den deutſchen 
Nationalgedanken blieb der gleiche. Eine Boni⸗ 
fatius⸗Broſchüre aus Paderborn ſchrieb 1895: 
„Wir ſind zuerſt Chriſten, zuerſt Katholiken, und 


erkennen in dem modernen Patriotismus ein Stück 


Barbarei, ein Vergehen an der Menſchheit, eine 
Sünde gegen die Mächſtenliebe, einen Abfall vom 
Chriſtentum. Den modernen Patriotismus über⸗ 
laſſen wir unſerem alten Vetter, dem deutſchen 
Michel, und der mag uns mit ſeinem Nationali⸗ 
tätsſchwindel vom Leibe bleiben.“ Der Jeſuit 
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Lehmkuhl lehrte in ſeiner „Moraltheologie“ 
über den militäriſchen Fahneneid: „Die Hier, 
pflichtung des Eides kann unmittelbar 
gelöſt werden durch die kirchliche Autori⸗ 
tät, nämlich durch die Gewalt des Papſtes 
und der Biſchöfe und durch andere, ge⸗ 
mäß dem päpſtlichen Willen rechtmäßig 
Delegierte.“ 

Wie das Zweite Reich den Kampf gegen den 
Marxismus verlor, weil es den deutſchen Arbeiter 
nicht zu gewinnen verſtand und mitanſehen mußte, 
wie die Sozialdemokratie von Jahr zu Jahr im 
Reichstag wuchs, ſo brach es auch den Kampf mit 
dem kirchlichen Univerſalismus ab, der ſich im 
Reich immer machtvoller ausbreiten konnte, weil 
keine Volksbewegung gegen die getarnten Mächte 
entflammt wurde. 

Weder das eine noch das andere bekam das 
Zweite Reich fertig. Wenn es zugriff, wie im 
Kulturkampf und im Sozialiſtengeſetz, ſo war der 
Zugriff ſchwach und ließ den Reichsfeinden den 
Triumph, daß ſie über „die Polizei geſiegt hatten“. 
Wenn es reformierte, ſo ließ es gut angelegte und 
verſtändige Reformen, wie die Arbeiterſchutzgeſetze 
Wilhelms II., von den Intereſſenten zerreden und 
um alle Wirkung bringen. 

Es war ein liberaler Staat. — Und das war 
ſeine eigentliche Schwäche. Er wurde von zu 
wenigen geliebt, obwohl er dem deutſchen Volk ein 
Daſein gab, das im allgemeinen beſſer und ge⸗ 
rechter war als dasjenige in den meiſten Ländern 
Europas — weil er gar nicht um die Liebe des 
Volkes warb und nicht durch gradlinige Klarheit 
feines Weges mit Selbſtverſtändlichkeit die ſuchen⸗ 
den Volksmaſſen anzog. Und er wurde nicht genug 
gefürchtet von denen, die ihn ungeſtraft haſſen 
konnten und dieſen Haß ſogar im eigenen Reichs⸗ 
tag offen ausſprachen. An Mangel an Liebe und 
an Mangel an Haß wurde das Zweite Reich ſo 
krank, daß man es von außen anzugreifen wagte 
und von innen in die Luft ſprengen konnte. 

Und außerdem war es krank an der „Taktik“. 
Das iſt eine alte deutſche Krankheit, auf die man 
ſich nirgendwo beſſer verſteht als im Weltjudentum, 
in den Freimaurerlogen und in der politifierenden 
Geiſtlichkeit aller Sorten, wo man ſeit langem 
das Prinzip hatte, wenn man wirklich von der 
deutſchen Staatsgewalt am Kragen gekriegt war, 
ſich verſtändnisvoll als möglicher Bundesgenoſſe 
anzubiedern — dann würde man ſchon wieder frei⸗ 
gelaſſen werden und weiter wühlen können. 

Das Zweite Reich überſchätzte die Gegenſätze 
zwiſchen Marxismus, Klerikalismus, Kapitalis- 
mus, Demokratie, Freimaurerei — es erkannte bis 
in ſeine Todesſtunde nicht, daß ſie alle nur Truppen 


der gleichen Front ſind: der Front Judas gegen 


unſer Volk. Und alle nur unter einem Kom⸗ 
mando ſtehen: dem Kommando Jahves, damit 
„Iſrael alle Völker freſſe“! 

Wir aber müſſen dieſe Erkenntnis ganz klar zu 
allen Stunden haben. 
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Das deutſche Buch 


Ludwig Geßner: 
„Der Zuſammenbruch des Zweiten 
Reiches“ 
Seine politiſchen und militäriſchen 
Lehren. 
248 Seiten; Preis geb. 6, — RM.; br. 4,50 RM. C. H. 
Beck' ſche Verlagsbuchhandlung, München 23, 1937. 
Der Verfaſſer will mit dieſem ausgezeichneten Ergebnis 
eines 17jährigen Spezialſtudiums und langjähriger Berufs⸗ 
und Kriegserfahrung der politiſchen Erziehung dienen. 
Nicht nur hiſtoriſche Fehler der Zeit bis zum Kriegsende, 
ſondern auch ihre Quellen werden klargelegt. Dabei wurde 
in der Form und dem Inhalt der Darſtellung die Volks- 
tümlichkeit des Werkes bewußt erhalten. Die in vorliegen- 
der Folge der Schulungsbriefe gebrachten Auszüge „Fehler⸗ 
ſchau“ zeigen, was dieſes Werk an wertvollen Erkenntniſſen 
zu bieten vermag. 


Houſton Stewart Chamberlain: 
„Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts“ 


Ungekürzte Volksaus gabe; 1264 Seiten in zwei 
Leinenbänden, zuſammen Preis 5,70 RM. 


Verlag F. Bruckmann A. G., München, 1936. 


Mit der vorliegenden Folge haben die Schulungsbriefe 
in ihrer laufenden Geſchichtsbetrachtung die Schwelle des 
20. Jahrhunderts überſchritten. Es iſt unmöglich, das 
Werk Chamberlains, des großen Künders deutſcher Zu- 
kunft, aus dieſer Epoche des deutſchen Lebens hinwegzu⸗ 
denken. Die „Fahne des Deutſchbewußtſeins wurde vom 
zarten und doch feurigen Chamberlain hinübergerettet ins 
20. Jahrhundert“ (A. Roſenberg). 


Gottfried zur Beek: 


„Die Geheimniſſe der Weiſen von Zion“ 


21. Auflage 1936, 72 Seiten, Preis 0,90 RM. 


Zentralverlag ber NSDAP. Franz Eher Nachf. 
GmbH, München-Berlin. 

Wer „Die Geheimniſſe der Weiſen von Zion“ kennt, 
verſteht auch, warum das Judentum mit allen Mitteln der 
Lüge die Echtheit dieſer Protokolle abzuſtreiten verſucht. 
Dem darin niedergelegten rückſichtsloſen Weltherrſchafts. 
ſtreben des Judentums konnte erſt durch den National- 
ſozialismus Einhalt geboten werden. Das Werk wird 
ganz beſonders empfohlen zur noch beſſeren Verſtändlich— 
machung und Erweiterung des in der vorliegenden Folge 
gebrachten Aufſatzes „Die überſtaatlichen Mächte im zweiten 
Reich“. 


„Die Welt der Diplomaten“ 


Aus den Lebenserinnerungen des Freiherrn Her mann 


von Eckardſtein. 


395 Seiten, Preis geb. 4,80 RM. Verlag: Paul Liſt, 
Leipzig, 1937. ; 


Unſere Zeit bringt der Diplomatenwelt der wilhelmi- 
niſchen Ara mit Recht wenig Liebe entgegen. Dennoch 
ſind Memoiren von Vorkriegsdiplomaten — ſofern ſie 
ſachlich gehalten und auf authentiſche Unterlagen ſich ſtützen 
— gerade für uns, die wir politiſche Menſchen ſein wollen, 
außerordentlich intereſſant und aufſchlußreich. Im beſon⸗ 
deren Maße gilt dies von dem Erinnerungsbuch des Frei— 
herrn von Eckardſtein, der als erſter Sekretär an der 
deutſchen Botſchaft in London leidenſchaftlich für den 


deutſch-engliſchen Ausgleich gewirkt hat. Das Auf und Ab 
der deutſch⸗engliſchen Beziehungen und darüber hinaus die 
Zielloſigkeit unſerer damaligen Außenpolitik iſt hier mit 
großem Geſchick dargelegt. Se 


„Auf Hieb und Stich“ 
Stimmen zur Zeit am Wege einer deutſchen Zeitung 
Herausgegeben von Gunter d' Alquen 


326 Seiten; Preis geb. RM. 3,60; Zentralverlag der 
NSDAP., Franz Eher Nachf. GmbH., München⸗Berlin 1937 


Ein „Brevier der anſtändigen Geſinnung“ iſt das neue 
ſchneidige Buch genannt worden. Als einen Kameraden im 
Kampf, Feind aller Unnatur und als willkommene Waffe be⸗ 
grüßen wir dieſe wertvolle Neuerſcheinung mit dem Wunſche, 
daß ſie einen noch größeren Kreis erfaſſen und ausrichten möge, 
als das „Schwarze Korps“ ſchon zu ſeiner Gefolgſchaft zählen 
darf. Es ſoll kein Lehrbuch ſein, aber es bedarf kaum noch der 
Betonung, in welch einem beſonderen Maße dieſe 70 Aufſätze 
aus dem „Schwarzen Korps“ der Geſtaltung der Idee und 
der Klärung unſeres Wollens dienlich ſind. 


Hauptmann (E) Egon Hundeiker: 
„Raſſe, Volk, Soldatentum“ 


Mit 37 Abbildungen auf 10 Bildtafeln. Preis in Lwd. 
geb. 6, — RM.; br. 4,80 RM. J. F. Lehmanns 
Verlag, München 2 SW, 1937. 


Der Offizier und der Raſſenforſcher haben ſich in dieſem 
vielſeitigen Buch gefunden und zu einer nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Volks⸗ und Weltbetrachtung vereint, deren ſowohl 
wehrgeſchichtlich als auch nationalpolitiſch erfahrungsreiche 
Darſtellung einen wertvollen Beitrag zur Vertiefung 
unſeres neuen Weltbildes liefert. Nicht allein für den 
Truppenführer, ſondern mehr noch für den Politiker, 
gerade für die Außenpolitik iſt das Wiſſen um das Denken 
und die Seele anderer Raſſen, Völker und Heere von aus— 
ſchlaggebender Bedeutung. Wir können das Buch gern 
empfehlen. 


Generaloberarzt Dr. Hugo Bofinger: 
„Sanitäts-Schule“ 

Für den Unterricht und Selbſtunterricht in erſter Hilfe 
bei Verletzungen, Unglücksfällen und Geſundheitsſchädi⸗ 
gungen durch chemiſche Kampfſtoffe, nebſt Anleitungen zur 
Verbandstechnik, Krankentransport und Desinfektion. 
152 Seiten mit 120 Abbildungen; Preis br. 0,80 RM. 


J. F. Lehmanns Verlag, München, 1937. 


Für den Träger einer Weltanſchauung, die ſo tief im 
Biologiſchen wurzelt wie die unſrige, iſt dieſes allgemein⸗ 
verſtändliche kleine Buch ein Rüſtzeug, das ein einfach not⸗ 
wendiger Beſtandteil unſeres Marſchgepäcks ſein ſollte. Ein 
Hilfsbuch nicht nur für den Marſchdienſt, ſondern ebenſo 
wertvoll für den Marſch durchs Leben, für den Sozialis⸗ 
mus im kleinen, d. h. für die ſtändige Hilfsbereitſchaft 
und Hilfs fähigkeit bei den Vorkommniſſen des All⸗ 
tags. Von 500 000 jährlich verunglückenden Volksgenoſſen 
ſtarben 24000! Da iſt das Studium dieſer 150 Siem. 
Dftavfeiten keine verlorene Zeit. 


Zu unſerer Bildſeite 3 

Der Berliner Kongreß: Im Vordergrund 
links auf den Stock geſtützt der Jude Disraeli („die 
Raſſenfrage iſt der Schlüſſel zur Weltgeſchichte“ iſt 
feine bekannteſte Außerung). 


Auflage der Auguſt-Folge über 2 Millionen 


Nachdruck, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung des Verlages und der Schriftleitung. Herausgeber: Der Reichsorganiſa⸗ 
tionsleiter — Hauptſchulungsamt. Hauptſchriftleiter und verantwortlich für den Geſamtinhalt: Reichsamtsleiter Franz H. Woweries, 
Md N., Berlin W 35, Großadmiral⸗Prinz⸗Heinrich⸗Straße 12. Fernruf: 22 55 65; verantwortlich für die amtlichen Bekanntmachungen: 
Hauptorganiſationsamt der NSDAP., München. Verlag Franz Eher Nachfg. GmbH., Zweigniederlaſſung Berlin SW 68, Zimmer 
ſtraße 87—91 (Zentralverlag der NSDAP.), Fernruf: 110022; Druck: M. Müller & Sohn K. G., Berlin SW 19, 
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Männer der Partei und des Staates 
SERIEN uns: 


58 Die „Deutſche Kulturbuchreihe“ iſt eine wertvolle Bereicherung unſeres 
en deutſchen Schrifttums, die, ausgezeichnet durch ihren geiftigen Gehalt, ihre 
| nationalſozialiſtiſche Grundhaltung und ihre äußere Geſtaltung, wahrhaft 
deutſches Geiſtesgut wohlfeil allen Volksgenoſſen zugänglich macht. 
Ich wünſche der verdienſtvollen Schöpfung des Zentral-⸗Parteiverlages 
der „Deutſchen Kulturbuchreihe“ weiteſte Verbreitung. 


Die „Deutſche Kulturbuchreihe“ iſt inhaltlich auf einer beachtenswerten 
Höhe, und ihre Bücher ſtellen eine angenehme und das Wiſſen fördernde 


Unterhaltungslektüre dar. Adımmar- 


Die vom Zentralverlag der NSDAP. herausgegebene „Deutſche 
Kulturbuchreihe“ betrachte ich als eine bedeutende verlegeriſche Tat. Wert- 
volle Werke zeitgenöſſiſcher deutſcher Schriftſteller werden in geſchmack⸗ 
vollſter Ausſtattung zu außerordentlich niedrigem Preiſe dargeboten. Die 
„Deutſche Kulturbuchreihe“ iſt eine Hausbücherei von bleibendem Wert. 


n Ae 


Die Parole lautet: Die ,‚Deutfche Kulturbuchreihe“ in jede Hand! 


Nähere Auskunft erteilt jede Buchhandlung und der 


Zentralverlag der NSDAP., Franz Eher Nachf. G. m. b. H. 


Berlin sw 68, Zimmerftraße 88-91 
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Oben: Bismarcks Grabftätte in Friedrichsruh ` 
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